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Wo sind die anderen? 

Der SS-Mann Oskar Gröning steht nach 70 Jahren 
für seine Taten in Auschwitz vor Gericht. Zigtausen¬ 
den wurde das von der deutschen Justiz erspart. 
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Floristin in Uniform 

Vom Flughafen ist ein Grollen zu hören. Der Waf¬ 
fenstillstand in der Ostukraine klingt wie Mörser¬ 
feuer. Eine Reportage 
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Thema der Woche 


125 Jahre Kampftag 
der Arbeiterklasse 

Im Juli 1889 trafen sich in Paris rund 400 
Delegierte von Arbeiterorganisationen aus 22 
Ländern zum Internationalen Sozialistenkon¬ 
gress. 

Der Kongress rief die Arbeiter aller Länder 
u. a. auf, am 1. Mai 1890 für den Acht¬ 
stundentag und die internationale proleta¬ 
rische Solidarität zu demonstrieren. 
Obgleich Sanktionen und Repression droh¬ 
ten, beteiligten sich allein in Deutschland 
rund 100 000 Arbeiterinnen. 

Seiten 8 und 10 


Eine Klasse - eine Gewerkschaft 



M it den Streiks der Lokführe- 
rlnnen in der letzten Woche 
ist noch einmal deutlich ge¬ 
worden, was für ein mächtiges Mittel 
Streiks zur Durchsetzung von Inter¬ 
essen sind. Dass es sich bei der zum 
Streik aufrufenden Gewerkschaft der 
Lokführer (GdL) um eine Organisa¬ 
tion handelt, die nicht im DGB or¬ 
ganisiert ist, sondern im sonst eher 
konfliktscheuen Beamtenbund, soll 
uns nicht dazu verleiten, das Streik¬ 
recht der GdL anzuzweifeln. Im Ge¬ 
genteil, im aktuellen Fall dürfen sich 
Bahnkunden wohl bei Arbeitsministe¬ 
rin Nahles bedanken, denn der Streik 
der GdL fand nicht zuletzt aufgrund 
der drohenden Einschränkung des 
Streiksrechts durch das geplante Ta¬ 
rifeinheitsgesetz statt. 

Aber ob es nun die GDL, der Mar- 
burger Bund (MB) oder die Vereini¬ 
gung der Piloten Cockpit (VC) ist, fast 
allen ist gemeinsam, dass ihre Mitglie¬ 
der ihre Interessen nicht mehr durch die 
Gewerkschaften vertreten sehen und in 
Zeiten härterer Verteilungskämpfe ihre 
Konflikt- und Streikfähigkeit auch ein- 
setzen, und zwar unabhängig von den 
Interessen der übrigen Beschäftigten, 
um für sich exklusiv bessere Ergebnis¬ 
se zu erreichen. Diese exklusive So¬ 
lidarität ist es, die das Grundprinzip 
der Solidarität, die Unterstützung der 
Schwachen durch Starke, verletzt, die 
Einheitsgewerkschaft bedroht und die 
Spaltung der Arbeiterklasse vertieft. 
Genau deshalb lehnen wir sie ab, sagen 
ihnen, dass es der falsche Weg ist, den 
sie beschreiten. Eine Änderung ihres 
Verhaltens können wir nur über eine 
scharfe inhaltliche, aber solidarische 
Auseinandersetzung mit ihnen, über 
ihr Bewusstsein, über eine gemeinsa¬ 
me Praxis in den betrieblichen und ta¬ 
riflichen Kämpfen und eine Stärkung 
ihrer berufsspezifischen Interessen in 
den Gewerkschaften erreichen. 

Wir dürfen nicht ignorieren, dass 
die eigentliche Funktion von Gewerk¬ 
schaften - die Beseitigung der Konkur¬ 
renz unter den Arbeiterinnen - nicht 
erfüllt wird, wo sich die Ärztin und 
der Krankenpfleger gegeneinander 
ausspielen lassen. Höher Qualifizier¬ 
te werden hier immer bessere Karten 
haben, wenn der Streit zwischen den 
Berufsgruppen ausgetragen wird. Es 
muss aber darum gehen, Löhne - vor 


allem auch in den unteren Lohngrup¬ 
pen - anzuheben, Arbeitsbelastung zu 
verringern, Fort- und Weiterbildung zu 
gewährleisten und Arbeitszeit zu ver¬ 
kürzen. Diese Ziele zu erreichen, schaf¬ 
fen die Piloten nicht ohne die Fluglot¬ 
sen, die Ärzte nicht ohne die Kranken¬ 
schwestern und die Lokführer nicht 
ohne die Kollegen in den Stellwerken. 
Das Prinzip „Ein Betrieb - eine Ge¬ 
werkschaft“ ist kein gesetzlich zu re¬ 
gelnder Anspruch, um Arbeitskämpfe 
zu regulieren (und zu erschweren). Es 
ist ein Ziel der Gewerkschaftsbewe¬ 
gung, die Einheit in der Organisation 
und im Handeln herzustellen, um Kon¬ 
kurrenz innerhalb der Arbeiterklasse 
auch schon im Kapitalismus weitge¬ 
hend auszuschalten, also in einem Sys¬ 
tem, in dem die überwältigende Mehr¬ 
heit die eigene Haut zu Markte tragen 
muss, um überhaupt leben zu können. 

Dazu ist schon die innerhalb des 
DGB hier und dort zutage tretende 
Konkurrenz der Einzelgewerkschaf¬ 
ten problematisch, wo sie eine mög¬ 
lichst schlagkräftige Organisierung 
von Belegschaften verhindert. Wenn 


jetzt IG Metall, IG BCE, IG BAU 
und EVG eine Kooperationsverein¬ 
barung treffen, die eine Antwort auf 
zukünftige Veränderungen der Ar¬ 
beitswelt bietet, dann drängt sich die 
Frage auf, warum eine solche Koor¬ 
dination nicht über den DGB läuft. 
Wenn entlang von „Wertschöpfungs¬ 
ketten“ Mitglieder organisiert werden 
sollen, dann ist das dort zu begrüßen, 
wo Gewerkschaften sich für die Wie¬ 
dereingliederung von „outgesourc- 
ten“ Betrieben, für die Abschaffung 
von Leih- und Zeitarbeit einsetzen, 
und gut organisierte Belegschaften 
beispielsweise die Lage der Kollegin¬ 
nen in Zulieferbetrieben in den Blick 
nehmen. Hier sollten wir keine Scheu¬ 
klappen akzeptieren und neben dem 
schon genannten Prinzip „Ein Be¬ 
trieb - eine Gewerkschaft“ vor allem 
der Organisation das Feld überlassen, 
die die besten Chancen hat, die Kol¬ 
leginnen zu organisieren und Aktive 
inhaltlich zu begleiten. Wo es aber da¬ 
rum geht, dass DGB-Gewerkschaften 
um Mitglieder konkurrieren, sich um 
Betriebe und Branchen streiten, in de¬ 


nen die Trennlinien zwischen Indus¬ 
trie und Dienstleistung an Schärfe 
verlieren, da haben wir nichts zu ge¬ 
winnen außer Unzufriedenheit. Die 
Kooperation zwischen den Einzelge¬ 
werkschaften muss verstärkt werden, 
über die konkrete Koordination von 
Arbeitskämpfen, über die dringend 
notwendige Abstimmung bei gesell¬ 
schaftlichen Fragen (Altersarmut, 
Arbeitszeitverkürzung,TTIP, ...), die 
Klassenfragen sind. Und weil wir wis¬ 
sen, dass das unser Klasseninteresse 
ein gemeinsames ist - auch und gera¬ 
de in Fragen, die derzeit strittig sind 
innerhalb des DGB - werden wir wei¬ 
ter für eine Stärkung des DGB kämp¬ 
fen. Bis zur Aufhebung der Konkur¬ 
renz zwischen den Lohnabhängigen, 
den Berufsgruppen, den festangestell¬ 
ten, den befristeten und erwerbslosen 
Kolleginnen, den Qualifizierten, den 
weniger Qualifizierten sowie der von 
engagierten Kolleginnen manchmal 
als besonders lähmend empfundene 
Konkurrenz unter den Gewerkschaf¬ 
ten des DGB. 

Olaf Harms 


Auf nach Köln! 

Vom 22. bis 25. Mai veranstaltet die 
Sozialistische Deutsche Arbeiterju¬ 
gend (SDAJ) im Jugendpark Köln 
das „Festival der Jugend“. Gemeinsam 
mit vielen Jugendlichen will der sozi¬ 
alistische Jugendverband feiern und 
diskutieren und mit Konzerten, span¬ 
nenden Workshops und aufregenden 
Sport- und Kulturangeboten ein coo¬ 
les Festival gestalten. 

Unterstützung für das Festival gibt es 
auch von anderen: 

„Wenn Forschung und Lehre immer 
mehr vom ,good will 4 der Banken und 
Konzerne abhängig werden, weil Un¬ 
terfinanzierung und Drittmittelabhän¬ 
gigkeit immer mehr zunehmen, dann 
muss dagegen was getan werden. Was, 
darüber will ich auf dem Festival der 
Jugend quatschen. Nebenbei ist auch 
die gute Musik echt ein Magnet.“ er¬ 
klärt Esther Bender, Vorsitzende des 
AStA der Uni Hamburg. 

★ 

Der Landessprecherinnenrat der 
Linksjugend [,solid] NRW stellt fest: 
„Wir unterstützen das Festival der Ju¬ 
gend, weil wir wissen, wie wichtig der 
Zusammenhalt linker Gruppen ist. So¬ 
lidarität & Sozialismus!“ 

Mehr Informationen unter Festival- 
der- Jugend.de 

★ 

Der Normalpreis für die Teilnahme 
beträgt 28,00 Euro, mit dem Solipreis 
von 38,00 trägt man/frau noch etwas 
zur Unterstützung des Festes bei. Im 
Preis inbegriffen sind Frühstück am 
Samstag, Sonntag und Montag, Mit¬ 
tagessen am Samstag und Sonntag so¬ 
wie der Zugang zum Zeltplatz. Alle, 
die vorbeikommen wollen und das 
Programm genießen möchten, sind 
herzlich eingeladen. Das gesamte Pro¬ 
gramm ist kostenlos. 



Kanzleramt im Zwielicht 

NSA-Affäre und ausgebliebene Überflugwarnung 


Schon im Jahre 2008 hat der Bundes¬ 
nachrichtendienst das Bundeskanz¬ 
leramt darauf aufmerksam gemacht, 
dass der US-amerikanische Geheim¬ 
dienst NSA bundesdeutsche Unter¬ 
nehmen ausspäht. Aufgefallen war 
das, weil der NSA interne BND-Da- 
tenbanken auch nach Begriffen wie 
EADS und Eurocopter durchsuchte. 
Die Datenbanken waren dem NSA 
spätestens 2002 im Rahmen der Ge¬ 
heimdienstzusammenarbeit und auf 
Anweisung des damaligen Kanzler¬ 
amtsministers Frank-Walter Steinmei¬ 
er geöffnet worden. 

Heute sagt Konstantin von Notz 
von den Grünen, die damals an der 
Regierung beteiligt waren, „das Pro¬ 
jekt der Zusammenarbeit zwischen 
BND und ausländischen Diensten 
erweise sich als ,trojanisches Pferd 4 . 


Spätestens seit 2005 hätte das Vor¬ 
gehen der NSA beim BND bekannt 
sein müssen. Beim Bundeskanzler¬ 
amt machte er „ein ganz klares Pro¬ 
blem bei der Fachaufsicht über den 
BND 44 aus. 

Wer also nur auf den BND ein¬ 
schlägt - der das allemal verdient -, 
greift zu kurz. Es waren die jeweiligen 
Bundesregierungen, die dem großen 
transatlantischen Bruder die Mög¬ 
lichkeit zur Ausspähung der gesam¬ 
melten Interna des wiedervereinigten 
Deutschland und aller seiner Bürger 
und Institutionen gaben. Sofern es 
nicht noch internere Datenbanken gab 
und gibt - was natürlich nicht auszu¬ 
schließen ist. 

Die Süddeutsche Zeitung spricht 
angesichts des „Eigenlebens des 
BND“ von einer „Schande für die 


Demokratie“. Dieses Eigenleben mag 
es geben, aber es ist ein Eigenleben 
der Eliten von Staat und Wirtschaft 
gegenüber der Bevölkerung. Nur 
bruchstückhaft, zeitversetzt und nicht 
umfassend werden wir über das infor¬ 
miert, was in unserem Namen (und 
letztlich auf unsere Rechnung) exe¬ 
kutiert wird. 

Vielleicht dient die momentane 
Erregung über den BND auch nur 
dazu, dem NSA seine Grenzen bes¬ 
ser aufzeigen zu können - im Rah¬ 
men des Kampfes der aktuellen Bun¬ 
desregierung für die neue Großmacht 
Deutschland. Die großen Konzerne 
sind im Übrigen nicht so schutzlos 
wie wir Normalbürger. Dort ent¬ 
scheiden das Betreiben eines eigenen 
Nachrichtendienstes, der zuverlässi¬ 
ge Schutz der „Betriebsgeheimnisse“ 


mit über die Höhe des Gewinns. Und 
sind somit Standard. 

Mit Moral und Demokratie haben 
diese nichts zu tun. Das gilt offensicht¬ 
lich auch für den Umgang des Kanz¬ 
leramtes mit jener Warnung, die der 
besagte BND hinsichtlich der Gefähr¬ 
dungslage im ukrainischen Luftraum 
ausgesprochen hatte. Das war kurz 
vor dem Abschuss der Boeing 777 
der Malaysia Airlines über der Ostu¬ 
kraine am 17. Juli 2014. Damals wa¬ 
ren 298 Menschen gestorben. Außer 
dem BND hatten auch Beamte des 
Auswärtigen Amtes gegenüber dem 
Kanzleramt die Lage in der Ostukra¬ 
ine als „besorgniserregend“ bezeich¬ 
net. Als Grund für die Einschätzung 
wurde der Abschuss einer Antonov- 
Militärmaschine in Höhe von mehr als 
6 000 Metern genannt. 


Üblicherweise hätte das Kanz¬ 
leramt nun die Fluglinien über diese 
Situation informiert. Doch dies ge¬ 
schah nicht. Behauptet zumindest 
die Lufthansa: „Fakt ist, dass uns 
keine Informationen von Seiten der 
Behörden vor dem 17. Juli Vorlagen“ 
„Wenn die Bundesregierung unser 
Unternehmen mit der Bewertung 
neuer Qualität gewarnt hätte, wäre 
Lufthansa sicher nicht mehr über 
der Ostukraine geflogen“, erklär¬ 
te ein Insider der Fluggesellschaft. 
Stattdessen flogen allein am 17. Juli 
drei Maschinen der Lufthansa über 
die Ukraine, die letzte zwanzig Mi¬ 
nuten vor dem Abschuss - unter still¬ 
schweigender Duldung des Kanzler¬ 
amtes. 

Adi Reiher 
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Warum ich am i. Mai 
auf die Straße gehe 


„Das Konfliktpotential liegt zwischen den 
Industriegewerkschaften und ver.di“ 

Interview mit Achim Bigus, IGM-Vertrauenskörperleiter VW Osnabrück 



In diesem Jahr rufen wir dazu auf, 
sich am „tariflosen Block“ im wei¬ 
ßen Block des Fachbereichs 3 zu be¬ 
teiligen. Vivantes hat mittlerweile 13 


Töchter, von denen keine tarifgebun¬ 
den ist, bei der Charite verhält es sich 
ähnlich. Die CFM (Charite CFM Fa¬ 
cility Management) ist noch immer 
ohne Tarifvertrag und bei sämtli¬ 
chen nachgefolgten Töchtern wur¬ 
den, ganz bewusst zum Zweck der 
Einsparung von Personalkosten, ge¬ 
gründet. 

Und es ist auch ein Tag des Wieder¬ 
sehens und des Feierns. Man trifft 
Freunde, Kolleginnen aus anderen 
Betrieben, politischen Leben und 
Gewerkschaften, genießt den frei¬ 
en Tag, denn nichts geht über einen 
Plausch mit Kolleginnen, die man 
ein Jahr nicht gesehen hat, bei Bier 
und Bratwurst am Stand der Kolle¬ 
ginnen der BSR (Berliner Stadtrei- 
nigung). 

Kati Ziemer 
Betriebsrätin bei CFM 


Ich gehe am 1. Mai auf die Straße, 
weil wir ein „gutes Leben“ und „gute 
Arbeit“ nicht geschenkt bekommen! 

Uwe Fritsch , 
Betriebsratsvorsitzender 
VW Braunschweig 




Ich gehe am 1. Mai auf die Straße, 
um ein Zeichen gegen Ausbeutung 
und schlechte Arbeitsbedingungen 
zu setzen. Die Schere zwischen Arm 
und Reich wird immer größer. Hier¬ 
bei ist es damals wie heute wichtig, 
dass die Arbeiterbewegung zusam¬ 
mensteht und gemeinsam als Lobby 
des „kleinen Mannes“ für bessere 
Arbeitsbedingungen kämpft. 

Maik Sosnowsky, 
Konzembetriebsratsvorsitzender 
der Charite 


Für mehr Personal an der Charite 


Solidarität mit einem außergewöhnlichen 
Arbeitskampf! 



Die Charite-Kolleginnen schreiben 
derzeit ein Stück Gewerkschafts- und 
Krankenhausgeschichte: Zum ersten 
Mal wird in einem Krankenhaus in 
Deutschland für mehr Personal ge¬ 
streikt. Insgesamt 500 Betten hat ver. 
di zur Schließung angemeldet, weil der 
Charite-Vorstand sich weigert, den Ge¬ 
sundheitsschutz der Beschäftigten und 
die Sicherheit der Patientinnen zu ver¬ 
bessern. Dazu erklärte die DKP in ei¬ 
ner Soliadresse an die Beschäftigen: 

„Wir, die Deutsche Kommunisti¬ 
sche Partei (DKP) Berlin unterstützen 
Euren Kampf für eine Verbesserung 
Eurer Arbeitsbedingungen. Dieser 
Kampf ist auch für alle Bürgerinnen 
und Bürger in Berlin von großer Be¬ 
deutung; denn es geht um die Verbes¬ 
serung der Pflege- und Therapiebe¬ 


dingungen. Deswegen ist Eure Parole 
„Patientenwohl ist nicht verhandelbar“ 
völlig berechtigt. 

Die Forderung nach einem ange¬ 
messenen Personalschlüssel ist in un¬ 
ser aller Interesse. Es geht auch darum, 
einen Kontrollmechanismus zu schaf¬ 
fen, mit dem die Umsetzung der Per¬ 
sonalaufstockung garantiert und kon¬ 
trolliert werden kann. 

Ihr kämpft in einem größeren Zu¬ 
sammenhang gegen die fortschreiten¬ 
de neoliberale Ökonomisierung des 
Gesundheitswesens. Die bestmögliche 
Pflege und Behandlung muss unabhän¬ 
gig vom Geldbeutel allen Menschen 
zugutekommen: GESUNDHEIT IST 
KEINE WARE. 

Wir wünschen Eurem Kampf viel 
Erfolg.“ 


IG Metall, IG Bau, IG Bergbau, Che¬ 
mie, Energie (IG BCE) und EVG ver¬ 
kündeten am 15. April eine Koopera¬ 
tionsvereinbarung. Darin geht es u. a. 
um die Zukunft der Arbeitswelt und 
darum, Konflikte unter den vier DGB- 
Gewerkschaften bei der Organisie¬ 
rung von Mitgliedern zu vermeiden. 

UZ: Von ver.di kam als Reaktion auf 
die Kooperationsvereinbarung von IG 
Metall, IG BCE, IG BAU und EVG un¬ 
ter Ausschluss von ver.di und anderen 
DGB-Gewerkschaften, dies sei“ völlig 
normal“. Trifft das zu oder bedeutet eine 
solche Vereinbarung nicht den Anfang 
vom Ende des DGB? Schließlich wäre 
es ja auch möglich, solche Vereinbarun¬ 
gen über den DGB mit allen Mitglieds - 
gewerkschaften zu schließen. 

Achim Bigus: Eigentlich müsste man 
diese Frage ja den Vorsitzenden der 
vier beteiligten Einzelgewerkschaften 
stellen: Was macht ihr da und was habt 
ihr weiter vor? Eine breite Diskussi¬ 
on in den betrieblichen oder örtlichen 
Gremien hat es ja zumindest in der IG 
Metall im Vorfeld nicht gegeben - die 
Vertrauensleute und Betriebsräte ha¬ 
ben von dieser Vereinbarung auch nur 
über die Presse erfahren, wenn über¬ 
haupt. 

Allerdings konnte man schon seit 
Jahren feststellen, dass sich z.B. IG 
Metall und ver.di zu verschiedenen 
Fragen unterschiedlich positioniert 
haben. So wurde z.B. vor der letzten 
Bundestagswahl die Kampagne „um- 
FairTeilen“, wo es um eine stärkere 
Besteuerung großer Vermögen und 
Einkommen ging, von ver.di massiv 
unterstützt, während sich die IG Me¬ 
tall zwar an manchen Orten beteiligt 
hat, aber nicht überregional bzw. auf 
Vorstandsebene, obwohl die Inhalte 
und Forderungen dieser Kampagne 
durchaus mit IG-Metall-Positionen 
übereinstimmten. Für die ver.di-Mit- 
glieder im öffentlichen Dienst ist die¬ 
se Frage unmittelbar mit ihren Tarif¬ 
kämpfen verbunden, für die IG Metall 
ist das nicht so ein unmittelbar drän¬ 
gendes Thema. 

Tatsächlich stellt sich die Frage, 
warum vier von acht Einzelgewerk¬ 
schaften jetzt eine Kooperations¬ 
vereinbarung schließen, während ei¬ 
gentlich seit der Gründung des DGB 
dieser für alle Fragen zuständig sein 
sollte, die über die Bereiche der Ein¬ 
zelgewerkschaften hinausgehen. Hier 
wird noch einmal deutlich, dass die 
großen Gewerkschaftsfusionen der 
neunziger Jahre z.B. zwischen Me¬ 
tall, Textil und Holz, zwischen Berg¬ 
bau, Chemie und Energie und zwi¬ 
schen den Dienstleistungsbranchen 
die Stellung des DGB als Dachver¬ 
band im Verhältnis zu den größer ge¬ 
wordenen Einzelgewerkschaften wei¬ 
ter geschwächt haben. 

UZ: In der Vereinbarung geht es um 
„Fragen der rationalen Organisations¬ 
abgrenzung anhand der bestehenden 
Wertschöpfungsketten“ die grundsätz¬ 
lich dem Prinzip „Ein Betrieb - eine 
Gewerkschaft - ein Tarifvertrag“ fol¬ 
gen. Was bedeutet es, wenn entlang der 
„ Wertschöpfungskette“organisiert wird 
und wo liegt das Konfliktpotential unter 
den vier Gewerkschaften? Liegt es nicht 
vielmehr zwischen Gewerkschaften wie 
ver.di und der IGM? 


Achim Bigus: Das Konfliktpotential 
liegt in der Tat nicht so sehr zwischen 
den beteiligten Industriegewerkschaf¬ 
ten, sondern viel stärker zwischen den 
Industriegewerkschaften und ver.di. 
Dabei geht es im Wesentlichen um die 
Zuordnung der sogenannten „indust¬ 
rienahen Dienstleistungen“. 

Seit etwa Anfang der 90er gibt es 
in der Industrie die Tendenz, solche 
Tätigkeiten wie Kantine, Reinigung, 
Werkschutz, Wartung und Instandhal¬ 
tung, innerbetriebliche Logistik usw. 
auszugliedern („Outsourcing“). Der 
Konflikt bei Daimler Bremen um die 
drohende Ausgliederung der Logis¬ 
tik, über den die UZ berichtet hat, ist 
ein Beispiel dafür. Dabei nutzen die 
Industriebosse das Auseinanderdrif¬ 
ten der Entgelte in den Tarifverträ¬ 
gen zwischen gut organisierten Indus- 



Achim Bigus 


triebranchen wie der Autoindustrie 
und schwach organisierten Dienstleis¬ 
tungsbranchen. 

So wurde z.B. bei Volkswagen Os¬ 
nabrück bei der Gründung des Stand¬ 
ortes aus der Konkursmasse der Firma 
Karmann die innerbetriebliche Logis¬ 
tik ausgegliedert und an eine Spedition 
vergeben, die nicht den Flächentarif¬ 
vertrag der Metallbranche anwendet 
wie Volkswagen, sondern den wesent¬ 
lich schlechteren ver.di-Tarifvertrag 
für das Speditionsgewerbe - das ist der 
Tarifvertrag, gegen dessen Anwendung 
die Beschäftigten bei Amazon seit Mo¬ 
naten immer wieder streiken. Eine sol¬ 
che Ausgliederung ist natürlich für die 
Industriebosse ziemlich attraktiv - das 
rechnet sich! 

Statt nun gemeinsam zu versuchen, 
diese schlecht organisierten Bereiche 
zu organisieren und dabei das Prinzip 
„Ein Betrieb - eine Gewerkschaft“ an¬ 
zuwenden, machen sich die Industrie¬ 
gewerkschaften und ver.di diese Be¬ 
reiche bzw. die potentiellen Mitglieder 
jetzt gegenseitig streitig. 

Die örtlichen Neugründungen 
von Gewerkschaften nach der Be¬ 
freiung vom Faschismus haben ja, so¬ 
weit ich die Geschichte kenne, keinen 
Dachverband von selbstständigen 
Einzelgewerkschaften vorgesehen, 
sondern eine Einheitsgewerkschaft 
mit Fachgruppen für die verschie¬ 
denen Branchen. Wenn sich dieses 
Organisationsprinzip durchgesetzt 
hätte, was damals von den Westalli¬ 
ierten verhindert wurde, dann gäbe 
es diese Abgrenzungskonflikte heute 
nicht oder zumindest nicht in dieser 
Schärfe. 


UZ: Im DGB klaffen die Positionen 
zu aktuellen, wichtigen Fragen ausein¬ 
ander. Das betrifft vor allem die Frage 
nach dem sogenannten Tarifeinheits- 
gesetz • Wie ist es zu erklären, dass bei¬ 
spielsweise IGM und ver.di so weit aus¬ 
einander liegen? 

Achim Bigus: Interessanterweise ha¬ 
ben die Industriegewerkschaften ja, 
anders als ver.di, in ihren Betrieben 
keine oder zumindest kaum Konkur¬ 
renz durch Spartengewerkschaften 
für einzelne Berufsgruppen. Insofern 
könnten sie sich in dieser Frage eigent¬ 
lich zurücklehnen. Dass sie das nicht 
tun und nun, im Gegensatz zu den so¬ 
zusagen betroffenen Gewerkschaften 
wie ver.di oder GEW, das geplante 
Tarifeinheitsgesetz befürworten, lässt 
vermuten, dass sich vor allem ihre Be¬ 
fürwortung des „Mehrheitsprinzips“ 
für die Gültigkeit von Tarifverträgen 
in der Tat nicht gegen konkurrierende 
Spartengewerkschaften richtet, son¬ 
dern gegen die Schwestergewerkschaft 
ver.di im Konflikt um die „industriena¬ 
hen Dienstleistungen“. 

Allerdings bin ich schon der Auf¬ 
fassung, dass es politisch richtig ist, z.B. 
Beschäftigte in ausgegliederten Logis¬ 
tikbereichen in der Industriegewerk¬ 
schaft des betreffenden Betriebes und 
nicht bei ver.di zu organisieren, um das 
Prinzip „ein Betrieb - eine Gewerk¬ 
schaft“ umzusetzen. 

UZ: Du hältst also die Position der IG 
Metall für richtig, Beschäftigte entlang 
der „Wertschöpfungskette“ zu organi¬ 
sieren und zu vertreten? Lässt sich dar¬ 
aus nicht die Befürwortung der IG Me¬ 
tall zu einer gesetzlichen Regelung der 
Tarifeinheit ableiten? 

Achim Bigus: Den Begriff der „Wert¬ 
schöpfungskette“ halte ich eher für 
schwammig, das kann alles oder nichts 
bedeuten. Ich denke, dass wir eher gu¬ 
cken müssen, wie wir heute den Be¬ 
triebsbegriff neu definieren. 

Entscheidend ist dabei für mich 
die Frage, welche Gewerkschaft am 
ehesten an die Beschäftigten in den 
industrienahen Dienstleistungen he¬ 
rankommt - und in ausgegliederten 
Teilbereichen von Industriebetrieben 
sind das natürlich die entsprechenden 
Industriegewerkschaften mit ihren Be¬ 
triebsräten und Vertrauensleuten. 

Das Thema Tarifeinheitsgesetz 
steht dabei auf einem ganz anderen 
Blatt. Eine gesetzliche Regelung dazu 
ist nicht möglich ohne eine Einschrän¬ 
kung des in Deutschland ohnehin 
schon sehr eingeschränkten Streik¬ 
rechts. Dass die Industriegewerk¬ 
schaften bereit sind, diesen Kollate- 
ralschaden hinzunehmen, halte ich für 
extrem kurzsichtig und für einen ge¬ 
werkschaftspolitischen Skandal. 

Das sehen übrigens auch die Ver¬ 
trauensleute bei Volkswagen Osnabrück 
in ihrer Gesamtheit so, ebenso die Dele¬ 
gierten in der Delegiertenversammlung 
der IG Metall Osnabrück. Wir haben 
darum einen Antrag an den Gewerk¬ 
schaftstag der IG Metall gestellt, das 
Tarifeinheitsgesetz abzulehnen. Auch 
andere Gremien sehen das so, und ich 
bin gespannt auf die Diskussion auf dem 
Gewerkschaftstag und hoffe sehr, dass 
es gelingt, in dieser Frage einen Kurs¬ 
wechsel der IG Metall herbeizuführen. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 



Die Industriegewerkschaften (hier ohne EVG) wollen sich zukünftig nicht in Gehege kommen. 
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Das Ende von Opel in Bochum 

Abbruch, Transfergesellschaft und keine Arbeitsplätze 



D er Abbruch des Opel-Werks in 
Laer (Bochum) läuft auf vollen 
Touren. Vernichtet wird eine 
traditionsreiche Produktionsstät¬ 
te. Viele Tausend Menschen aus Bo¬ 
chum und den umliegenden Städten 
und Gemeinden fanden hier Arbeit. 
Es ist wichtig in diesen Tagen her¬ 
vorzuheben, dass die Belegschaft kei¬ 
ne Schuld und Verantwortung für die 
Schließung trägt. 

Im Gegenteil: In den Bochumer 
Werkshallen wurden stets gute Au¬ 
tos gebaut. Eine Perspektive für zu¬ 
kunftsorientierte Produkte erhielt das 
Bochumer Werk nicht. Die Zeche für 
die Konzerninteressen des US-ame¬ 
rikanischen Mutterkonzern General 
Motors und dessen machtpolitische 
Ambitionen sollen die Menschen im 
Ruhrgebiet zahlen. Die widerständige 
Bochumer Belegschaft war den Kon¬ 
zernherrn in Detroit seit vielen Jahren 
ein Dorn im Auge. 

Seit dem Streik im Jahr 2000 gegen 
die Allianz mit FIAT und die Ausglie- 
derung von Betriebsteilen verstärk¬ 
ten sich die Signale, dass Detroit die 
kämpferische Bochumer Belegschaft 
loswerden will. Mit dem Streik 2004 
wurden die GM-Pläne vorerst durch¬ 
kreuzt. Wie sich später zeigte, sollte es 
sich nur um eine Verzögerung handeln. 

Jetzt wird Opel platt gemacht. In 
der Zeit vor der Schließung gab es vie¬ 
le Versprechungen. Opel, die Landes¬ 
regierung, die Stadt und „Experten“ 
überboten sich in der Darstellung von 
Alternativen. 

Übrig geblieben ist davon so gut 
wie nichts. Ein paar Arbeitsplätze in 
der Post-Logistik und die Aufberei¬ 
tung der Werksflächen (weitgehend 


Opel-Solifest Bochum, 3 . März 2013 

aus Steuergeldern) sind alles. Vor ei¬ 
nem Vierteljahr ist die Transfergesell¬ 
schaft für die ehemaligen Beschäftig¬ 
ten des Bochumer Opel-Werks an den 
Start gegangen. 

Bislang konnten etwas mehr als 
100 von knapp 2 500 Opelanern aus 
der Transfergesellschaft in neue Jobs 
vermittelt werden. In den ersten knapp 
drei Monaten haben die Ex-Opelaner 
„Bewerbungstrainings“ absolviert und 


es wurden „berufliche Ziele“ ausgelo¬ 
tet. 

Alle zwei Wochen kommen sie mit 
einem Berater zusammen, die übrige 
Zeit sind sie angehalten, den Arbeits¬ 
markt zu sondieren. Fast alle machen 
eine Weiterqualifizierung, etwa im 
Transportwesen oder in der Lager¬ 
logistik. Das größte Problem bei der 
Jobsuche ist die hohe Arbeitslosigkeit 
im Ruhrgebiet, die geringe Anzahl an 


neuen Arbeitsplätzen und die Auswei¬ 
tung der Arbeitszeit in allen Branchen 
(immer weniger Menschen müssen im¬ 
mer mehr arbeiten). 

Dass nach der millionenschweren 
Subventionierung der Ansiedlung von 
Opel in Bochum vor 50 Jahren nun 
auch der Abgang des Unternehmens 
hoch subventioniert werden soll, ist 
bezeichnend für die gesellschaftlichen 
Verhältnisse in unserem Land. bl 


Lohnende Beschlüsse 

Die Bundesjugendkonferenz der IG Metall und ihre Ergebnisse 


Vom 15.-18. April fand die 22. Jugend¬ 
konferenz der IG-Metall-Jugend in 
Willingen statt. Neben dem Geschäfts¬ 
bericht ging es vor allem um die Po¬ 
sitionierung der IG-Metall-Jugend in 
aktuellen Fragen sowie um die Verab¬ 
schiedung der Leitanträge. 

Die beschlossenen Stellungnah¬ 
men sollen als Signal auch Aktive in 
anderen Gewerkschaften erreichen. So 
lehnte die Konferenz - im Gegensatz 


Der Machtkampf bei VW 

Der Machtkampf, den „VW-Patriarch“ 
Ferdinand Piech mit seinem schmalen 
Satz „Ich bin auf Distanz zu Winter¬ 
korn“ ausgelöst hatte, scheint beendet. 
Ob nur vorläufig oder endgültig, wird 
die Zeit zeigen. Sorgen um sozialen 
Abstieg brauchen sich beide nicht zu 
machen: weder Winterkorn (15,9 Mil¬ 
lionen Euro Einkommen in 2014) noch 
Piech (geschätztes Privatvermögen cir¬ 
ca fünf Milliarden Euro, der gesamte 
Porsche/Piech-Clan über 40 Milliar- 


zum Vorstand der IG Metall - TTIP 
ab. Auch zur Tarifeinheit stellte sich 
die Jugend fortschrittlicher auf als der 
IGM-Vorstand. Der aktuelle Gesetz¬ 
entwurf wurde mit der Begründung 
abgelehnt, dass daraus eine Einschrän¬ 
kung des Streikrechts folge. 

Zwar ist es bei beiden Punkten 
nicht gelungen, eine grundsätzliche 
Ablehnung von Freihandelsabkom¬ 
men und zum Tarifeinheitsgesetz zu 


den) würden beim Aufhören zu Hartz- 
IV-Kandidaten. 

Doch was kommt auf die VW-Be- 
schäftigten zu? Piech-Biograf Wolf¬ 
gang Fürweger vermutet hinter dessen 
Unzufriedenheit mit seinem „Zieh¬ 
sohn Winterkorn“ unter anderem die 
Schwäche von Volkswagen in den 
USA, vor allem aber hege der „Ge¬ 
winn gemessen am Umsatz weit hinter 
den Zielen für 2018“ (FOCUS online, 
14.4.2015). 


formulieren; trotzdem müssen diese 
Beschlüsse als Erfolg derjenigen Kräf¬ 
te gesehen werden, die für kämpferi¬ 
sche und selbstbewusste Gewerkschaf¬ 
ten stehen. 

Es muss nun darum gehen, den 
kommenden Gewerkschaftstag der 
IG Metall zu nutzen, um, aufbauend 
auf den Beschlüssen der Jugend, um 
eine Positionierung der gesamten Or¬ 
ganisation zu kämpfen und deutlich 
zu sagen: Nein zu TTIP! Nein zur Ta¬ 
rifeinheit! 

Aber nicht nur in diesen Fragen 
gab es positive Beschlüsse. Auch zur 
Frage der Arbeitszeitverkürzung und 
zur Mindestausbildungsvergütung ist 
Erfreuliches zu berichten: 

So wurde der Beginn eines Diskus¬ 
sionsprozesses zur Arbeitszeitverkür¬ 
zung beschlossen. Hier wird es jetzt die 
Aufgabe sein, diesen auch tatsächlich 
zu führen und eine Basis zu schaffen, 
um auf der nächsten Jugendkonferenz 
eine klare Beschlusslage zu formulie¬ 
ren. 

Bei der Mindestausbildungsvergü- 
tung konnte die bisherige Blockade¬ 
haltung durchbrochen werden. Dies ist 
insbesondere deshalb bemerkenswert, 
da auf der letzten DGB-Bundesju- 


Bei allem „Benzin im Blut“: auch 
für einen Piech ist wie für jeden Kon¬ 
zernherren die Rendite das bestim¬ 
mende Thema. Schon einmal, 2005, 
war Patriarch Piech unzufrieden mit 
dem Profit der Kernmarke Volkswa¬ 
gen - und holte als „Sanierer“ Wolf¬ 
gang Bernhard an die Spitze der Mar¬ 
ke. Der legte sich mit Belegschaften, 
Betriebsräten und IG Metall an, droh¬ 
te Braunschweig mit Schließung und 
Wolfsburg mit dem Abzug der Golf¬ 


gendkonferenz die IG-Metall-Jugend 
noch geschlossen gegen eine solche 
stimmte. 

Aber nicht nur Grundsatzbeschlüs¬ 
se wurden gefällt, auch auf allgemein- 
politischer Ebene fanden einige Posi¬ 
tionierungen statt. So ruft die IG-Me- 
tall-Jugend nun auch zu den Protesten 
gegen den G7-Gipfel auf und wird dazu 
mobilisieren. Wie stark das geschieht, 
hängt natürlich wesentlich davon ab, 
wie viel Druck und Interesse von der 
Basis kommt. 

Und auch in der Tarifpolitik hat die 
Jugend sich festgelegt. Zur Forderung 
nach einer überproportionalen Er¬ 
höhung der Ausbildungsvergütungen 
wurde beschlossen, sie in die Diskus¬ 
sionen in den Betrieben und Gremien 
einzubringen - auch dies wird der Ju¬ 
gend niemand abnehmen. 

Nun müssen wir dafür sorgen, dass 
diese positiven Beschlüsse nicht nur 
Papiertiger bleiben. Nur wenn es ge¬ 
lingt, sie in der Praxis umzusetzen, sie 
mit den Kolleginnen im Betrieb zu dis¬ 
kutieren, sie aber auch zum Thema auf 
der Straße - z.B. am 1. Mai - zu ma¬ 
chen, hat sich der Kampf um ebenjene 
Beschlüsse gelohnt. 

Florian Hainrich 


Produktion und setzte im Haustarif 
längere Arbeitszeiten ohne Lohnaus¬ 
gleich durch. Schließlich war er nicht 
mehr zu halten und wurde von Piech in 
die Wüste geschickt, ebenso wie vorher 
Konzernchef Pischetsrieder. Dessen 
Nachfolger: Martin Winterkorn. 

Winterkorn - so sieht es derzeit 
aus - bleibt, der Wunsch der Patriar¬ 
chen nach höheren Profiten auch. 
Quelle: „Roter Käfer“ (Betriebszeitung der DKP bei VW 
Braunschweig/Wolfsburg und Osnabrück 



Bochum: Gewerkschafterinnen 
für Frieden und Solidarität 

Unter dem Motto: „Es ist an der Zeit 
... demonstrieren am 9. Mai 2015 in 
Bochum Gewerkschafterinnen für 
Frieden und Solidarität. 

Im Aufruf des DGB Region Ruhr- 
Mark heißt es: „Die neoliberale Poli¬ 
tik hat maßgeblich zur Verschärfung 
der aktuellen Krise(n) beigetragen. 
Wir wollen unseren Beitrag für einen 
Politikwechsel in Deutschland leisten 
und damit eine wichtige Vorausset¬ 
zung für eine Neuausrichtung eines 
sozialen und demokratischen Euro¬ 
pas unterstützen. 

Wir wollen dem Druck der Finanz¬ 
märkte, der ungerechten Reich¬ 
tumsverteilung und einer Politik der 
Spardiktate, dem Lohndumping, der 
Aushöhlung der Tarifrechte und dem 
Bankrott der kommunalen Daseins¬ 
vorsorge in Städten und Gemeinden 
entgegenwirken. 

Wir verstehen uns als mobilisieren¬ 
der Teil der sozialen Bewegungen.“ 
Beginn ist um 13 Uhr am Kurt-Schu- 
macher-Platz. 

Sprechen werden u.a. Gudrun Mül¬ 
ler (ver.di), Rainer Einenkel, Gior- 
gos Chondros (Syriza) und Horst 
Schmitthenner (IG Metall). 
Außerdem treten die Künstler Bernd 
Köhler, Frank Baier, „Grenzgänger“ 
und eine griechische Gruppe auf. 

Frankfurt: Fest der Befreiung! 

Die VVN-BdA Frankfurt a.M. ver¬ 
anstaltet am 8. Mai gemeinsam mit 
dem DGB Frankfurt und Einzelge¬ 
werkschaften ein „Fest der Verstän¬ 
digung und Toleranz, gegen Neonazis¬ 
mus, Rassismus und Antisemitismus, 
gegen Fremdenhass und Menschen¬ 
feindlichkeit.“ 

Im Aufruf der VVN/BdA Frankfurt 
heißt es dazu: 

„Der 8. Mai 1945 markiert das 
Ende der faschistischen Diktatur in 
Deutschland. Für Millionen von KZ- 
Häftlingen, Zwangsarbeiter/innen, 
Widerstandskämpfer/innen, politi¬ 
schen Gegnern, Juden, Sinti, Roma, 
für alle von den Nazis Verfolgten 
und Drangsalierten, die den Nazi¬ 
terror überlebt haben, war die be¬ 
dingungslose Kapitulation der deut¬ 
schen Wehrmacht am 8. Mai 1945 der 
langersehnte Tag der Befreiung von 
Faschismus und Krieg.“ 

Beginn ist um 14 Uhr auf dem Römer¬ 
berg (bis 21 Uhr). Reden werden Ste¬ 
fan Körzell (DGB-Bundesvorstand), 
Ulrich Gottstein (IPPNW) und Heinz 
Hesdörffer (Auschwitz-Überleben¬ 
der). 

Auf der großen Bühne vor dem Rö¬ 
mer treten u. a. auf: Klaus der Geiger 
(Köln), Bernd Köhler und Hans Ref- 
fert, „ewo2“ (Mannheim), 

Trio Terz (Frankfurt), Roman Kuper¬ 
schmidt Klezmer Band (Frankfurt), 
Manfred Maurenbrecher, Liederma¬ 
cher/Autor (Berlin), Duo Urziceanu, 
Sinti- und Roma-Philharmonie. 

OWL:„Fest der Solidarität“ für 
Bildungsstätte Lage-Hörste 

Für Samstag, 2. Mai, laden das Hein- 
rich-Hansen-Haus und die „Freunde 
und Förderer der Bildungsstätte La¬ 
ge-Hörste“ zu einem Solidaritätsfest 
ein. 

Anlass ist die drohende Schließung 
der ver.di-Bildungsstätte. 

Der ver.di-Bundesvorstand hatte die 
Schließung des Heinrich-Hansen- 
Hauses zum 31. Dezember 2015 emp¬ 
fohlen (UZ berichtete). 

Bis zur nächsten Sitzung des Gewerk¬ 
schaftsrats (11. - 13. Mai) soll eine 
beträchtliche Summe gesammelt und 
ein Konzept zur Fortführung vorge¬ 
legt werden, um das Haus doch noch 
zu sanieren. 

Um den Spendenstand von 132 767,12 
Euro (Stand: 24. April) weiter zu er¬ 
höhen, wird das Fest der Solidarität 
von Erich Schmeckenbecher (Lieder¬ 
macher), Wolfgang MacGregor („Sai- 
tenLage“) und den Kabarettisten Jens 
Neutag und Robert Gries („Schlacht¬ 
platte“) unterstützt. 

Ab 14 Uhr geht es auf dem Gelän¬ 
de an der Teutoburger-Wald-Straße 
in Lage-Hörste los. Musik, Kabarett, 
Tombola, Trödelmeile und Kinderbe¬ 
lustigung stehen auf dem Programm. 
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Wo sind die anderen 
Angeklagten? 

Oskar Gröning vor dem Landgericht Lüneburg 



Selektion an der Rampe in Ausschwitz-Birkenau. 


Glosse von Guntram Hasselkamp 

Die Fähigkeitslücke 


V or der 4. Großen Strafkammer 
(Schwurgericht) des Landgerichts 
Lüneburg wird seit dem 21. Ap¬ 
ril - einen Tag nach Adolf Hitlers Ge¬ 
burtstag und 70 (!) Jahre nach dem mili¬ 
tärischen Ende des NS-Terrorregimes - 
gegen einen ehemaligen Angehörigen 
der SS, den „Buchhalter von Auschwitz“ 
Oskar Gröning (93), wegen Beihilfe zum 
Mord in 300 000 Fällen verhandelt. Grö¬ 
ning hat im Gegensatz zu anderen Tätern 
wenigstens eine „moralische Mitschuld“ 
eingestanden. Die juristische Bewertung 
überlässt er dem Gericht. Mehr als 60 Ne¬ 
benkläger werden am Ende des Prozes¬ 
ses erfahren, ob das Gericht dem Antrag 
des Staatsanwalt folgen wird. Ob Grö¬ 
ning dann noch haftfähig ist, kann heute 
nicht zweifelsfrei ermessen werden. Ihm 
droht eine Strafe vonl5 Jahren Gefängnis. 

Die Fakten sind bekannt: Gröning 
absolvierte eine Lehre bei der Sparkas¬ 
se, meldete sich freiwillig zur Waffen-SS, 
wollte dort Zahlmeister werden, kam 
aber 1942 über Berlin nach Auschwitz- 
Birkenau, war „an der Rampe“ an der Se¬ 
lektion beteiligt, bewachte das Gepäck 
der Deportierten, nahm ihnen noch vor¬ 
handenes Geld und Wertsachen ab, si¬ 
cherte alles als Verwalter der Terror-Ma¬ 
schinerie für SS. 

Alles geht geordnet zu: damals in 
Auschwitz, heute im Gerichtssaal bei 
Richter Franz Kompisch (Jg. 1967), 
Staatsanwalt Dr. Lehmann und Vertei¬ 
diger Hans Holtermann. Akribisch listet 
Lehmann auf, was an der Rampe geschah, 
und Gröning bestätigt fast alles bis in alle 
Einzelheiten. Zu seiner Entlastung trägt 
er vor, dass er niemanden getötet habe, 
dass er dem Dienst in Auschwitz entge¬ 
hen wollte, dies aber mehrfach geschei¬ 
tert sei. 

Die Anklage gilt nur einem Aus¬ 
schnitt: Es geht um die Beihilfe zum Mord 
vom 16. Mai bis zum 11. Juli 1944. In die¬ 
ser Zeit kamen wenigstens 137 Transpor¬ 
te mit 425 000 Juden aus Ungarn. Davon 
seien 300 000 ermordet worden. 

Gröning wusste um die Entscheidung 
zwischen sofortiger Vergasung und suk¬ 
zessiver Vernichtung durch Arbeit. Den¬ 
noch bleiben Differenzierungen. Die An¬ 
klage lautet auf Beihilfe. Aus der Neben¬ 
klage kommt die Frage, ob es nicht doch 
eher eine Mittäterschaft war. Gröning 
will nur „zur Aushilfe“ eingesetzt worden 
sein. Nur drei Mal sei er an der Rampe 
gewesen. Die Beweiserhebung könnte 
bei der Wahrheitsfindung helfen. 

Voraussetzung dafür ist auch ein „or¬ 
dentlicher“ Rahmen. Die Öffentlichkeit 
für den Prozess im Namen des Volkes 
ist gesichert durch 60 Sitzplätze für Zu¬ 
hörer und 60 für Medienvertreter. Die 
Sicherheit ist garantiert, denn es geht 
durch zwei Sicherheitsschleusen. Die 
Personalausweise der Besucher werden 
kopiert, die Kopien „nach Schluss der 
Sitzung vernichtet.“ Wurfgegenstände 
und „zum Lärmverursachen geeignete 
Gegenstände sowie Kugelschreiber und 
Füllfederhalter“ sind verboten. Das gilt 
auch für Flaschen, Dosen, Obst, Eier, 
Haarbürsten, Farbbeutel, Flugblätter 
und Transparente. Das Gericht hat ge¬ 
lernt aus den Auschwitz- und Majdanek- 
Prozessen. 

Es stellen sich wenigstens zwei Fra¬ 
gen: Warum wird erst jetzt verhandelt? 


Welche rechtlichen Voraussetzungen ha¬ 
ben sich geändert? 

Nach 1945 gab es zwei Möglichkei¬ 
ten: Entweder entzogen sich die Tä¬ 
ter der Verfolgung, oder sie wurden ge¬ 
deckt. Auschwitz-Kommandant Rudolf 
Höß setzte sich zunächst über die „Rat¬ 
tenlinie Nord“ nach Flensburg ab, wurde 
aber 1946 entdeckt und am 16. April 1947 
in Oswiecim (Auschwitz) hingerichtet. 
Eine andere „Rattenlinie“ war die nach 
Südamerika - oft mit Hilfe katholischer 
Geistlicher. Zu den geflohenen Kriegs¬ 
verbrechern zählten - neben vielen an¬ 
deren - Klaus Barbie, Adolf Eichmann, 
Josef Mengele. Sie kamen nie vor ein 
deutsches Gericht. 

Eine andere Möglichkeit, nicht vor 
Gericht zu kommen, war die Straffrei¬ 
heit bei Beihilfe zum Mord. Der Bun¬ 
desgerichtshof hatte 1969 im Auschwitz- 
Prozess festgelegt, dass die individuelle 
Schuld eines Angeklagten nachgewiesen 
werden müsse, um ihn wegen Beihilfe 
zum Mord verurteilen zu können. Die¬ 
ses Rechtsverständnis führte dazu, dass 
die Gerichte zwar Millionen ermordeter 
KZ-Opfer registrierten, aber kaum Tä¬ 
ter verurteilten. Das galt nicht nur für die 
Mörder von Auschwitz, sondern ebenso 
für die Täter von Majdanek und aus allen 
anderen Konzentrationslagern. 

Aber die Rechtsprechung änderte 
sich: Der SS-Mann Iwan (John) Dem- 
janjuk (91, gest. am 17. März 2012) wur¬ 
de am 12. Mai 2011 wegen der Beihilfe 
zum Mord an mindestens 27 900 Häft¬ 
lingen im Konzentrationslager Sobibor 
verurteilt. Das Gericht erkannte, dass 
„Beihilfe“ schon deshalb vorliegt, weil 
Demjanjuk „Teil der Vernichtungsma¬ 
schinerie“ gewesen sei. Damit stellte sich 
das Gericht gegen den Jura-Professor 
Christiaan F. Rüter, der Demjanjuk noch 
als „den kleinsten der kleinen Fische“ be- 
zeichnete und sich gegen eine Verurtei¬ 
lung aussprach. Demjanjuk wurde zu fünf 
Jahren Gefängnis verurteilt, musste die 
Haft aber aus gesundheitlichen Gründen 
nicht antreten. 

Den juristischen Ausweg über eine 
nicht nachgewiesene individuelle Tatbe¬ 
teiligung kann Gröning nicht mehr für 
sich in Anspruch nehmen. 

Zu den Rahmenbedingungen der 
bundesdeutschen Justiz gehört nicht nur, 
dass KZ-Schergen nicht verurteilt wur¬ 
den. Dazu gehört auch, dass die Richter, 
die die Opfer hinter Zuchthausmauern 
und KZ-Stacheldraht, an den Galgen 
oder unter die Guillotine, auf den Richt¬ 
block oder vor die Exekutionsmauer 
brachten, in aller Regel nach 1945 nicht 
belangt wurden, sondern ihre Arbeit als 
„unabhängige“ Juristen fortsetzten. Auch 
ihre Todesurteile und andere Entschei¬ 
dungen auf der Grundlage des NS-Un- 
rechts hatten über 50 Jahre Bestand. Erst 
im Jahr 2009 stimmte der Bundestag ab¬ 
schließend einem Gesetzentwurf zu, mit 
dem alle NS-Unrechtsurteile, nun auch 
die wegen Kriegsverrats, aufgehoben 
wurden. Etwa 20 000 Soldaten, die den 
Krieg von Hitler, Krupp und Thyssen 
nicht mehr mitmachen wollten, wurden 
dafür hingerichtet. An manchen bundes¬ 
deutschen Stammtischen dürften sie im¬ 
mer noch als „Vaterlandsverräter“ und 
„Kameradenschweine“ bezeichnet wer¬ 
den. Straffrei. Uwe Koopmann 


Wie schön war es doch, als es noch „den 
Russen“ gab. Den vor der Tür. Da gab 
es dann auch regelmäßig die „Lücke“. 
Die „Raketenlücke“, die „Bomberlü¬ 
cke“, die „Panzerlücke“ et cetera pp. 
„Der Taliban“ erfüllt diese wichtige 
Aufgabe nur unzureichend. Keine Pan¬ 
zer, keine Atomwaffen, keine Jets, nur 
alte Kalaschnikows und ein paar Pan¬ 
zerfäuste. Von „Lücke“ kann da keine 
Rede sein. 

Und nun das G36. Nach 14 Jahren 
Einsatz war nun „bei Versuchen“ auf¬ 
gefallen, so wusste es 2012 der Spiegel, 
dass „nach mehreren hundert Schuss“ 
die Treffergenauigkeit auf 300 Meter 
abnehme. Wahnsinn, wer hätte so etwas 
geglaubt. Offenbar hatte da jemand auf 
der Hardthöhe den Film „Black Hawk 
Down“ gesehen und sich gefragt, ob die 
eigene Truppe auch so ein schönes Ge¬ 
metzel anrichten könnte wie die US- 
Boys in Mogadischu. Jetzt, wo man 
doch „mehr Verantwortung überneh¬ 
men“ möchte. Also Aufgabenstellung 
des Versuchsaufbaus: Kriegt man noch 
genügend von diesen - „Terroristen“ 
heißen die Untermenschen ja aktu¬ 
ell - abgeballert, auch wenn das Rohr 
schon qualmt? Die US-Boys hatten die 
Latte hoch aufgelegt: 1 000 Tote. Am¬ 
bitioniert. 

Nun, das G36 ist ein Sturmgewehr. 
Die Aufgabenstellung ist eher speziali¬ 
siert: Leicht, einfach, verschmutzungs¬ 
tolerant, gutes Handling, moderate 
Schusskadenz usw. Richtiger Massen- 


Der Betriebsausflug von Kölner selbst¬ 
verwalteten Betrieben (UZ berichte¬ 
te) führte in die Nähe von Cochem an 
der Mosel. Am sehr kalten Morgen des 
20. April wurde es auf einmal recht 
heiß vor dem Haupttor des Flieger¬ 
horstes Büchel, wo 20 US-Atombom¬ 
ben nach dem Willen der Demonst- 
rantlnnen am besten möglichst schnell 
verschrottet werden sollten. Einmal, 
weil diese fürchterlichsten aller Waffen 
nicht zwischen Zivilistinnen und Mili¬ 
tärs, selbst nicht zwischen Freund und 
Feind zu unterscheiden wissen, zum an¬ 
deren, weil sie genau wegen dieser un¬ 
kalkulierbaren Wirkung vom Interna¬ 
tionalen Gerichtshof in Den Haag als 
völkerrechtswidrig eingestuft wurden. 

Heiß wurde es dem Polizeieinsatz¬ 
leiter Herr B. aber nicht, weil er sich 
nun zur Durchsetzung des Völkerrechts 
etwa mit den dort stationierten Solda¬ 
ten plagte, weil sie uneinsichtig und 
stur die Verschrottung der dort statio¬ 
nierten US-Atomwaffen verweigerten 
und er nun vor dem Problem stand, 
wie er deren Blockade möglichst ohne 
Anwendung von Waffengewalt auflö- 
sen könnte. Nein, in Verkennung der 
Rechtslage eiferte er vielmehr sei¬ 
nen Dienstherrn und Dienstherrinnen 
nach, die Recht zu Unrecht werden las¬ 
sen und dulden, dass sämtliche ameri¬ 
kanische Präsidenten auf internationa¬ 
les Recht pfeifen und vielmehr meinen, 
dass Deutschland ein verlängerter Arm 


mord - eher weniger. Dafür gibt’s tra¬ 
ditionell etwas anderes: 1941 erschoss 
das SS-Sonderkommando 4a in BabiJ 
Jar innerhalb von 36 Stunden mit deut¬ 
scher Gründlichkeit und deutschen 
Maschinengewehren „33771 Juden“. 
Das 1942 eingeführte MG 42, ein ech¬ 
ter Meilenstein, brachte es auf eine Ka¬ 
denz von 1 500 Schuss/min. Der Lauf 
war in Sekunden auswechselbar. Bis 
zur Rückeroberung durch die Rote 
Armee 1943 sollten bei Kiew etwa 
200 000 Menschen erschossen wer¬ 
den. Aber man sollte nicht Äpfel mit 
Birnen verwechseln. Heckler & Koch- 
Chef Andreas Heenschen brachte es 
auf den Punkt: „Wer als Single ein Ca¬ 
brio kauft und dann jahrelang damit 
fährt, kann sich doch nicht nach Hoch¬ 
zeit und vier Kindern plötzlich beim 
Hersteller beschweren und sagen: Das 
ist ein Mist-Auto, wir passen da nicht 
rein.“ HK, um seinen Ruf und seine 
Aufträge besorgt, konterte die Kritik 
denn auch, das Teil sei ordentlich abge¬ 
nommen worden und aus „der kämp¬ 
fenden Truppe“ sei keine Beschwerde 
bekannt. 

Also legten Spiegel und Bild nach. 
Jetzt reichte es schon, dass das G36 in 
der Sonne lag, um danebenzuschießen. 
Diese „Fähigkeitslücke“ (Menschen zu 
erschießen) müsse schnellstmöglich ge¬ 
schlossen werden. Am 22. April konn¬ 
te die Kriegsministerin verkünden, das 
G36 habe bei der Bundeswehr „keine 
Zukunft. 


der USA zu sein hat. Der Bundestag 
hat im Jahre 2010 dagegen vorbildlich 
aufbegehrt und ein atomwaffenfreies 
Deutschland anvisiert. Anstatt dass 
Bundeskanzlerin Merkel, inzwischen 
auch Vizekanzler Gabriel, nun die 
Souveränität der BRD durchsetzen, 
kuschen sie vielmehr vor Obama und 
ordnen dienstbeflissen auch noch an, 
die völkerrechtswidrigen Atombom¬ 
ben schützen zu lassen. 

Unser Polizeieinsatzleiter mein¬ 
te nun offensichtlich in Verkennung 
der Rechtslage gehorchen und dar¬ 
über hinaus sich auch noch vor den 
Soldatlnnen des Fliegerhorstes als 
Hardliner aufspielen zu müssen. Nach 
seinem Credo müssen blockierende 
Demonstrant*innen gewissermaßen 
schnurstracks von der Straße „gefegt“ 
werden. Dabei wurde es ihm allerdings 
diesmal heiß und der Blutdruck stieg 
sichtbar, weil sich die Blockadegruppe 
stur und uneinsichtig gegenüber amt¬ 
lichen Drohungen zeigten. Diese Un- 
einsichtigkeit war allerdings sehr ange¬ 
messen, weil Herr B. es versäumte, den 
versammelten Straßenblockiererlnnen 
die Gründe darzulegen, warum er ers¬ 
tens die Rechtsposition des Den Haa¬ 
ger Gerichtshofes nicht gegen die Bun¬ 
deswehr durchsetzen will und zweitens 
darüber hinaus noch die im Grundge¬ 
setz garantierte politische Versamm¬ 
lungsfreiheit unverhältnismäßig ruck¬ 
zuck aufzuheben gedachte. 


.Die aus der Eurokrise „gestärkt 
hervorgegangene“ regionale Vormacht 
Deutschland, richtiger: seine geschäfts¬ 
führende Funktionselite, spürt das of¬ 
fenbar drängende Verlangen häufiger 
in den Krieg ziehen zu lassen. Der 
ex-dissidierende, nun höchstbesolde¬ 
te Freiheitspastor, immer verbissen 
an der vordersten Kriegsreklamefront 
kämpfend, gibt den großen Zampano 
der medialen Waffenweihe. (Es soll ja 
immer noch Leute geben, die nach dem 
Sinn der Staatsicherheit fragen.) Und 
natürlich darf auch der Sozialdemokrat 
Steinmeier nicht an der Kriegstrommel 
fehlen: Krieg schaffen mit immer mehr 
Waffen. 

Nur, welche Waffen? Zu schlecht, 
zu alt, zu wenig. Eine „Fähigkeits¬ 
lücke“ nach der anderen. Drohnen, 
Hubschrauber, Eurofighter, der „Bo¬ 
xer“. Plötzlich alles marode. Wir sind 
im Krieg und da muss investiert wer¬ 
den, so der Subtext. Und zwar viel und 
rasch. „Alle reden vom Sparen - wir 
hauen die Kohle raus, dass es kracht“, 
oder so ähnlich. In dieser Gefechtslage 
kann das G36 gar nicht anders als vor¬ 
beizuschießen. HK hat an die Bundes¬ 
wehr 180 000 Stück verkauft, und noch 
reichlich an 30 weitere Staaten. Aber 
das war gestern. So, wie es aussieht, 
wird der Ersatz für das G36 ebenfalls 
aus Oberndorf kommen. Das ist mor¬ 
gen. Und dieser milde Blick auf die Bi¬ 
lanz wird den Andreas Heenschen doch 
wohl trösten können. 


Kaum hatte die sitzende Straßen- 
Versammlung vor wartenden Autos 
begonnen, ordnete er schon deren 
Auflösung an. Wer nicht gehe, werde 
entfernt: „Ich fordere Sie zum ersten 
Mal auf ...“ Hier erhob sich lauter und 
energischer Einspruch. Herr Einsatzlei¬ 
ter B. wurde darüber informiert, dass 
Sitzblockaden gemäß des Bundesver¬ 
fassungsgerichtes (lBvR 388/05) den 
Schutz der Versammlungsfreiheit ge¬ 
nießen, auch wenn sie gewollte Behin¬ 
derungen Dritter bedeuten. Aber von 
den erläuternden Ausführungen wollte 
er nichts mehr hören und behauptete 
sogar, dies alles schon zu wissen! Und 
suchte erregt und sich verhaspelnd das 
Wegtragen anzuordnen, was ihm nach 
einer Weile dann tatsächlich gelang. 
Ohne konkrete Gefahrenprognose, 
ohne Erläuterung der Gründe, warum 
er die Straßenversammlung als weniger 
schützenswert einschätzt als das angeb¬ 
liche Recht von deutschen Tornado-Pi¬ 
loten, zu ihren todbringenden Bomben 
zu kommen, ohne die Versammelten 
überhaupt angemessen anzuhören, zog 
der Polizeieinsatzleiter seinen Dienst in 
militärischer Manier durch. Dies wird 
sicherlich noch ein gerichtliches Nach¬ 
spiel haben. Ach, würden doch alle Po- 
lizistlnnen - und nicht nur die - den 
Ausspruch von Hannah Arendt beher¬ 
zigen: „Kein Mensch hat das Recht zu 
gehorchen.“ 

Heinz Weinhausen 


Kölner Betriebsausflug zur Büchel-Blockade 

Demonstrantlnnen fordern Einhaltung des Völkerrechts 



Die Büchel-Blockade am 20. April wurde getragen von sechs Kölner selbstverwalteten Betrieben (SSM, Baukollektiv, 
Projektkultur, Stadt Revue, Cafe Fatsch, VIA) sowie Unterstützerinnen aus dem Inland und Frankreich. Sie ist Teil der Aktion 
Büchel65. 
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Die Schmierenkomödie geht weiter 


Schwierige 

Gipfelbesteigung 


AfD streitet um ihren Platz in der Parteienlandschaft 


S eit ihren Wahlerfolgen bei der Eu¬ 
ropawahl und bei den Landtags¬ 
wahlen in Brandenburg, Sachsen, 
Thüringen und unlängst in Hamburg 
führt die „Alternative für Deutsch¬ 
land“ eine echte Schmierenkomödie 
in mehreren Akten vor. Die Haupt¬ 
darsteller sind zum einen verschiede¬ 
ne Landesverbände, in denen es drun¬ 
ter und drüber zu gehen scheint. Zum 
anderen gehören die wichtigsten Dar¬ 
steller dem Bundesvorstand an. Dort 
ziehen sie kräftig übereinander her, 
brüllen sich an, fordern jeweils von 
anderen Mitgliedern des Gremiums 
Rücktritte von Lunktionen und sogar 
den Austritt des einen oder anderen. 
Sollte es Bemühungen gegeben haben, 
vor dem Parteitag in Bremen vor eini¬ 
gen Wochen zumindest in der Öffent¬ 
lichkeit Ruhe zu bewahren, so hat das 
nicht lange gehalten. 

Nun, vor dem Parteitag am 13. Juni 
in Kassel, auf dem sich Lucke zum allei¬ 
nigen Parteivorsitzenden wählen lassen 
will, geht es gerade mal wieder hoch 


„ Rechtsideologen “ 
versuchten, die AfD zu 
kapern. 


her. Man spricht von einem völlig zer¬ 
rütteten Verhältnis zwischen dem Par¬ 
teivorsitzenden Lucke und drei ande¬ 
ren Vorstandsmitgliedern. Die Zeitung 
„Die Welt“, die die AfD von Anbeginn 
an mit Sympathie begleitete, schlussfol¬ 
gert, dass hinter einem Machtkampf ein 
Richtungsstreit stehe. „Lucke sieht die 
AfD als eurokritische, wirtschaftslibe¬ 
rale Partei in der bürgerlichen Mitte. 
Ein nationalkonservativer Llügel will 
auf andere Themen setzen und damit 
gezielt Wähler am rechten Rand an¬ 
sprechen.“ 

Schon im Herbst hatten die Vor¬ 
standsmitglieder Adam, Gauland und 
Petry den Versand einer E-Mail des 


Parteivorsitzenden Lucke an die AfD- 
Mitglieder verhindert, in der er seine 
Sorgen über rechtspopulistische Po¬ 
sitionen äußerte. Inzwischen wurde 
der Bundesgeschäftsführer abgelöst. 
In seiner aktuellen E-Mail warnte Lu¬ 
cke erneut vor „beunruhigenden Ent¬ 
wicklungen“ in der Partei. Er bezog 
sich ausdrücklich auf die „so genann¬ 
te Neue Rechte“, die verstärkt Einfluss 
auf die AfD nehmen wolle. Er beklagte 
Versuche, „die politischen Inhalte der 
AfD und ihren Politikstil in eine Rich¬ 
tung zu verschieben, vor der ich nur 
warnen kann.“ Er warb in der E-Mail 
um Zustimmung zu einem Mitglieder¬ 
entscheid, der eine klare Abgrenzung 
der AfD nach rechts anstrebt. Es soll¬ 
ten Kontakte mit Gruppen „im Dunst¬ 
kreis des Rechtsextremismus“ verbo¬ 
ten werden. Zur anti-islamischen Pegi- 
da solle die AfD ausdrücklich Distanz 
halten. 

Mit einem Paukenschlag, sozusagen 
als Warnung vor einer solchen Ent¬ 
wicklung, ist nun AfD-Vize Hans-Olaf 
Henkel, ehemaliger BDI-Präsident, 
von seinem Parteiamt zurückgetreten. 
Sein Mandat im Europaparlament will 
er behalten. Henkel bestätigte, dass 
„Rechtsideologen“ versuchten, die 
AfD zu kapern. Er kritisierte charak¬ 
terliche Defizite führender Parteifunk¬ 
tionäre. Im Dezember schon hatte er 
dem Vorständler Adam gemailt: „Ich 
hoffe, der letzte Akt wird bald aufge¬ 
führt und Sie treten von der Bühne.“ 
Er will gesichert haben, dass in der 
AfD keine „Karrieristen, Rechtsideo¬ 
logen, Spinner und Pleitiers“ einen 
Platz finden. Und als weitere Begrün¬ 
dung für seinen Rücktritt führt er in 
einem Interview mit der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung“ aus: „Mir fällt 
es zunehmend schwer, mit bestimm¬ 
ten Personen zusammenzuarbeiten. 
Und mir gehen manche Thesen ge¬ 
gen den Strich. Wenn ich höre, dass in 
Brandenburg gesagt wird, dass wir eine 
Partei seien, die von den Bürgern ge- 



Olaf Henkel, einer der AfD-Zampanos, 
trat zurück. 


rufen wird, wenn in der Nachbarschaft 
ein Asylbewerberheim geplant wird, 
dann ist Schluss. In unseren Leitlinien 
haben wir das Recht von politisch Ver¬ 
folgten auf Asyl festgeschrieben, ganz 
zu schweigen davon, dass es im Grund¬ 
gesetz steht.“ 

Lucke, Henkel und andere setzen 
auf eine mehrheitliche Zustimmung 
der Mitglieder für ihre euroskeptische 
neoliberale Linie auf dem bevorste¬ 
henden Parteitag. Aber auch Adam, 
Gauland und Petry verbuchen vor al¬ 
lem in Ostdeutschland, aber nicht nur 
dort, Zustimmung zu ihrem fremden¬ 
feindlichen und nationalkonservativen 
Kurs. Unter eine so genannte „Erfur¬ 
ter Erklärung“ haben sie bislang fast 
2 000 Unterzeichnerinnen und Unter¬ 
zeichner gewonnen. Im Gegensatz zu 
Lucke suchen vor allem Gauland und 
Petry - Letztere soll auf dem Parteitag 
zur stellvertretenden Parteivorsitzen¬ 
den gewählt werden - ausdrücklich die 
Nähe zu Pegida. Kürzlich hatte Gau- 


Viele Fragen, keine Antworten 

Opferanwälte üben harsche Kritik an Bundesanwaltschaft 


Trotz diverser parlamentarischer Un¬ 
tersuchungsausschüsse ist das mörderi¬ 
sche Treiben des neofaschistischen Ter¬ 
rornetzwerks „Nationalsozialistischer 
Untergrund“ (NSU) bis heute nicht 
aufgeklärt. 

Nach 200 Verhandlungstagen zeich¬ 
nen auch die Nebenklage Vertreter beim 
NSU-Prozess, der vor dem Oberlandes¬ 
gericht (OLG) München stattfindet, ein 
düsteres Bild. In einer Erklärung kon¬ 
statieren die 22 Opferanwälte, dass die 
Vielzahl der enttarnten und nicht ent¬ 
tarnten V-Männer und Informanten in 
dem (Unterstützer-)Umfeld des NSU, 
die unzähligen echten und scheinbaren 
Fahndungspannen bei der Suche nach 
dem Trio und das Zurückhalten und 
Schreddern von relevanten Akten, u.a. 
der des V-Mannes Marcel Degner im 
Thüringer Landesamt für Verfassungs¬ 
schutz und der des V-Mannes Micha¬ 
el See vom Bundesamt für Verfassungs¬ 
schutz (BfV), wesentliche Gründe für 
die Nicht-Aufklärung seien. 

Gleichwohl spielten diese Umstän¬ 
de trotz der Aufklärungsbemühungen 
des Gerichts keine substantielle Rolle - 
auch weil die Bundesanwaltschaft dies 
nicht wolle, so ein weiterer Vorwurf. So 
trage die Bundesanwaltschaft „nicht 
nur nichts dazu bei, dass V-Personen 
und Zeugen aus den Geheimdiensten 
ihre Wahrheitspflicht ernst nehmen, 
sondern [sie] hält sogar systematisch 
Akten und Erkenntnisse zurück“. „Mit 
dem Verfahren vor dem OLG wird der 
falsche Schein erzeugt, es könne diesen 
Umständen zum Trotz über die ange- 
klagten Taten ein Urteil gefällt werden, 
ohne die Rolle der Geheimdienste zu 
thematisieren und sich den offensicht¬ 
lichen Fragen zu stellen“, so die Anwäl¬ 
te weiter. 


Sie wollen wissen, ob die Diens¬ 
te das Abtauchen und das Leben der 
drei NSU-Haupttäter in der Illegalität 
beobachtet hätten, ob die Mord- und 
Anschlagsserie des NSU oder einzelne 
Taten hätten verhindert werden kön¬ 
nen und welche Rolle das Hessische 
Landesamt für Verfassungsschutz und 
insbesondere dessen V-Mann Andreas 
Temme spielte, der unter dem Spitzna¬ 
men „Kleiner Adolf“ bekannt wurde. 

Als Konsequenz aus den offenen 
Fragestellungen fordern die Opferan¬ 
wälte Bundes- und Landesregierung 
auf, die Geheimdienste anzuweisen, 

200 Verhandlungstage im 
NSU-Prozess 


die Akten derjenigen V-Personen, In¬ 
formanten und Gewährspersonen, die 
über das Trio, über den NSU und die 
Unterstützer berichtet haben, vollstän¬ 
dig, ungeschwärzt und nicht als geheim 
eingestuft dem OLG München bzw. 
den Untersuchungsausschüssen vor¬ 
zulegen. Außerdem sollten Beamte, 
die in ihrer Eigenschaft als Zeugen vor 
dem OLG München bzw. den Untersu¬ 
chungsausschüssen nicht die Wahrheit 
gesagt haben bzw. nicht glaubhaft Er¬ 
innerungslücken vorschützten, diszipli¬ 
narrechtlich und strafrechtlich belangt 
werden. Dass die besagten Forderun¬ 
gen tatsächlich erfüllt werden, gilt hin¬ 
gegen als nahezu ausgeschlossen. So 
verhindert seit den ersten Enthüllun¬ 
gen über die NSU-Existenz ein Kartell 
des Schweigens, welches aus Sicher¬ 
heitsbehörden, Geheimdienstlern und 
etablierter Politik besteht, jegliche Auf¬ 
klärung des Skandals. 

Die Bundesanwaltschaft selbst re¬ 
agierte deutlich verschnupft auf die 


Kritik der Nebenklage Vertreter. Der 
Vorwurf, sie behindere die restlose 
Aufklärung der Verbrechen des NSU, 
„entbehrt jeder tatsächlichen Grund¬ 
lage“, behauptete eine Sprecherin der 
Anklagebehörde. So sei „jede Person“ 
vernommen worden, „die etwas zur 
Aufklärung beitragen konnte“, fabu¬ 
lierte sie weiter. Unterdessen wurde 
bekannt, dass der Prozess gegen Beate 
Zschäpe und vier mutmaßliche Helfer 
bisher rund 30 Millionen Euro gekostet 
hat. Die Kosten pro Verhandlungstag 
lägen bei geschätzt 150 000 Euro, sagte 
eine Gerichtssprecherin. 

Ungeachtet der offensichtlichen 
Verstrickungen der Geheimdienste 
in den NSU-Terror hat Bundesinnen¬ 
minister Thomas de Maiziere (CDU) 
jüngst die Bedeutung des „Verfas¬ 
sungsschutzes“ für den Rechtsstaat 
betont. „Der Verfassungsschutz ist und 
bleibt ein wichtiger Teil unserer Sicher¬ 
heitsarchitektur, gerade deshalb aber 
muss er sich fortentwickeln“, so der 
Minister. Zukünftig soll das „Bundes¬ 
amt für Verfassungsschutz“ außerdem 
noch mehr Befugnisse erhalten und im 
Zweifel sogar in den Ländern operativ 
eingreifen können. 

Dass es bei den Schlapphüten bis¬ 
lang keinerlei Umdenken gab, wird un¬ 
ter anderem auch am kürzlich veröf¬ 
fentlichten „Verfassungsschutzbericht“ 
für Sachsen deutlich. Zum Skandal um 
Verstrickungen der Inlandsgeheim¬ 
dienste in das rechte Terrornetzwerks 
schweigt sich das Landesamt für Ver¬ 
fassungsschutz (LfV) weiter aus. Kri¬ 
tik daran übte auch Kerstin Köditz, 
Landtagsabgeordnete und Sprecherin 
für antifaschistische Politik der säch¬ 
sischen Linksfraktion. „Erwartet habe 
ich wenig. Geliefert wurde fast nichts. 


land auf dem AfD-Landesparteitag in 
Brandenburg die dortigen Mitglieder 
auf seinen Kurs gebracht: „Wir sind für 
Menschen da, die nicht, ohne gefragt 
zu werden, in ihrer Nachbarschaft ein 
Asylbewerberheim haben wollen.“ 
Der Hardliner aus Brandenburg 
wirft dem Parteivorsitzenden zudem 
machtpolitisches Agieren im Umgang 
mit dem Landesverband Nordrhein- 
Westfalen vor. Im Bundesvorstand 
stimmten 5 gegen 4 Mitglieder für eine 
Abmahnung des dortigen Landesvor¬ 
sitzenden Pretzell, dem eine chaotische 
Führung vorgeworfen wurde. Dort war 
vor Wochen zeitweise das Privatkon¬ 
to des Landesvorsitzenden sowie das 
Parteikonto gepfändet worden. Zudem 
prüft das dortige AfD-Landesschieds- 
gericht, ob der Landesverband über¬ 
haupt mit einem rechtmäßigen Vorsit¬ 
zenden arbeite. Gauland nutzt selbst 
das zum Strömungskampf: Lucke „will 
sich mit seiner Linie durchsetzen - und 
da ist Pretzell und der Landesverband 
Nordrhein-Westfalen ein schwerer 
Brocken auf dem Wege, den er gerne 
beiseite geräumt hätte ... Herr Lucke 
eint keineswegs die Partei, sondern er 
spaltet sie weiter.“ 

Nun gibt es also eine gewisse Span¬ 
nung, wie der Parteitag der AfD ent¬ 
scheiden wird. Lucke versicherte im 
„Handelsblatt“: „Wenn Gauland offen 
fordert, den rechten Flügel zu stärken, 
stößt er den gemäßigten Teil der Partei 
vor den Kopf.“ Und in „Bild“ setzte er 
einen drauf: „Solange ich an Bord bin, 
wird nicht gedriftet. Nicht nach rechts 
und schon gar nicht nach ganz rechts.“ 
Das Ende dieser Schmierenkomö¬ 
die bleibt vorläufig offen. Ob sich in 
einem letzten Akt die AfD doch noch 
selbst erlegen wird, was zu wünschen 
wäre, ist eher unwahrscheinlich. Denn 
über den Standort in der Parteienland¬ 
schaft sind sich alle Streithähne längst 
einig: Der Platz ist rechts von der CDU 
und CSU - zu deren Leidwesen. 

Rolf Priemer 


Am neuen Jahresbericht des LfV ist 
vor allem interessant, was nicht drin 
steht“, kritisierte die Landtagsabge¬ 
ordnete. Dass es in Sachsen eine ak¬ 
tive Gruppe der sogenannten „Iden- 
titären Bewegung“ gebe, erfahre man 
nicht - obwohl deren Mitglieder ver¬ 
sucht hatten, in den Landtag einzudrin¬ 
gen, und kürzlich eine Baumpflanzakti¬ 
on junger Migrantinnen und Migranten 
in Zwickau störten. Ein dortiger Ak¬ 
tivist der „Identitären“ gehörte zum 
Umfeld des in München angeklagten 
mutmaßlichen NSU-Unterstützers An¬ 
dre E., moniert Köditz, die Sprecherin 
für antifaschistische Politik der sächsi¬ 
schen Linksfraktion ist. Auch der Be¬ 
griff „Rechtsterrorismus“ tauche nur 
im Glossar auf. „Nach all dem, was in 
Sachsen passiert ist, das Thema zu be- 
schweigen, kann kaum als Lerneffekt 
gelten“, so Köditz weiter. 

Markus Bernhardt 


Gipfelkritiker haben es schwer, beson¬ 
ders dann, wenn gut 15 000 Polizisten, 
110 Sonderrichter und Staatsanwälte, 
die jeweils Quartier in und um die Gar¬ 
nisonsstadt Garmisch-Partenkirchen 
nehmen, dem Ansturm von erwarteten 
10 000 Gipfelstürmern in Garmisch-Par¬ 
tenkirchen, Klais und Mittelwald gegen¬ 
überstehen. 

Die Fronten zwischen Vertretern 
des Staates, der bayerischen Landesre¬ 
gierung, den involvierten Landräten und 
Bürgermeistern scheinen verhärtet: den 
Gipfelstürmern verweigert man den 
weitläufigen Zutritt zum G7-Gipfel, der 
vom 7. - 8. 6. im zurzeit noch beschauli¬ 
chen, zum Gipfel hin hermetisch verrie¬ 
gelten Schloss Elmau stattfinden wird. 
Der Staat und seine Organe lassen nichts 
unversucht, unter der Bevölkerung in 
den von den Protesten tangierten Land¬ 
strichen ein negatives Stimmungsbild 
gegen die G7-Gegner zu erzeugen. 

Gewiss: Der von den Anti-G7-Gip¬ 
fel-Aktivisten gesetzte Rahmen eines 
breiten Protestauftritts gegen die G7- 
Akteure erfordert viel Raum - Camp- 
Flächen zum Beispiel. An diesem Punkt 
müssen die Aktivisten das ihnen von 
Vertretern der bayerischen Landesregie¬ 
rung bestätigte „hohe Gut“ des Rechts 
auf Demonstration einfordern, denn 
Camp-Flächen, die bis zu 3 000 aus dem 
In- und Ausland anreisende Aktivisten 
aufnehmen sollen, werden von offiziel¬ 
len Stellen verweigert, mögliche Fläche¬ 
neigner eindringlichst eingeschüchtert. 
Ebenso ist den Aktivisten eine Annä¬ 
herung an den G7-Tagungsort unter¬ 
sagt - Elmau und die wenigen dorthin 
führenden Wege sind zum Sperrgebiet 
erklärt. Einzig die für den 6. 6. in Gar¬ 
misch vorgesehene Großdemonstration 
ist auf einer genau vorgeschriebenen 
Strecke genehmigt, doch über die end¬ 
gültige Streckenführung wird noch zu 
verhandeln sein. 

Ziel der Anti-G7-Aktivisten, die vom 
25. - 26.4. in München zu einem bundes¬ 
weit organisierten Arbeitstreffen zusam¬ 
menkamen, ist, in und um Elmau zivi¬ 
len Ungehorsam zu leisten, d.h. auch, die 
Zufahrten zum Schloss zu blockieren. 
Die Form der Blockade als Ausdruck 
von Protest wundert nicht. Die Wut ge¬ 
genüber IWF, WTO, G7 und EU ist groß: 
In vielen EU-Ländern steigt die Jugend¬ 
arbeitslosigkeit massiv an - es fehlen be¬ 
rufliche Perspektiven. Massive, äußerst 
kostenintensive militärische Aufrüstun¬ 
gen in allen G7-Staaten, der Abbau einst 
hart erkämpfter sozialer Errungenschaf¬ 
ten, das flutartige Ansteigen in Armut 
Lebender, die Zerstörung der Umwelt 
und aktuell: die Festung Europa, die wis¬ 
sentlich erneut tausende Flüchtlinge im 
Meer ertrinken ließ. 

Die Anti-G7-Protest-Aktionen star¬ 
ten mit einem „Alternativgipfel“ vom 
3. - 4. 6. Zirka 30 hochkarätige Redne- 
rlnnen werden an verschiedenen Orten 
in München auftreten. Der Alternativ¬ 
gipfel kann somit als ein gewichtiger 
theoretischer Grundpfeiler angesehen 
werden, um die rund um Garmisch 
stattfindenden Protestaktionen besser 
verstehen - und unterstützen zu können. 
Nähere Informationen über den aktuel¬ 
len Stand der Protestvorbereitungen so¬ 
wie zum Alternativgipfel und Kontakte 
zu den bundesweit agierenden Bündnis¬ 
gruppen gibt’s hier: www.stop-g7-elmau. 
info H. Büchnerstädter 
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Ex-CIA-Chef verurteilt 

Der frühere USA-General und ehe¬ 
malige CIA-Chef David Petraeus ist 
wegen der Weitergabe geheimer In¬ 
formationen zu einer zweijährigen Be¬ 
währungsstrafe sowie einer Geldstrafe 
von 100 000 Dollar verurteilt worden. 

Israel verweigert Einreise 

Die israelische Regierung hat dem süd¬ 
afrikanischen Minister Blade Nziman- 
de, der zugleich Generalsekretär der 
KP Südafrikas (SACP) ist, die Einrei¬ 
se nach Palästina verweigert. 

Nzimande war offiziell von seinem 
Amtskollegen, dem palästinensischen 
Hochschulminister Dr. Khawla Shak- 
sheer, zum Besuch Palästinas vom 25. bis 
29. April 2015 eingeladen worden. Beim 
Besuch des palästinensischen Staatsprä¬ 
sidenten Abbas im vergangenen Novem¬ 
ber in Südafrika war eine Vereinbarung 
über den Ausbau der Kontakte im Hoch¬ 
schulbereich zwischen beiden Ländern 
unterzeichnet worden. 

Der südafrikanische Kommunist 
kommentierte das Einreiseverbot mit 
der Anmerkung, dass die israelische 
Regierung offenbar alle Mittel nut¬ 
ze, „um die Gräuel zu verbergen, de¬ 
ren sie sich gegen die Palästinenser 
schuldig macht“. Die Kommunistische 
Partei Israels protestierte ebenso wie 
die Kommunistische Partei Südafri¬ 
kas heftig gegen dieses Vorgehen. Die 
KP Israels betonte, dass das Vorge¬ 
hen der Regierung offensichtlich der 
Angst entspringe, dass die Wahrheit 
über das Besatzungsregime ans Licht 
kommt. Unlängst seien auch schon vier 
französische Bürger, darunter ein Son¬ 
derschullehrer und ein Vertreter der 
französischen Kommunistischen Ju¬ 
gendbewegung, die als Teil einer Soli¬ 
daritätsdelegation mit dem palästinen¬ 
sischen Volk in das Gebiet gekommen 
waren, von den israelischen Besat¬ 
zungsbehörden inhaftiert und nach ei¬ 
nigen Tagen ausgewiesen worden. 

Griechische Bürger¬ 
meister protestieren 

Der Druck der EU-Finanzgewaltigen 
auf die griechische Regierung bleibt un¬ 
gebrochen, nachdem auch auf dem Tref¬ 
fen der Finanzminister der Euro-Grup- 
pe in Riga am vergangenen Freitag kein 
Entgegenkommen festzustellen war. 
Beim Treffen der Euro-Finanzminister 
wurde der griechische Ressortchef Va- 
roufakis am Freitag letzter Woche in 
Riga auch persönlich angegriffen. Laut 
Finanznachrichtenagentur Bloomberg 
soll Varoufakis als „Spieler“, „Amateur“ 
und „Zeitverschwender“ beschimpft 
worden sein. Es sei „ziemlich handfest“ 
zur Sache gegangen. 

Per Dekret hat die griechische Re¬ 
gierung Anfang letzter Woche öffent¬ 
liche Einrichtungen und Kommunen 
angewiesen, ihre Finanzreserven an die 
griechische Zentralbank zu überweisen. 
Dagegen protestierten die Bürgermeis¬ 
ter u.a. aus Sparta und Thessaloniki. 

Regierung zurückgetreten 

Im Streit um die gewünschte Teilver¬ 
staatlichung einer wichtigen Goldgrube 
ist die Regierung von Kirgistan zurück¬ 
getreten. Regierungschef Otorbajew 
war mit seinem Plan gescheitert, sich 
mit dem kanadischen Eigentümer auf 
denVerkauf von Anteilen an den Staat 
zu einigen. Präsident Almasbek Atam- 
bajew nahm den Rücktritt an. 

HSBC will weg 

Eine der weltweit größten Banken, 
die britische HSBC, denkt über einen 
Wegzug aus London nach. Der Ver¬ 
waltungsrat habe das Management of¬ 
fiziell beauftragt, eine Standortanalyse 
vorzunehmen, sagte der Chef des Ver¬ 
waltungsrates, Douglas Flint. Nach der 
Finanzkrise habe sich ein neues Ge¬ 
schäftsumfeld ergeben. 

Miliband kritisiert Cameron 

Vor der Parlamentswahl in Großbritan¬ 
nien hat Labour-Chef Ed Miliband Pre¬ 
mierminister David Cameron schwere 
außenpolitische Fehler vorgeworfen. 
Mit einer „mangelhaften politischen 
Begleitung der militärischen Interven¬ 
tion in Libyen 2011“ habe Großbritan¬ 
nien zu der verheerenden Flüchtlings¬ 
situation im Mittelmeer beigetragen, 
sagte Miliband. 


Wegen Diebstahls angeklagt 

Belgische Gewerkschafter verteidigen öffentliche Dienste und soziale Errungenschaften 


S treikende und demonstrierende 
Arbeiter und Angestellte in Eu¬ 
ropa passen nicht ins Bild der hie¬ 
sigen Medien. Nach der weitgehenden 
Unterschlagung des landesweiten Ge¬ 
werkschaftsaktionstags in Frankreich 
mit 300 000 Beteiligten in 86 Städten 
am 9. April erlitt nun auch der 24-stün- 
dige Generalstreik der Beschäftigten 
der Öffentlichen Dienste in Belgien 
am 22. April dieses Schicksal. 

Dabei hatte der Aufruf der Ge¬ 
werkschaftszentrale der Öffentlichen 
Dienste (CGSP) im belgischen Allge¬ 
meinen Gewerkschaftsbund (FTGB) 
dazu geführt, dass Nahverkehr und 
Eisenbahn, Post, Schulen, Müllab¬ 
fuhr, Schleusen für die Schifffahrt, 
öffentliche Dienststellen und Ämter, 
Kinderkrippen und Gesundheitsein¬ 
richtungen in öffentlicher Hand in 
Brüssel, Antwerpen, Lüttich, Charle- 
roi und anderen Städten weitgehend 
lahmgelegt waren. Die große Mehr¬ 
zahl der 260 000 Mitglieder der Ge¬ 
werkschaftszentrale der Öffentlichen 
Dienste war dem Streikaufruf gefolgt. 
Selbst Polizeibeamte übten sich in ei¬ 
nem „Bummelstreik“, Strafzettels wur¬ 
den nicht mehr ausgestellt. 

Schon ab Dienstagabend, 22.00 Uhr, 
fuhr so gut wie kein Zug mehr. In eini¬ 
gen strategischen Bahnhöfen blockier¬ 
ten die Streikenden auch die Gleise, be¬ 
richtete der belgische Rundfunk- und 
Fernsehsender BRF. Viele Busse seien 
in den Depots geblieben. Sowohl im 
flämischen wie im wallonischen Teil des 
Landes sei der Streik gut befolgt wor¬ 
den. Der christliche Gewerkschafts¬ 
bund CSC hatte nicht zu der Streikak¬ 
tion aufgerufen. Aber vielfach haben 
sich die christlichen Kolleginnen und 
Kollegen dennoch der Arbeitsnieder¬ 
legung und Demonstrationen ange¬ 
schlossen. Aktiv unterstützt wurde der 
Streik von der belgischen „Partei der 
Arbeit“ (PTB/PvdA). 

Inhaltlich ging es in erster Linie 
um die Verteidigung der öffentlichen 
Dienste und sozialer Errungenschaf¬ 
ten gegen den neoliberalen Sparkurs 


der nun seit sechs Monaten amtieren¬ 
den neuen belgischen Regierung unter 
dem wallonischen „Sozialliberalen“ 
Charles Michel. An ihr beteiligt ist 
auch die extremen flämischen „Nati¬ 
onalismus“ verbreitende Partei „Neue 
flämische Allianz“ (NVA) unter dem 
Rechtsextremisten Bart de Wever, die 


zur härtesten Gangart gegen die Ge¬ 
werkschaften aufgerufen hatte und de¬ 
ren Handlungsspielraum drastisch ein¬ 
schränken will. 

Konkreter Anlass für den Streik 
war die geplante Verabschiedung zwei¬ 
er neuer antisozialer Gesetze im belgi¬ 
schen Parlament, nämlich des Gesetzes 
über die „zeitweilige Suspendierung“ 
des „Indexsprungs“ und eines Geset¬ 
zes zum faktischen Einfrieren der Ge¬ 


hälter im öffentlichen Dienst für weite¬ 
re zwei Jahre durch die Festlegung ei¬ 
nes „lächerlich niedrigen“ maximalen 
Spielraums für die anstehenden Tarif¬ 
verhandlungen, wie die Gewerkschaft 
erklärt hatte. Weitere Konfliktpunkte 
sind die „Rentenreform“ mit der An¬ 
hebung des Renteneintrittsalters auf 


67 Jahre und die Sparmaßnahmen in 
öffentlichen Verwaltungen und im Ge¬ 
sundheitswesen, wo vier von fünf Be¬ 
schäftigten nicht mehr ersetzt und bei 
unabweisbarem Bedarf stattdessen 
Teilzeitaushilfen beschäftigt werden 
sollen. Die Gewerkschaften befürch¬ 
ten zu Recht, dass aus der „zeitweiligen 
Aussetzung“ des „Indexsprungs“ rasch 
eine dauerhafte Abschaffung werden 
wird. Dabei geht es um die bisher gel¬ 


tende, in früheren Jahren durchgesetzte 
jährliche automatische Anpassung der 
Löhne und Gehälter im öffentlichen 
Dienst an die von der offiziellen Sta¬ 
tistik festgestellte Steigerung der Le¬ 
benshaltungskosten. 

Ein Automobilarbeiter hat deshalb 
mit Unterstützung des PTB-Parla- 


mentsabgeordneten Raoul Hedebouw 
Klage wegen Diebstahls gegen die Ab¬ 
geordneten der Regierungskoalition 
eingereicht, die dem entsprechenden 
Beschluss zugestimmt haben. Denn 
nach seinen Berechnungen wird er da¬ 
durch für den Rest seines Arbeitslebens 
einen Einkommensverlust von mehr als 
13 000 Euro erleiden, allein 742 Euro 
im ersten Jahr der Anwendung. 

Georg Polikeit 



„Hände weg vom Indexlohn!“ 

Belgische Gewerkschafter wehren sich gegen die Abkoppelung ihrer Gehälter von der Inflationsrate. 


Viele Methoden des staatlichen Mordes 

Unbegrenzte Möglichkeiten in den USA 



Auch erhobene Hände sind in den USA kein Schutz vor der Polizei. 
Die meisten ihrer Opfer waren unbewaffnet. 


Bis zum Jahr 2000 waren nahezu alle 
Haaranalysen fehlerhaft, die in US- 
Gerichtsverfahren die Grundlage un¬ 
ter anderem auch für Todesurteile bil¬ 
deten. Auch sonst liegt dort bei Po¬ 
lizei und Justiz so einiges im Argen: 
Zum Beispiel die erschreckend hohe 
Gefangenenrate, die brutale Polizei¬ 
gewalt und die Vielzahl von Hinrich¬ 
tungen, bzw. der stille Tod von Gefan¬ 
genen durch mangelnde medizinische 
Versorgung. 

Bis dahin gab es in den USA offen¬ 
sichtlich keine wissenschaftlich haltbare 
Methode der Haaranalysen. Das ergab 
eine Untersuchung von Gerichtsfällen, 
in denen Haaranalysen entscheidend zu 
einer Verurteilung beigetragen hatten. 
In 257 der insgesamt 268 untersuchten 
Fälle (95 Prozent) waren sie fehlerhaft. 
Unter anderem aufgrund dieser fal¬ 
schen Beweise wurden 32 Todesurteile 
verhängt, 14 der Todeskandidaten wur¬ 
den inzwischen hingerichtet oder ver¬ 
stürben im Gefängnis. 

Dabei konnte nur der Zeitraum bis 
1985 untersucht werden, weil das dazu 
notwendige Datenmaterial aus älteren 
Gerichtsverfahren nicht mehr zugäng¬ 
lich ist. Bekannt ist jedoch, dass es von 
1972 bis 1999 mindestens 2 500 Ver¬ 
fahren gab, wo FBI-Analytiker dem 
Gericht Ergebnisse von mikroskopi¬ 
schen Haaranalysen vorlegten. 28 sol¬ 
cher „Experten“ beschäftigte das FBI, 
von denen es 26 offenbar mit Wissen¬ 
schaftlichkeit nicht so genau nahmen. 
Diese schulten 500 bis 1 000 weitere 
Haaranalytiker in anderen staatlichen 
oder kommunalen Polizeieinheiten. 
Seit dem Jahr 2000 werden diese Typi¬ 
sierungen mittels DNA-Tests gemacht. 


Knapp sieben Millionen Menschen 
in den USA, das sind 2,4 Prozent der 
Gesamtbevölkerung, sind entweder 
inhaftiert (2,3 Millionen), auf Bewäh¬ 
rung (4,3 Millionen) oder die Haft wur¬ 
de ausgesetzt (mehr als 800 000). Zwei 
Drittel der Gefangenen kommt aus 
Haushalten, die weniger als die Hälf¬ 
te des als Armutsschwelle definierten 
Einkommens zur Verfügung haben. 
38 Prozent davon sind afro-amerikani- 
schen Ursprungs, ihr Gesamtanteil an 
der Bevölkerung beträgt indes 13 Pro¬ 
zent. 16 Prozent haben die mexikani¬ 
sche, 7,5 Prozent eine andere Staatsbür¬ 
gerschaft. Die USA führten damit die 
Liste der Länder mit den meisten Ge¬ 
fangenen der Welt an, gefolgt von Chi¬ 
na (1 701 344) und Russland (677 287). 


Alleine im März 2015 kamen 
111 Menschen durch Polizeikugeln ums 
Leben. Das waren mehr als in Großbri¬ 
tannien seit dem Jahr 1900, wo in dem 
gesamten Zeitraum 52 Tote durch Poli¬ 
zeikugeln registriert wurden. Die meis¬ 
ten der US-Opfer waren unbewaffnet, 
darunter eine 26-jährige dreifache Mut¬ 
ter. Die Beamten brauchen keinerlei 
Konsequenzen zu befürchten, denn sie 
genießen Immunität. 

Laut Amnesty International wird 
die Liste der 22 Staaten, in denen die 
Todesstrafe vollzogen wird, von China 
mit 1 000 Hinrichtungen im Jahr 2015 
angeführt, gefolgt von Iran (289), Saudi- 
Arabien (90), Irak (61) und USA (35). 

Die Exekutionen in den USA fin¬ 
den in aller Regel mittels Giftsprit¬ 


ze statt. Nachdem die US-Firma die 
Produktion eines der dazu benötig¬ 
ten Giftstoffe einstellte und die EU in 
Europa ansässigen Unternehmen den 
Export dieses Präparats in die USA 
untersagte, gerieten die zuständigen 
Behörden in die Bredouille. Nebraska 
entschied sich aufgrund dessen An¬ 
fang 2015, die Todesstrafe abzuschaf¬ 
fen, Utah will künftig Erschießungs¬ 
kommandos einsetzen und Oklahoma 
erlaubt die Tötung mit Stickstoff. Mit 
anderen Worten: Die Gefangenen sol¬ 
len vergast werden. 

Allerdings ist die Todesstrafe nicht 
die einzige Form, Gefangene um ihr 
Leben zu bringen. Wie das Beispiel 
des prominenten afro-amerikanischen 
Journalisten Mumia Abu-Jamal be¬ 
weist, zeigen auch der jahrzehntelan¬ 
ge Entzug von Sonnenlicht und Frisch¬ 
luft, schlechte Ernährung, mangelnde 
Bewegung und unzureichende medi¬ 
zinische Versorgung ihre Wirkung. In 
einer beispiellosen internationalen 
Solidaritätskampagne ist es gelungen, 
Druck auf die Gefängnisleitung auszu¬ 
üben, Mumias Ernährung seiner Dia¬ 
betes-Erkrankung anzupassen. Nicht 
gelungen ist es allerdings, die Behand¬ 
lung durch externe Ärzte seiner Wahl 
durchzusetzen. Seine Angehörigen be¬ 
fürchten nun die „Hinrichtung durch 
die Hintertür“. Dafür ist Mumia das 
wohl prominenteste, ganz sicher aber 
nicht einzige Beispiel. 

Birgit Gärtner 

Aktuelle Infos und Hintergründe aus 
der Solidaritätsbewegung mit Mumia 
Abu-Jamal: 

www.freiheit-fuer-mumia.de 
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Traditionell gegen die EU 

Großbritannien vor den Wahlen: Labour rückt nach links. Interview mit John Foster 


UZ: Es sieht so aus, als gehe es bei den 
Wahlen zum britischen Unterhaus am 
7. Mai um ein Duell zwischen Premiermi¬ 
nister David Cameron und Oppositions¬ 
führer Ed Miliband. Haben denn auch 
andere Parteien eine Chance, Mandate 
zu erringen? 

John Foster: Diese Wahl ist eine ein¬ 
deutige Auseinandersetzung zwischen 
Labour und den Konservativen - und 
das vor dem Hintergrund der schärfsten 
Klassenlinien seit einer Generation. Die 
Konservativen haben vor den öffentli¬ 
chen Sektor endgültig zu zerstören - 
und damit die wichtigste verbliebene 
Basis der Gewerkschaftsbewegung. Ihr 
Programm würde Streiks rechtswidrig 
machen und bedeutet Ausgabenkür¬ 
zungen der öffentlichen Hand, die nicht 
rückgängig zu machende Privatisierun¬ 
gen zur Folge hätten - besonders im 
Gesundheits- und Bildungsbereich. Im 
Gegensatz dazu will Labour die Spar¬ 
politik beenden und den Haushalt durch 
eine Reichensteuer ausgleichen: Jahres¬ 
einkommen über 150 000 Pfund sollen 
mit 50 Prozent Steuern belegt werden, 
Hausbesitz im Wert von über 2 Millio¬ 
nen Pfund soll höher besteuert werden. 
Banker-Boni sollen besteuert, hart ge¬ 
gen Steuerflucht vorgegangen und die 
britisch kontrollierten Steueroasen tro¬ 
ckengelegt werden. Labour will außer¬ 
dem die Energiepreise einfrieren, eine 
Mietobergrenze einführen und in die 
Infrastruktur investieren. 

In der Regel haben kleinere Par¬ 
teien wegen des britischen Mehrheits¬ 
wahlrechts, bei dem nur die Stimmen 
des Kandidaten mit den meisten Voten 
zählen, kaum eine Chance. Diesmal gibt 
es aber besondere Umstände. In Schott¬ 
land ist nationalistische Politik domi¬ 
nant und dort wird wohl die Schottische 
Nationalpartei (SNP) eine Mehrheit der 
Sitze erringen. In Nordirland wird der 
Wahlkampf wie üblich auf der Grund¬ 
lage nationaler und religiöser Zugehö¬ 
rigkeit geführt. Es ist unwahrscheinlich, 
dass die Grünen mehr als zwei Sitze ge¬ 
winnen und die „Unabhängigkeitspartei 
des Vereinigten Königreichs“ (UKIP) 
wird voraussichtlich auf fünf kommen. 
UZ: Die Kommunistische Partei Bri¬ 
tanniens kandidiert ebenfalls in einigen 
Wahlkreisen. Was ist das Ziel dieser Kan¬ 
didatur? 


In Griechenland gibt sich die Küsten¬ 
wache größte Mühe, keine Immigran¬ 
ten, die sich in der Türkei aufs Meer 
begeben, über die Ägäis auf die grie¬ 
chischen Inseln zu lassen. Das gilt auch 
für die Südküste von Kreta. Am Evros 
übernimmt die Abschottung ein kilo¬ 
meterlanger Grenzzaun. Dennoch ge¬ 
langten allein in den letzten Tagen über 
500 Flüchtlinge ins Land. Tendenz: zu¬ 
nehmend. 

Die Situation der Flüchtlinge ist in 
jeder Hinsicht desolat. Das „40-Punk- 
te-Programm“ von Syriza fordert in 
Punkt 30 ein „Garantieren der Men¬ 
schenrechte in Flüchtlingsunterkünf¬ 
ten“ und in Punkt 31 das „Fördern der 
Zusammenführung von Flüchtlingsfa¬ 
milien“. Beide Forderungen sind weit 
davon entfernt, umgesetzt zu werden, 
obwohl Syriza und der Regierungs¬ 
partner ANEL sich darauf verständigt 
haben, die Flüchtlinge zu legalisieren 
und sie mit Mobilitätspapieren für den 
Aufenthalt in Schengen-Staaten auszu¬ 
statten. 

Der Nachholbedarf wurde durch 
den Europäischen Gerichtshof doku¬ 
mentiert. Er untersagte, dass Flüchtlin¬ 
ge, die sich aus Griechenland kommend 
in andere EU-Länder abgesetzt hatten, 
nach Hellas zurückgeschickt werden 
durften. Das Bundesverfassungsgericht 
stoppte die Überstellungen ebenfalls 
(ab 8. September 2009). Auf den grie¬ 
chischen Inseln und auf dem Festland 



John Foster ist internationaler 
Sekretär der Kommunistischen Partei 
Britanniens (CPB). 


John Foster: Die Kommunistische 
Partei Großbritanniens kandidiert wie 
immer in einer kleinen Anzahl von 
Wahlkreisen - ein leichter Zuwachs 
auf neun. Wir wollen damit Druck 
von links auf die Labour Party aus¬ 
üben und die Notwendigkeit außer¬ 
parlamentarischer Mobilisierung ge¬ 
gen die Sparpolitik deutlich machen. 
Es geht dabei besonders um das Ver¬ 
sagen der Labour Party in Bezug auf 
antigewerkschaftliche Gesetze und 
die anhaltende Unterstützung von La¬ 
bour für die NATO und die Trident- 
Atomraketen. 

Da gab es einen Vorfall: Die KP hat 
kommerzielle Werbeflächen für Groß¬ 
plakate mit dem Slogan „Die Reichen 
besteuern - wählt Kommunisten“ ge¬ 
mietet. Vergangene Woche hat das 
größte der Werbeunternehmen ohne 
Vorwarnung den Vertrag gekündigt 
und die Plakate entfernt. In Newcastle 
hat der Eigentümer des Busbahnhofs, 
ein großes Verkehrsunternehmen, das 
die SNP unterstützt, die Plakate über¬ 
klebt - effektiv ein Verbot kommunis¬ 
tischer Symbole, von einem großen Un¬ 
ternehmen durchgesetzt. 

UZ: Erscheint es überhaupt möglich, die 
Orgie von Kürzungen, Privatisierungen 
und Verschlechterung der Arbeitsbedin¬ 
gungen in Großbritannien der letzten 
Legislaturperiode zu beenden und die¬ 
sen Trend sogar umzukehren? 


wurden die Immigranten vielfach über 
Monate inhaftiert, ihre Asylanträge 
nicht bearbeitet, und sie blieben ohne 
ausreichende medizinische Versorgung. 
Die Große Kammer des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte ver¬ 
urteilte Griechenland am 21. Januar 
2011 wegen der Haft- und Lebensbe¬ 
dingungen für Asylbewerber. 

Die Bundesregierung verschanzt 
sich auch aktuell hinter dem Dublin- 
II-Abkommen, das die Flüchtlinge wis¬ 
sentlich und duldend im Mittelmeer 
ertrinken lässt. Das Abkommen gilt 
außerhalb der EU auch in Norwegen, 
Island und in der Schweiz. Flüchtlin¬ 
ge, die ein Land mit EU-Außengrenze 
(Italien, Spanien, Malta, Griechenland) 
in Richtung der „Binnenländer“ verlas¬ 
sen haben, müssen damit rechnen, dass 
sie ohne Vorwarnung wieder abgescho¬ 
ben werden. 

Griechenland hat aber unter den 
gegebenen sozialen und ökonomi¬ 
schen, von der Troika vorgegebenen 
Rahmenbedingungen gar keine Chan¬ 
ce, die Flüchtlinge zu integrieren: Es 
gibt für sie kein Sozialsystem, keine Ar¬ 
beitsplätze, keine Unterkünfte. Durch 
halblegale und illegale Formen, ihren 
Lebensunterhalt auch nur minimal zu 
sichern, werden sie diskriminiert und 
zu Opfern krimineller Attentate der 
Schlägertrupps der neofaschistischen 
Chrysi Avgi (Goldene Morgendäm¬ 
merung). Uwe Koopmann 


John Foster: Eine Umkehr der arbei¬ 
terfeindlichen Politik ist möglich, aber 
das ist von breiterer Mobilisierung der 
Gewerkschaften und der Arbeiterklas¬ 
se abhängig. Labour muss die Privati¬ 
sierung des Gesundheitswesens umkeh¬ 
ren, einen öffentlichen Bahnsektor und 
öffentlichen Wohnraum schaffen. Sie 
müssen zudem die sogenannten Null¬ 
stundenverträge beenden, den Mindest¬ 
lohn erhöhen und es muss eine Straftat 
werden, Migranten unter Tarif zu be¬ 
zahlen. 

Das bedeutet zumindest die teilwei¬ 
se Zurückweisung der neoliberalen Po¬ 
litik der Labour Party unter Tony Blair. 
Deshalb wird Labour von den Mas¬ 
senmedien scharf angegriffen. Früher 
übliche finanzielle Unterstützung aus 
der Wirtschaft wurde zurückgezogen - 
die Partei ist wieder auf Mittel aus der 
Gewerkschaftsbewegung angewiesen. 
Doch wie schon in der Vergangenheit 
wird die Labour Party nur dann für die 
arbeitenden Menschen eintreten, wenn 
es außerparlamentarische Bewegung 
für Veränderungen gibt. Das ist noch 
wichtiger, falls die Konservativen wie¬ 
dergewählt werden. Deshalb haben die 
wichtigsten Gewerkschaften die „Volks¬ 
versammlung gegen Austerität“ initiiert. 
Darin sind Massenbewegungen und 
auch die Kommunistische Partei und die 
Tageszeitung „Morning Star“ vereinigt. 
Gemeinsame Aktionen der Kommunen 
und der Gewerkschaften gegen die Kür¬ 
zungen und ein Alternativprogramm 
auf der Grundlage öffentlichen Eigen¬ 
tums an Versorgungsunternehmen und 
Schlüsselindustrien werden hier entwi¬ 
ckelt und gefördert. 

UZ: Von außen sieht es so aus, als habe 
die EU kaum Freunde in Großbritanni¬ 
en. Ist vielleicht sogar ein „Brexit“, ein 
Austritt aus der EU, denkbar? 

John Foster: Unter den gegenwärtigen 
Umständen ist das unwahrscheinlich. 
Die großen Parteien stehen hinter der 
EU-Mitgliedschaft, die Konservativen, 
die Liberaldemokraten, Labour und die 
SNP sind sowohl für die Mitgliedschaft 
in der EU wie der NATO. UKIP wird 
kaum mehr als eine Handvoll Sitze be¬ 
kommen. Die Konservativen wollen den 
Rahmen der EU-Mitgliedschaft neu 
verhandeln und unter Drohung mit ei- 


„Obama, Hände weg von Venezuela“, 
heißt es auf einem Transparent der Kom¬ 
munistischen Jugend Brasiliens. „Vene¬ 
zuela ist keine Bedrohung, sondern eine 
Hoffnung“ auf vielen Schildern und Pla¬ 
katen aus Mexiko, Spanien, Deutschland 
und vielen mehr. Der Internationale Tag 
der Solidarität mit dem bolivarischen 
Venezuela am 19. April war die Antwort 
von Kommunisten und Sozialisten aus 
der ganzen Welt auf die erneute Provo¬ 
kation des US-Imperialismus. Venezue¬ 
la sei „eine Bedrohung für die nationale 
Sicherheit“ der USA, erklärte Obama, 
erließ Sanktionen gegen hochrangige 
Funktionäre des Landes und forderte 
die Freilassung „aller politischen Gefan¬ 
genen“. Dabei geht es um die Oppositio¬ 
nellen, die im vergangenen Jahr zahlrei¬ 
che Menschen ermordeten - hierzulande 
wurde das als „Studentenprotest“ ver¬ 
kauft. Offenkundig passt es der US-Re- 
gierung nicht, dass diese Leute nun zur 
Rechenschaft gezogen werden sollen. 

„Venezuela steht vor der realen 
Gefahr eines Putsches oder einer aus¬ 
ländischen Invasion“, erklärte Freddy 
Fernandez, Direktor der venezolani¬ 
schen Nachrichtenagentur, bei einer 
Veranstaltung einer Solidaritätsmission 
des WB DJ im März. Schon jetzt ist das 
Land einem umfassenden Wirtschafts¬ 
und Medienkrieg ausgeliefert. „Medi¬ 
en sind Instrumente der Macht - ent¬ 
weder des Volks oder der Bourgeoisie.“ 
Und die Medien der imperialistischen 


nem Referendum Druck auf Frankreich 
und Deutschland ausüben, um die Re¬ 
gulierung des Finanzzentrums London 
zu begrenzen. Dabei werden sie unter¬ 
stützt von den großen US-amerikani¬ 
schen und britischen Banken, die der¬ 
zeit den Großteil der Finanzdienstleis¬ 
tungen in der EU kontrollieren. Aber 
sowohl die großen Banken als auch die 
USA sind strikt gegen einen britischen 
Austritt. 

Die Kampagne von UKIP gegen 
Einwanderung wird von Teilen der Pres¬ 
se unterstützt und untergräbt teilweise 
die Klassensolidarität in den Arbeiter¬ 
vierteln. Diese Partei finanziert sich 
hauptsächlich durch Spenden einiger 
kleinerer Hedgefonds von außerhalb 
der EU, die ihre Tätigkeit durch EU- 
Vorschriften bedroht sehen. Die Gefahr 
liegt nicht so sehr in den Wahlen als in 
der Stimulierung von Rassismus und der 
Abstempelung von Minderheiten zum 
Sündenbock. 

UZ: Die KP Britanniens ist nicht Mit¬ 
glied der Europäischen Linkspartei 
(ELP). Wie steht ihr zu diesem Zusam¬ 
menschluss? 

John Foster: Die KP Britanniens unter¬ 
hält enge und kameradschaftliche Be¬ 
ziehungen zu Schwesterparteien, die 
Mitglied der Europäischen Linkspar¬ 
tei sind. Andererseits sehen wir es so, 
dass die Struktur und die Finanzierung 
der ELP deren oppositionelle Haltung 
zur Europäischen Union zu Kompro¬ 
missen zwingt. 

Die CPB vertritt die traditionelle, 
auch von einigen Gewerkschaften un¬ 
terstützte Position der Linken in Groß¬ 
britannien gegen die Europäische Uni¬ 
on. Die EU zwingt die Mitgliedstaaten, 
sich den Interessen des Großkapi¬ 
tals unterzuordnen durch neoliberale 
Marktregulierungen und den fortschrei¬ 
tenden Abbau des öffentlichen Sektors. 
Diese Analyse sehen wir durch den Fis¬ 
kalpakt 2012 und aktuelle Reformpro¬ 
gramme bestätigt, die in großen Teilen 
der EU durchgesetzt werden. Die CPB 
ist auch besorgt über die zunehmende 
militärische Integration der EU mit der 
NATO und die Rolle, die die USA und 
ihr engster Verbündeter, die britische 
herrschende Klasse, dabei spielen. 

Fragen und Übersetzung: Manfred Idler 


Staaten wissen, wem sie dienen. Zu der 
„freien Welt“, von der sie reden, gehör¬ 
ten Franco, Batista, Pinochet und Somo- 
za, sie nannten Mandela einen Terroris¬ 
ten und erzählen, Libyen sei zum Schutz 
der Menschenrechte überfallen worden, 
erklärte Fernandez. 

Heute ist Venezuela fast das größte 
Thema in den spanischen Medien, mit 
bis zu 32 Nachrichtenmeldungen pro 
Tag. „Noch mehr als mit Meldungen zur 
ETA wird so von sozialen Problemen im 
eigenen Land abgelenkt. 

Teil der medialen Angriffe gegen Ve¬ 
nezuela ist auch die Behauptung, dort 
gebe es keine Pressefreiheit. „Natürlich 
gibt es bei uns Pressefreiheit“, entgeg¬ 
net Fernandez, aber bemerkenswert sei, 
dass sie nie von Meinungsfreiheit reden. 
„Dabei ist Meinungsfreiheit viel wich¬ 
tiger als Pressefreiheit. Es sind die gro¬ 
ßen Medienkonzerne, die der Mehrheit 
der Bevölkerung ihre Meinungsfreiheit 
nehmen.“ 

Die sozialen Errungenschaften des 
bolivarischen Prozesses, ein Volk, dass 
sich organisiert und verteidigt und an¬ 
deren Völkern dabei helfen will, es ihm 
gleichzutun - das ist dem Imperialismus 
ein Dorn im Auge. Venezuela ist heute 
Vorbild, ist „Hoffnung“ für viele unter¬ 
drückte Völker dieser Welt. Es zeigt, dass 
die Politik von Sozialabbau und Militari¬ 
sierung nicht in Stein gemeißelt ist. Des¬ 
wegen versuchen die Imperialisten alles, 
diese Hoffnung zu zerstören. Max Matthes 


Kommentar von Olaf Matthes 

Ihr Dilemma, 
unsere Solidarität 

Man gewöhnt sich daran: Mal wieder 
ein Gipfel der EU-Oberen, in diesem 
Fall das Finanzministertreffen in Riga. 
Mal wieder der Versuch, die griechi¬ 
sche Regierung zu einer Fortsetzung 
der asozialen Politik der Verelendung 
zu zwingen, die ihre konservativen und 
sozialdemokratischen Vorgänger seit 
2010 betrieben haben. Mal wieder Be¬ 
schimpfungen gegen die angeblich un¬ 
fähigen und angeblich unverantwortli¬ 
che Syriza-Anel-Regierung. Und, mal 
wieder, die Spekulation darüber, dass 
jetzt ein Ausscheiden Griechenlands 
aus dem Euro noch wahrscheinlicher 
geworden ist. Die Erpressung geht 
weiter. Wenn es nach der Bundesre¬ 
gierung geht, dann wird das Elend, die 
Armut, die soziale Unsicherheit von 
großen Teilen der griechischen Bevöl¬ 
kerung nicht im Geringstem verklei¬ 
nert. Das ist das Dogma der neolibera¬ 
len Wirtschaftspolitik: Niedrige Löhne 
und niedrige Sozialausgaben sind gut 
für „die Wirtschaft“. Die Propaganda 
der Mainstream-Presse will uns dazu 
weismachen, dass es uns allen besser 
geht, wenn „die Wirtschaft“ Profite 
einfährt, wenn „die Arbeitgeber“ un¬ 
sere Arbeit möglichst günstig bekom¬ 
men, wenn „der Markt“ für Effizienz 
sorgt. 

Aber die Erpressung besteht 
nicht nur aus der Arroganz Wolfgang 
Schäubles, sie besteht genauso aus der 
Konstruktion der Eurozone: Die deut¬ 
schen Konzerne sind besonders „wett¬ 
bewerbsfähig“, weil unsere Gehälter 
in Deutschland im Verhältnis zur Pro¬ 
duktivität sehr niedrig sind - an unse¬ 
rer Arbeit können unsere „Arbeitge¬ 
ber“ besonders viel verdienen, und sie 
können damit ihre Konkurrenz zum 
Beispiel in kleineren Ländern der Eu¬ 
rozone ausstechen. Ohne die Kontrol¬ 
le über die eigene Währung kann die 
griechische Regierung daran nichts 
ändern. Solange Griechenland Teil der 
Eurozone bleibt, wird die Erpressung 
weitergehen. 

Die Alternative dazu nennt man 
„Grexit“ - raus aus dem Euro, Rück¬ 
kehr zur Drachme. Dann könnte in 
Griechenland „die Wirtschaft“ saniert 
werden, indem die Währung abwertet. 
Importe würden teuer werden, Expor¬ 
te aus Griechenland dagegen billiger. 
Im Extremfall würde das bedeuten: 
Griechenland wird zum Billigland, ex¬ 
portiert Olivenöl und lockt Touristen 
an. Das wäre möglich - aber es wäre 
keine Grundlage für soziale Sicherheit, 
für umfassende Bildung, für ein funk¬ 
tionierendes Gesundheitssystem. Wir 
leben im 21. Jahrhundert, wir leben in 
reichen Gesellschaften - was wir erwar¬ 
ten, machen wir nicht davon abhängig, 
was irgendein Unternehmer oder ir¬ 
gendein Minister uns zu geben bereit 
ist. Wir fordern, was möglich ist: Eine 
Wirtschaft, die darauf ausgerichtet ist, 
die Bedürfnisse aller Menschen zu be¬ 
friedigen. 

Dabei ist es egal, ob die Währung 
Euro, Drachme oder D-Mark heißt: Ei¬ 
nige wenige Konzerne und Superreiche 
kontrollieren den Reichtum unserer 
Gesellschaft. Wir brauchen nicht von 
ihnen erwarten, dass sie die Wirtschaft 
unserer Gesellschaft nach unseren Be¬ 
dürfnissen organisieren, sie sind dazu 
gezwungen, nach immer höheren Profi¬ 
ten zu jagen. Das lässt sich nicht an der 
Wahlurne ändern, es lässt sich nur än¬ 
dern, wenn die arbeitenden Menschen, 
die Gewerkschaften, die sozialen Be¬ 
wegungen in hartnäckigen Kämpfen 
die Kraft entwickeln, um die Macht 
der Banken und Konzerne zu brechen. 

Natürlich ist das ein langer Weg. 
Mit ihren Generalstreiks und Beset¬ 
zungen, mit ihren inhaltlichen Diskus¬ 
sionen und ihrer Organisation ist die 
griechische Arbeiterbewegung dabei 
einen Schritt weiter als die deutsche. 
Solidarität mit Griechenland heißt 
vor allem, hier dafür zu kämpfen, dass 
Deutschland kein Niedriglohnland 
bleibt und dass die Bundesregierung 
ihre Großmachtpolitik immer weniger 
ungestört durchsetzen kann. 


Niemand hat die Absicht... Für die Freiheit entschieden 

Flüchtlinge: EU macht dicht - auch in Griechenland Tag der Solidarität mit dem bolivarischen Venezuela 
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Bild links: Trotz Sozialistengesetz zogen 
Dresdener Arbeiter am i. Mai 1890 zur Mai¬ 
feier nach Lochwitz. Obgleich Sanktionen 
drohten wie das Einschreiten von Militär 
und politischer Polizei, beteiligten sich am 
1. Mai 1890 in Deutschland rund 100 000 
Arbeiter an Streiks, Demonstrationen, 
Maifeiern und Maispaziergängen. In Berlin, 
Darmstadt, Dresden, Frankfurt, Königs¬ 
berg, Leipzig, München und Nordhausen 
streikten etwa zehn Prozent der Arbeiter. 
Aus der Hamburger Maifeier, gegen die der 
Unternehmerverband mit Aussperrungen 
zur Erzwingung des Austritts aus den 
Gewerkschaften vorging, entwickelte 
sich ein bis in den September reichender 
Streik. Auch in den folgenden Jahren und 
Jahrzehnten reagierten Unternehmer mit 
Aussperrung und Entlassung. Der Stempel 
im Arbeitsbuch „Entlassen am 2. Mai“ 
war für viele Arbeiterinnen und Arbeiter 
die Folge des Engagements. 

Überall, nicht nur in Deutschland, mussten 
sich die Arbeiterinnen ihr Demonstrations¬ 
recht erkämpfen. Die Idee einer Maifeier 
gewann von Jahr zu Jahr weltweit immer 
mehr Anhänger. 

(Siehe zur Geschichte auch Seite 10) 


1. Mai: Eine Geschichte des Kampfes, 
des Feierns und der Repression 



Bild oben: Ende der zwanziger Jahre spitzte sich die Situation zu: Wirtschafts¬ 
krise, Massenarbeitslosigkeit, zunehmend politische Auseinandersetzungen. 

Die Unternehmerverbände setzten die Reichsregierung unter Druck und 
verlangten von ihr Maßnahmen, die „die Wirtschaft“ steuerlich weiter entlasten 
und die sozialen Abgaben noch mehr einschränken sollten. Entscheidende 
Kreise des Finanzkapitals setzten zunehmend auf den Abbau der bürgerlich¬ 
parlamentarischen Ordnung. Es kam zu einem Aufschwung der sozialen Kämpfe 
der Arbeiterklasse. 

1929 verbot der sozialdemokratische Polizeipräsident von Berlin, Karl Zörgiebel, 
Demonstrationen am 1. Mai. Die KPD rief dagegen zu einer machtvollen, 
friedlichen Maidemonstration auf. Mittags fielen die ersten Schüsse, Arbeiter 
setzten sich gegen den Polizeiterror zu Wehr. Gesamtbilanz: 31 Tote und fast 200 
Verletzte. Über 1 200 wurden verhaftet. 



Bild oben: Am 2. Mai 1933 besetzten SA-Trupps die Gewerkschaftshäuser. Sie 
beschlagnahmten die Gewerkschaftskassen und anderes Eigentum, verschlepp¬ 
ten viele Angestellte und Funktionäre des ADGB (Allgemeiner Deutscher 
Gewerkschaftsbund) sowie des Afa-Bundes (Allgemeiner Freier Angestell¬ 
tenbund) in Konzentrationslager. Schon zuvor hatte es Übergriffe, massive 
Einschüchterungsversuche, erste Besetzungen von Gewerkschaftshäusern, 
Verhaftung und Ermordung linker Gewerkschafter gegeben. 

In einem Aufruf vom 19. April hatte der ADGB-Vorstand noch die Absicht der 
Faschisten begrüßt, den 1. Mai zum „Tag der nationalen Arbeit“ zu erklären. 
Obwohl große Teile der Mitgliedschaft gemeinsame Kampfaktionen forderten, 
blieben die Gewerkschaftsführer bei ihrer Kapitulationspolitik. Die Zerschlagung 
bzw. Gleichschaltung der gewerkschaftlichen Organisationen war die Folge - 
eine Voraussetzung für die Durchsetzung des Kurses auf Krieg und Weltherr¬ 
schaft. Doch auch in den Jahren der faschistischen Diktatur blieb der Gedanke 
der Solidarität und des Kampfes für Arbeiterinnenrechte lebendig: bei illegalen 
Treffen, in Zuchthäusern und Konzentrationslagern. 



Bild oben: Berlin 1946, der 1. Mai ist wieder Feier- und Kampftag der Arbeiterklasse.„Nie wieder Krieg! - Nie wieder 
Faschismus!“ war die Hauptlosung, Aber bei den Forderungen ging es vor allem auch um Probleme des täglichen Lebens: 
Verpflegung, Obdach, Kleidung. 



Bild links: Odessa: Wieder ein Angriff 
auf ein Gewerkschaftshaus. 79 Jahre 
nach 1933 ... Wieder Verfolgung und 
Terror. 

Am 1. Mai 2014 gab es - nicht selten 
von der Kommunistischen Partei der 
Ukraine organisiert - in einer Reihe 
von ukrainischen Städten Kundgebun¬ 
gen und Demonstrationen, an denen 
sich mehrere Tausend Menschen 
beteiligten. Einen Tag später brannte 
in Odessa das Gewerkschaftshaus. 

Die Polizei sah tatenlos zu. Die 
Feuerwehr kam erst nach 40 Minuten. 
Nationalistische und faschistische 
Gruppen warfen Molotow-Cocktails 
auf das Gewerkschaftshaus, in das 
sich regierungskritische Aktivisten 
nach heftigen Auseinandersetzungen 
mit Anhängern des so genannten 
Euromaidan geflüchtet hatten. 
Mindestens 48 Menschen starben. 

Die wahrscheinlichen Drahtzieher 
vor Ort, Nikolai Wolkow vom Rechten 
Sektor und Andrej Jusow von der 
Klitschko-Partei Udar u.a., wurden 
bis heute nicht zur Verantwortung 
gezogen. 
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Rückfall hinter Weizsäcker 

Der 8. Mai und die Bundesregierung 


Gastkolumne von Lucas Zeise 

Wirtschaftspolitik 
wie Ludwig XIV. 


UZ: Der 70. Jahrestag der Befreiung 
Deutschlands vom Faschismus steht 
kurz bevor. Würdigt die offizielle Politik 
den 8. Mai gebührend? 

Sevim Dagdelen: Nein, überhaupt nicht. 
Der Umgang der Bundesregierung mit 
diesen Tag ist im negativen Sinne be¬ 
merkenswert. Während viele Menschen 
am 8. Mai den 70. Jahrestag der Befrei¬ 
ung vom Faschismus feiern werden, la¬ 
vieren Union und SPD herum. Es ist 
bezeichnend, dass die große Koalition 
sich weigert, Nazikollaborateure in Ost¬ 
europa klar zu verurteilen, eine offiziel¬ 
le Gedenkveranstaltung der Regierung 
gibt es nicht und eine Einladung zum 
Tag des Sieges am 9. Mai nach Mos¬ 
kau hat Bundeskanzlerin Merkel aus¬ 
geschlagen. Die Bundesregierung fällt 
mittlerweile gar hinter die Äußerungen 
des mittlerweile verstorbenen CDU- 
Politikers und Bundespräsidenten Ri¬ 
chard von Weizsäcker zurück, der den 
8. Mai als erster Bundespräsident als 
„Tag der Befreiung“ klassifiziert hatte. 

UZ: Steht beim 8. Mai einzig das Ge¬ 
denken im Vordergrund oder sollte nicht 
auch ein Bezug zur Tagespolitik herge¬ 
stellt werden? 

Sevim Dagdelen: Gedenktage haben ja 
immer auch etwas mit aktueller Politik 
zu tun. Wenn ich mir anschaue, wie heut¬ 
zutage Tausende Menschen im Rahmen 
der sogenannten „Pegida“-Proteste 
rassistisch gegen Flüchtlinge hetzen, 
die etablierte Politik nicht in der Lage 
oder gar willens ist, Migrantinnen und 
Migranten vor rechter Gewalt zu schüt¬ 
zen und Flüchtlingen die soziale Teilha¬ 
be verwehrt wird, sagt dies auch etwas 
über die Zustände in diesem Land aus. 
Bezüglich des 8. Mai schmerzt mich je¬ 
doch mehr der Umgang der Bundesre¬ 
gierung mit den Befreiern. Dass sich die 
Merkel-Regierung weigert, den russi¬ 
schen Präsidenten Wladimir Putin an¬ 
lässlich des Tages der Befreiung nach 
Deutschland einzuladen, ist ein politi¬ 
scher Skandal, der seinesgleichen sucht. 
Die Sowjetunion hat damals den höchs¬ 
ten Blutzoll für die Befreiung unseres 
Landes geleistet. Das Gedenken an die 
Sieger über den deutschen Zivilisati¬ 
onsbruch will die Bundesregierung hin¬ 
gegen entsorgen. Sie verweigert damit 
vor allem den Angehörigen der Roten 
Armee ein ehrendes und würdiges Ge¬ 
denken. Das ist ein offener Affront ge¬ 
gen die noch lebenden und den für die 
Freiheit gestorbenen Befreier. 

Manchmal hat man den Eindruck 
man ist auf einer Zeitreise in die 50er 
Jahre. Diese Schlussstrichmentalität ist 
verheerend. Ich sage mal mit Ernest 
Hemingway „jeder Mensch, der die 
Freiheit liebt, verdankt der Roten Ar¬ 
mee mehr, als er jemals bezahlen kann“. 

Fernab dessen geniert sich die Bun¬ 
desregierung außerdem nicht, mit Un¬ 
terstützung von Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen, antirussische Stimmungsmache zu 


betreiben. Außerdem hat sie in der Uk¬ 
raine faktisch mit Faschisten paktiert. 

So hat das ukrainische Parlament 
kürzlich beispielsweise ein Gesetz be¬ 
schlossen, das Nazi-Kollaborateure 
verherrlicht. 70 Jahre nach der Nieder¬ 
schlagung des Nazismus sollen ukraini¬ 
sche Veteranen der SS-Division Gali¬ 
zien 4 und Mitglieder der Organisation 
Ukrainischer Nationalisten (OUN) und 
der Ukrainischen Aufständischen Ar¬ 
mee (UPA) dadurch offiziell zu Unab¬ 
hängigkeitskämpfern erklärt werden. 
Damit setzt sich der antikommunisti¬ 
sche Geschichtsrevisionismus in der 
Ukraine endgültig durch, wie er bei¬ 
spielsweise bereits in den baltischen 



Sevim Dagdelen (Die Linke) ist 
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und Sprecherin für Internationale 
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Staaten durch rechte Regierungsko¬ 
alitionen Tagespolitik ist. Geehrt und 
verherrlicht werden sollen also jene in 
der Ukraine, die sich an der Vernich¬ 
tung der europäischen Juden und der 
polnischen Bevölkerung beteiligt ha¬ 
ben. Symbole, Straßennamen, Flaggen 
und Denkmäler der Befreier sollen da¬ 
gegen verboten und bei Verstößen mit 
Haftstrafen von fünf bis zehn Jahren 
geahndet werden. Das ist ein offener 
Affront vor allem gegen die Angehö¬ 
rigen der Roten Armee; auch aus der 
Ukraine. Geradezu zynisch ist es, dass 
der Faschistenführer Dmytro Jarosch 
zugleich zum Berater des ukrainischen 
Verteidigungsministers ernannt wurde. 
In seinen sogenannten Freiwilligenba¬ 
taillonen, die richtigerweise Naziba¬ 
taillone heißen müssten, kämpfen Fa¬ 
schisten unter SS-Runen und Haken¬ 
kreuzen. Der Einfluss extrem Rechter 
auf die ukrainische Regierungspolitik 
wird also immer deutlicher sichtbar 
und kann auch von der Bundesregie¬ 
rung nicht geleugnet werden. Die Bun¬ 
desregierung darf sich nun nicht weiter 
schützend vor eine Führung stellen, die 
die Singularität nazistischer Verbrechen 
negiert und verharmlost und Neonazis 
des Rechten Sektors zu Regierungsbe¬ 
ratern macht. Dieser Faschisierung in 


der Ukraine muss umgehend Einhalt 
geboten werden. Die Deutschen Fi¬ 
nanzhilfen für die Kriegsregierung der 
Oligarchen in Kiew müssen umgehend 
beendet werden. 

UZ: Bei der bundesdeutschen Bevölke¬ 
rung scheint die Bundespolitik mit ih¬ 
ren antirussischen Gebaren jedoch nicht 
punkten zu können ... 

Sevim Dagdelen: Trotzdem steht zu 
befürchten, dass aus dem Wiederauf¬ 
flammen des Kalten Krieges sogar ein 
heißer werden könnte, wenn die Bun¬ 
desrepublik, die EU und die USA an 
ihrer Politik festhalten. Das macht nicht 
nur mir große Sorgen, sondern auch 
der Mehrheit der Menschen in diesem 
Lande, die sich tatsächlich mehrheitlich 
nicht in Frontstellung gegen Russland 
bringen lässt. Auch vor dem Hinter¬ 
grund des deutschen Angriffskrieges 
gegen die Sowjetunion ist es schändlich, 
dass die Bundesregierung an der Seite 
der USA eine Eskalationspolitik gegen 
Russland auf die Schiene setzt. 

UZ: Vor welchen Aufgaben steht die 
Friedensbewegung vor dem Hinter¬ 
grund dieser vom Westen beförderten 
Eskalation? 

Sevim Dagdelen: Eine starke Friedens¬ 
bewegung ist heutzutage notwendiger 
denn je. Wir müssen unsere Aktivitä¬ 
ten verstärken und gegen den Imperia¬ 
lismus der Bundesregierung, der USA 
und ihrer Verbündeten mobil machen, 
insbesondere das US- und NATO- 
Stützpunktsystem in Deutschland muss 
dabei in den Blick genommen werden. 
Es ist nicht hinnehmbar, dass unter Dul¬ 
dung der Bundesregierung Mordzentra¬ 
len wie Ramstein oder das AFRICOM 
in Stuttgart betrieben werden können. 
Gegen die neuen Kriege und Drohnen¬ 
morde gilt es die demokratische Sou¬ 
veränität einzufordern. Wir müssen zu¬ 
dem einen Auslandsgeheimdienst BND 
auflösen, der mittels Landesverrats die 
millionenfache Bespitzelung der NSA 
auch noch unterstützt. 

Gemeinsam mit meiner Fraktions¬ 
kollegin Sahra Wagenknecht habe ich 
übrigens die Initiative „Frieden statt 
NATO - Für eine Weltfriedenskon¬ 
ferenz“ angestoßen. Es ist ein offener 
Brief an Gorbatschow, der in der Uk¬ 
rainekrise den Westen deutlich kri¬ 
tisiert hat, in dem es u. a. heißt: „Bit¬ 
te unterstützen Sie unsere Forderung, 
dass Schluss gemacht wird mit der Pra¬ 
xis der USA und der NATO, überall in 
der Welt, wo es das Kräfteverhältnis 
zulässt und es ihren imperialen Inte¬ 
ressen entspricht, zu bomben, mittels 
Drohnen zu morden und Soldaten zu 
schicken.“ Ich würde mich freuen, wenn 
viele diese Initiative auf www.weltfrie- 
denskonferenz.org auch wenn sie keine 
Mitglieder der Linken sind, unterstüt¬ 
zen würden. 

Interview: Markus Bernhardt 


Gibt es eine Wirtschaftspolitik der 
EU? Eigentlich nein, denn laut den 
EU-Verträgen braucht man das nicht. 
Die Kommission ist nur dazu da, ein¬ 
zuschreiten, wenn Regierungen den 
freien Markt einschränken wollen. 



Und die 28 Einzelstaaten, aus denen 
sich die schöne, große Europäische 
Union, die größte Wirtschaftsregion 
der Welt - noch vor den USA und 
China - zusammensetzt? Sie betreiben 
Wirtschaftspolitik. Sie fördern nach 
Kräften ihre heimischen Kapitalisten. 
Wie machen sie das? Zum Beispiel in¬ 
dem sie dafür sorgen, dass Kapitalist X 
sich im Land A statt im Land B ansie¬ 
delt. Deshalb senken sie - natürlich im 
Interesse ihrer Bürger - die Unterneh¬ 
menssteuern und die Steuern auf Ein¬ 
künfte aus Vermögen. Deshalb führen 
sie Arbeitsmarktreformen ein, wie es 
im erfolgreichen Deutschland SPD- 
Mann Schröder gemacht hat. So hält 
man die Löhne niedrig und schiebt 
sich im Wettbewerb um die Gunst des 
Kapitals nach vorn. 

Es gab mal eine Zeit - gar nicht 
so lange her - da forderten einige Re¬ 
gierungen, zum Beispiel die franzö¬ 
sische, dass wenigstens die Eurozone 
als Ganzes gemeinsame Wirtschafts¬ 
politik betreiben solle. Denn ohne 
sie würden die Ungleichgewichte im¬ 
mer stärker werden. Deutschlands 


Dokumentiert 


Aus einem Brief des Vorsitzenden der 
DKP, Patrik Köbele, an das Zentral¬ 
komitee der KP Vietnams: 

Geschätzte Genossinnen und Genos¬ 
sen, 

am 30. April dieses Jahres feiern wir 
den 40. Jahrestag der Befreiung Sai¬ 
gons. Damit endete der 20-jährige 
Eroberungskrieg der USA mit ei¬ 
ner vernichtenden Niederlage. Das 
vietnamesische Volk siegte über die 
stärkste Militärmacht der westlichen 
Welt. Die große Hilfe des damals 
existierenden sozialistischen Lagers, 
darunter modernste konventionelle 
Waffen aus der UdSSR, die weltwei¬ 
te Solidarität der Völker und ihrer 
Friedenskräfte, eingeschlossen die in 
den USA selbst, waren entscheidende 
Grundlagen dieses Sieges. Aber die 
letztlich ausschlaggebende Bedin¬ 
gung, dass diese Faktoren zur Gel¬ 
tung kommen konnten, bildete der 
nicht zu brechende Widerstandswil¬ 
le des Volkes, der in den Traditionen 
nationalen und antikolonialen Wider¬ 
standes wurzelte, die zu mobilisieren 
die vom legendären Führer Ho Chi 
Minh gegründete Kommunistische 
Partei verstand. 

An diesem Tag wurden die Schluss¬ 
worte der von Ho Chi Minh am 
2. September 1945 verlesenen Unab¬ 
hängigkeitserklärung Wirklichkeit: 
„Das vietnamesische Volk ist ent¬ 
schlossen, all seine geistigen und ma¬ 
teriellen Kräfte aufzubieten, Leben 
und Besitz zu opfern, um sein Recht 
auf Freiheit und Unabhängigkeit zu 
behaupten.“ 

Bis in die Gegenwart vermittelt die¬ 
ser siegreiche nationale und soziale 
Befreiungskampf Vietnams weltweit 
wertvolle Erfahrungen und Erkennt¬ 
nisse. Unter diesem Gesichtspunkt 
gilt der erste Gedanke, wenn man die¬ 
sen historischen Sieg begeht, Ho Chi 
Minh, dessen 125. Geburtstag wir am 
19. Mai dieses Jahres begehen. 


Außenhandelsüberschüsse würden 
immer weiter wachsen, und andere 
Länder wie Portugal, Spanien, Itali¬ 
en, Griechenland und sogar das stol¬ 
ze Frankreich würden immer tiefer 
ins Defizit rutschen. Also solle ge¬ 
meinsame Wirtschaftspolitik Länder 
wie Deutschland zu höheren Löhnen 
und niedrigeren Verbrauchssteuern 
ermuntern und damit deren Binnen¬ 
markt beleben. Das gäbe den anderen 
die Chance, mehr nach Deutschland 
zu exportieren und so ihre Außenhan¬ 
delsbilanz auszugleichen. 

Papperlapapp sagten da Herr 
Schröder, Frau Merkel, Herr Stein¬ 
brück und Herr Schäuble. Sie alle 
haben Wirtschaftspolitik beim ab¬ 
solutistischen französischen König 
Ludwig XIV gelernt. Danach kann 
der Handelsüberschuss des eigenen 
Landes gar nicht groß genug sein, weil 
nur dadurch Gold ins Land strömt. 
Heutzutage kommt statt Gold nur 
Geld in rauen Mengen nach Deutsch¬ 
land. Wie zu Ludwigs Zeiten - aber 
nicht in die Hände gemeiner Bürger. 
Denn die gäben das Geld ja nur aus, 
am Schluss sogar für Importgüter, 
was ganz am Ende - oh Schrecken - 
den Außenhandelsüberschuss min¬ 
dern würde. 

Wie einst der Sonnenkönig sind 
heute dank der hohen Geldzuflüsse 
Merkel Schäuble und Gabriel mächti¬ 
ge Leute. Wünsche nach ausgleichen¬ 
der Wirtschaftspolitik wurden früher 
noch angehört, scheinbar geprüft und 
dann als undurchführbar abgelehnt. 
Heute lachen die Herrscher über EU- 
Europa. Schäuble spottet über den 
französischen Finanzminister Sapin, 
der sich nicht traut, zur Mehrung sei¬ 
ner Macht die von Schäuble empfoh¬ 
lenen Lohnsenkungen im eigenen 
Land durchzuziehen. 


Ho Chi Minh ist eine Führerpersön¬ 
lichkeit, wie die kommunistische Welt¬ 
bewegung und darüber hinaus die nati¬ 
onale Befreiungsbewegung nur wenige 
hervorbrachte. Als Ho Chi Minh wäh¬ 
rend des erbitterten Kampf gegen die 
USA-Aggressoren im September 1969 
starb, spekulierten seine Feinde, ohne 
ihn könnten sie das Land nunmehr in 
die Knie zwingen. Es war ein Trug¬ 
schluss. Ho Chi Minh war ein Kämp¬ 
fer gewesen, der die Aufmerksamkeit 
der Massen nicht auf seine Person be¬ 
zog, sondern auf die Partei lenkte. Er 
hinterließ kein Vakuum, sondern eine 
im Kampf gestählte Vorhut mit einem 
starken Führungskollektiv, die sein 
Werk fortsetzte und zum Sieg führte. 
Er blieb die Seele des Widerstandes. 
Unter Ho Chi Minhs Führung bewies 
die von ihm gegründete Kommunisti¬ 
sche Partei von Anfang an, dass man 
die Mehrheit des Volkes in der revo¬ 
lutionären Aktion gewinnt und dass 
diese nicht erst begonnen werden 
kann, wenn die Mehrheit zum Kampf 
bereit ist. (...) 

Nach der Befreiung des kapitalistischen 
Südens stellte das vietnamesische Volk 
unter Führung seiner KPV1976 die na¬ 
tionale und staatliche Einheit wieder 
her. Mit der Wiedervereinigung zur So¬ 
zialistischen Republik Vietnam wurde 
nicht nur das Ziel des von der Mehr¬ 
heit des Volkes unterstützten 30-jäh¬ 
rigen Befreiungskampfes verwirklicht, 
sondern auch der Konterrevolution 
ihre staatliche Basis im Süden entzogen. 
Dieser Schritt und weitere Maßnahmen 
zur Sicherung der Massenunterstützung 
für die Volksmacht trugen entscheidend 
dazu bei, dass die SRV nach 1989 die 
Niederlage des Sozialismus in Europa 
überstand. Hoffnungen der Feinde des 
Sozialismus, auch die KPV werde den 
Weg der osteuropäischen „Kommunis¬ 
tischen und Arbeiterparteien“ gehen 
und den Pfad der Sozialdemokratie ein- 
schlagen, erwiesen sich als Irrtum. (...) 
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125 Jahre Kampftag der Arbeiterklasse 

Der internationale Sozialistenkongress beschloss 1889 den 1. Mai 1890 als weltweiten Aktionstag zu begehen 



4. Mai 1886: Auf dem Haymarket in Chicago warf ein von den Unternehmern bezahlter Provokateur eine Bombe auf die Polizei. Sieben Arbeiterführer wurden darauf¬ 
hin in einem fragwürdigen Indizienprozess zum Tode verurteilt. Vier von ihnen starben am Galgen. 


Z ur Geschichte des 1. Mai ist viel 
geschrieben worden. So, dass im 
Jahre 1856 Arbeiter in der briti¬ 
schen Kolonie Victoria - dem heutigen 
Australien - mit einem eintägigen Aus¬ 
stand am 21. April den Achtstunden¬ 
tag erkämpften. Am 1. Mai desselben 
Jahres bekam der Achtstundentag für 
sie Gültigkeit. 30 Jahre später traten 
hunderttausende Arbeiter in den USA 
am 1. Mai, dem traditionellen Stichtag 
für den Abschluss von Arbeitsverträ¬ 
gen („Moving day“), in einen mehrtä¬ 
gigen Streik für den Achtstundentag, 
an dem sich über 400 000 Arbeiter 
aus ca. 11 000 Betrieben beteiligten. 
In Chicago kam es dabei zu erbitter¬ 
ten Auseinandersetzungen. Die Polizei 
griff die Streikenden an und erschoss 
am 3. Mai mehrere Arbeiter. Auf der 
anschließenden Protestkundgebung 
auf dem Haymarket warf ein von den 
Unternehmern bezahlter Provokateur 
eine Bombe auf die Polizei. Sieben Ar¬ 
beiterführer wurden daraufhin in ei¬ 
nem fragwürdigen Indizienprozess zum 
Tode verurteilt. Vier von ihnen starben 
am Galgen. 

Drei Jahre später trafen sich vom 
14. bis 20. Juli 1889 in Paris rund 400 
Delegierte von Arbeiterorganisatio¬ 
nen aus 22 Ländern zum Internationa¬ 
len Sozialistenkongress. Ziel war die 
Gründung einer neuen internationa¬ 
len Organisation, der II. Internationa¬ 
le, auf der Grundlage des Marxismus 
als Nachfolgerin der Internationalen 
Arbeiterassoziation. 

Doch als sich im Juli 1889 die Ver¬ 
treter der Arbeiterorganisationen in 
Paris einfanden, standen sie vor der 
Tatsache, dass zugleich ein zweiter 
Kongress zur gleichen Zeit tagen soll¬ 
te, an dem aber nur Vertreter aus neun 
europäischen Ländern teilnahmen: den 
hatten opportunistische Kräfte aus 
Frankreich und England einberufen. 
Der Sozialistenkongress war vor al¬ 
lem von deutschen und französischen 
Marxisten initiiert worden - und ins¬ 
besondere Friedrich Engels hatte sich 
für sein Zustandekommen stark ge¬ 
macht. Begeistert schrieb er an seinen 
alten Kampfgefährten Friedrich Albert 
Sorge: „Unser Kongress sitzt und ist ein 
brillanter Erfolg.... Ganz Europa ver¬ 
treten.“ Und über den Kongress der 
Opportunisten, der zu einem Fiasko 
wurde, merkte er an, der könne „nicht 
viel mehr als Schwindel sein, die ganze 
wirkliche Bewegung dort ist mit uns“. 

Am 14. Juli 1889, auf den Tag ge¬ 
nau 100 Jahre nach dem Sturm auf die 
Bastille, dem Beginn der Französischen 


Revolution, trat in Paris unter der Lo¬ 
sung „Proletarier aller Länder, verei¬ 
nigt euch!“ der internationale Sozia¬ 
listenkongress zusammen. Mit einem 
großen Transparent im Saal grüßten 
die französischen Sozialisten die De¬ 
legierten im Namen der Junikämpfer 
von 1848 und der Kommunarden von 
1871. Der bekannte französische So¬ 
zialist Paul Lafargue, Schwiegersohn 
Karl Marx 4 , eröffnete den Kongress. 
Die Delegierten wählten den Kommu¬ 
narden Edouard Vaillant und Wilhelm 
Liebknecht zu Vorsitzenden. Bekann¬ 
te sich der Kongress schon durch die 
im Saale angebrachte Losung „Politi¬ 
sche und wirtschaftliche Enteignung 
der Kapitalistenklasse, Vergesellschaf¬ 
tung der Produktionsmittel“ zu den 
von Karl Marx und Friedrich Engels 
ausgearbeiteten und formulierten Zie¬ 
len des Proletariats, so bekräftigten die 
Delegierten ihren Willen zur revoluti¬ 
onären Tat an den Gräbern der hinge¬ 
mordeten Kommunarden von Paris mit 


einem Bekenntnis zur ersten proletari¬ 
schen Revolution. 

Auf dem Kongress wurde über den 
Weg für den Kampf gegen die soziale 
und nationale Unterdrückung und Aus¬ 
beutung diskutiert und die Notwendig¬ 
keit betont, in allen Ländern politische 
Arbeiterparteien zu schaffen, deren 
Aufgabe es sein müsse, für die Erobe¬ 
rung der politischen Macht durch das 
Proletariat zu kämpfen. In einer be¬ 
sonderen Entschließung kennzeichne¬ 
te die II. Internationale ihre Stellung zu 
Krieg und Frieden. Alle Parteien wur¬ 
den aufgefordert, gegen die Militari¬ 
sierung und gegen die Kriegspläne der 
herrschenden Klassen aufzutreten. In 
Übereinstimmung mit Friedrich Engels 
wurde die Erhaltung des Friedens „als 
die erste und unerlässliche Bedingung 
jeder Arbeiter-Emanzipation“ bezeich¬ 
net. Ferner hieß es - weit vorausschau¬ 
end -, „dass der Krieg, das traurige Pro¬ 
dukt der gegenwärtigen ökonomischen 
Verhältnisse, erst verschwinden wird, 


wenn die kapitalistische Produktions¬ 
weise der Emanzipation der Arbeit und 
dem internationalen Triumph des Sozi¬ 
alismus Platz gemacht hat“. 

Weiterhin forderte der Kongress 
eine auf dem achtstündigen Arbeitstag 
beruhende Arbeiterschutzgesetzge¬ 
bung, die Einbeziehung der Arbeite¬ 
rinnen in die proletarische Bewegung 
sowie gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
ohne Unterschied des Geschlechts. 

Im Gedenken an die Chicagoer 
Ereignisse von 1886 rief der Kon¬ 
gress die Arbeiter aller Länder auf, 
am 1. Mai 1890 für den Achtstunden¬ 
tag und die internationale proletari¬ 
sche Solidarität zu demonstrieren. In 
einer Resolution hieß es: „Es ist für 
einen bestimmten Zeitpunkt eine gro¬ 
ße internationale Manifestation zu or¬ 
ganisieren, und zwar dergestalt, dass 
gleichzeitig in allen Städten an einem 
bestimmten Tage die Arbeiter an die 
öffentlichen Gewalten die Forde¬ 
rung richten, den Arbeitstag auf acht 


Stunden festzusetzen (...). In Anbe¬ 
tracht der Tatsache, dass eine solche 
Kundgebung bereits von dem ameri¬ 
kanischen Arbeiterbund (...) für den 
1. Mai 1890 beschlossen worden ist, 
wird dieser Zeitpunkt als Tag der in¬ 
ternationalen Kundgebung angenom¬ 
men“ 

Noch ging es nicht um eine lang¬ 
fristige Tradition, doch schon der 
1. Mai 1890 wurde zum Erfolg trotz 
Repression und Verfolgung - allein 
in Deutschland beteiligten sich 100 
000. Am 4. Mai, einem Sonntag fand 
die weltweit größte Kundgebung mit 
300 000 Arbeitern im Londoner Hy de 
Park statt. 

Im August 1891 beschloss die 
Zweite Internationale, den 1. Mai von 
nun an jährlich als weltweiten Feier- 
undKampftag der Arbeiterklasse zu 
begehen. UZ 

( Quellen: Geschichte der deutschen Ar¬ 
beiterbewegung, Bd. 1, Berlin 1966 u. a.) 


Lernbücher (nicht nur) für junge Linke 



Lernen aus Krieg 
und Faschismus! 

G. Judick, J. Schleifstein, K. Steinhaus 
ISBN 978-3-910080-82-9 
176 Seiten, 12,90 Euro 

70 Jahre nach der Befreiung Europas 
vom deutschen Faschismus besteht mit 
Blick auf die Verhältnisse die dringende 
Notwendigkeit, die richtigen Lehren aus 
der realen Geschichte nicht zu vergessen 
und vermeidbare Fehler nicht zu wieder¬ 
holen. Grund genug für uns, an die Lern¬ 
prozesse der deutschen Kommunisten zu 
erinnern. 



Evolution und Revolution 
in der Weltgeschichte 

Ernst Engelberg 
ISBN 978-3-910080-80-5 
256 Seiten, 19,80 Euro 

Was brachten die Werke von Marx und 
Engels für die Geschichtsbetrachtung? 
Was ist Weltgeschichte, was eine Revo¬ 
lutionsepoche? Wie ist das Verhältnis 
von Innen- und Außenpolitik, wie ge¬ 
schieht eine Revolution von oben? Sind 
Zeitalter-Begriffe überflüssig? Was ist 
historisches Erkennen? Gibt es einen 
Sinn in der Geschichte? 



Reale Geschichte 
als Lehrmeister 

Josef Schleifstein 
ISBN 978-3-910080-81-2 
280 Seiten, 19,80 Euro 

Wer wie Josef Schleifstein (1915-1992) 
die beiden größten Niederlagen der eu¬ 
ropäischen Arbeiterbewegung im 20. 
Jahrhundert, den Aufstieg des Faschis¬ 
mus zur Staatsmacht und den Nieder¬ 
gang des Sozialismus als Staatsmacht 
selber miterlebt und als Marxist überlebt 
und verarbeitet hat, der hat nachwach¬ 
senden Generationen etwas zu sagen. 



Europäische 

Nachkriegsordnung 

Harald Neubert 

ISBN 978-3-910080-77-5 

340 Seiten, 19,80 Euro 

Die Arbeiten des Autors, die in den Jahren 
nach 1990 verfasst wurden und zumeist 
nicht mehr verfügbar sind. Ergänzt wer¬ 
den sie durch nicht publizierte Beiträge, 
Vortragsmanuskripte und Exposes, die 
sich alle um seine umfassende Darstellung 
der Nachkriegsgeschichte gmppieren. 
Vom selben Autor ist „Die internationale 
Einheit der Kommunisten“ erschienen. 



Kritische Geschichte 
der Juden 

Alfredo Bauer 

ISBN 978-3-910080-78-2 

640 Seiten, 24,90 Euro 

Alfredo Bauer wagt es, wie vor über 
einem halben Jahrhundert bereits 
Otto Heller und der von Nazis er¬ 
mordete belgische Marxist Abraham 
Leon, die Geschichte der Juden im 
Sinne des historischen Materialismus 
zu untersuchen. Er kommt dabei zu 
Einsichten, die auch in der Linken 
verbreitete Klischees in Frage stellen. 
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Über die Liebe, über „Altkommunisten“ und Altersmilde 

UZ-Gespräch mit Doris Gercke über ihr neues Buch „Königin der Insel“ 


UZ: Doris, seit Jahrzehnten bringst du 
mindestens alle zwei Jahre ein Buch her¬ 
aus - woher nimmst du eigentlich immer 
wieder deine Ideen und Figuren? 

Doris Gercke: Meine Bücher, bis auf ei¬ 
nes, das ich in eine nahe Zukunft ver¬ 
legt hatte („Kein fremder Land“), sind 
immer im Heute angelegt. Heute - das 
bedeutet, ich geh auf die Straße und seh 
mich um. Ich lese die Zeitungen, auch 
solche, die nicht meinen politischen 
Überzeugungen entsprechen. Ich gehe 
ins Kino, ins Theater, ich spreche mit 
Freunden und Kollegen, ich nehme das 
Jetzt in mich auf und versuche, es zu ge¬ 
stalten. 

UZ: Nach deinen Büchern zu urteilen, 
bist du doch auch sehr gern in anderen 
Ländern unterwegs, oder? 

Doris Gercke: Natürlich, das ist ein ganz 
wesentlicher Aspekt meiner Arbeit. 
Ohne meine Neugierde auf andere Län¬ 
der wären viele Bücher nicht entstanden, 
„Dschingis Khans Tochter“ zum Beispiel, 
für das ich in Odessa war, oder „Für eine 
Handvoll Dollar“, das in Washington an¬ 
gesiedelt ist, oder „Moskau, meine Lie¬ 
be“. 

UZ: Dein im März erschienenes Buch 
spielt in Griechenland: „Die Königin der 
Insel“ und „Eine Liebe auf Samos“ Wel¬ 
cher der beiden Titel gefällt dir besser? 

Doris Gercke: Mir gefällt eigentlich 
ein dritter Titel am besten, den ich mir 
ursprünglich ausgedacht hatte, näm¬ 
lich: „Die grünen Hügel der Türkei“. Es 
kann aber wirklich sein, dass dieser Ti¬ 
tel nicht so besonders verkaufsträchtig 
gewesen wäre. Deshalb war ich mit dem 
Titel „Königin der Insel“, den der Verlag 
vorgeschlagen hat, einverstanden. „Eine 
Liebe auf Samos“ ist nur ein Untertitel, 
ein kleiner Hinweis, damit die Leserin¬ 
nen ahnen, worum es geht. Wobei ich 
hoffe, dass man mich so gut kennt, kei¬ 
ne „Herz-Schmerz-Geschichte“ zu er¬ 
warten. 


UZ: Davon gehe ich aus! Wie in vielen 
deiner Werke steht auch hier eine wenig 
selbstbewusste, unterdrückte Frau im 
Zentrum, die schließlich rebelliert. Ob al¬ 
lerdings dieser Genia der Ausbruch aus 
den (nicht nur!) patriarchalisch gepräg¬ 
ten Machtstrukturen gelingt, bleibt in der 
Erzählung offen. 

Ich frage mich (und dich): Ist die 
neue „große Liebe“ der Titelheldin nicht 
eigentlich nur Mittel zu genau diesem 
Zweck - auszubrechen? 

Doris Gercke: Ich glaube, dass die große 
Liebe sehr oft dazu herhalten muss, aus 
ungeliebten Verhältnissen auszubrechen. 
Dagegen ist nichts zu sagen, wenn so ein 
Ausbruch gleichzeitig auch ein Aufbruch 
für die Frau ist, Aufbruch hin zu einem 
selbstbestimmten Leben. Wenn auf den 
„Ausbruch“ nichts weiter folgt als eine 
neue Abhängigkeit, dann ist das eher ko¬ 
misch, finde ich. 

UZ: Im Internet wird das Buch jetzt als 
„zeitlose Geschichte über die Liebe“ an¬ 
gekündigt. 

Doris Gercke: Ich bin nicht verantwort¬ 
lich für das, was im Internet steht. Eine 
„zeitlose Geschichte“ über die Liebe 
kann es schon deshalb nicht geben, weil 
die Liebe selbst ein historisches Konst¬ 
rukt ist und darum nicht zeitlos. 

UZ: Deine charmant-poetischen Natur- 
und Landschaftsbeschreibungen, hier 
und da hingetupft, könnten allerdings zu 
diesem Eindruck von Zeitlosigkeit ver¬ 
führen. Hinreißende Szenen, die jedoch 
unversehens Umschlagen. Wo der Wind 
bedrohlich zwischen Büsche und Stäm¬ 
me der Tamarisken fährt, „deren heftig 
peitschende Zweige beinahe das Ge¬ 
räusch von Windmaschen hervorbrach¬ 
ten“ ... 

Doris Gercke: Eine Liebesgeschichte 
aus Griechenland zu erzählen und dabei 
die aktuelle Situation zu übersehen, in 
der sich das Land befindet, wäre lächer¬ 
lich. Das würde die Personen zu abstrak¬ 
ten, blutlosen, unglaubwürdigen Figuren 



Doris Gercke gehört zu den bekanntes¬ 
ten Krimiautoren deutscher Sprache. 
Ihre „Bella-Block-Krimis“ sind geradezu 
Kult geworden. Außerdem hat sie 
Gedichte, Kinder- und Jugendbücher 
sowie Hörspiele verfasst, zum Teil unter 
dem Pseudonym Marie-Jo Morell. Doris 
Gercke lebt in Hamburg. 

machen. Wir existieren nicht unabhängig 
von der Welt, die uns umgibt, auch nicht, 
wenn wir lieben. 

UZ: Seit „ Weinschröter, du musst hän¬ 
gen“ 1988 ein Riesenerfolg wurde, hast du 
mehr als 30 Bücher veröffentlicht. Auch 
im Ausland bist du hoch anerkannt als 
eine der wenigen bedeutenden deutsch¬ 
sprachigen Krimiautoren. Dabei hast du 
nie ein Blatt vor den Mund genommen. 
Linke, auch die DKP, gehen aus und ein 
in deinen Werken. Dass der Vater deiner 
legendären Privatdetektivin Bella Block 
ein alter Kommunist ist und ihre Mutter 
ehemalige Spanienkämpferin, scheint in¬ 
des zumindest deine Fans nicht zu stören. 

Doris Gercke: Da muss ich zunächst et¬ 
was richtig stellen: Der Vater von Bella 
Block ist unbekannt, nur Olga, ihre Mut¬ 
ter, weiß, wer er war. Olga, die Kommu¬ 
nistin war und am spanischen Bürger¬ 
krieg teilnahm, hat nur in Andeutungen 
über ihn gesprochen. Aus ihnen hätte 


Bella entnehmen können, dass es sich 
möglicherweise um den Anarchisten 
Durruti gehandelt hat. 

Bella hat sich für ihren Vater nie in¬ 
teressiert, ihre Mutter genügte ihr. Für 
seine Gedichte bewundert hat sie ihren 
Großvater Alexander Block ... 

UZ: ... den berühmten russischen Dich¬ 
ter, der 1921 an Hunger starb. 

In „Eine Liebe auf Samos“ lässt du 
in einer Nebenrolle als unsentimentalen 
Retter in der Not einen Christos (!) agie¬ 
ren. Von ihm munkelt man, dass er Kom¬ 
munist sei. Gab es bei so viel Sympathie 
für radikale Linke nie Schwierigkeiten 
mit Verlagen? 

Doris Gercke: Ich hab nie Schwierig¬ 
keiten gehabt. Weshalb auch? Verleger 
sind im Allgemeinen kluge Leute, die 
wissen, dass die Welt unterschiedliche 
politische Facetten hat. Wenn ein Buch 
gut geschrieben ist, dann verlegen sie 
es, wenn sie sich davon versprechen, 
dass es gekauft wird. Das kann zu an¬ 
deren Zeiten auch anders sein, aber 
davon sind wir glücklicherweise weit 
entfernt. 

UZ: Eine offene Zensur findet nicht statt. 
Aber müssen nicht oft genug Autorinnen 
von Verlag zu Verlag rennen mit ihrem 
Manuskript, bis es angenommen wird 
oder auch nicht? 

Doris Gercke: Ich kann nur über meine 
eigenen Erfahrungen sprechen! Über an¬ 
deres möchte ich nicht spekulieren. 

Natürlich müssen viele Schriftsteller 
„von Verlag zu Verlag rennen“. Das ist 
trotzdem etwas anderes, als wenn „Zen¬ 
sur“ ausgeübt wird! Ich glaube, dass letz¬ 
ten Endes das Verkaufsargument am 
stärksten ist. Denn wie könnte es sonst 
so sein, dass so viel Mist produziert und 
angeboten wird? 

UZ: Unsere Leserinnen kennen dich vom 
UZ-Pressefest. Kürzlich warst du auf ei¬ 
nem Foto in der UZ zu sehen mit einer 
Lesung in Hamburg anlässlich des In¬ 


ternationalen Frauentages. Aus welchem 
Werk hast du da vor gelesen? 

Doris Gercke: Ich fand es richtig, dass die 
Hamburger am 8. März auch das Thema 
Krieg nicht ausgelassen haben. Ich hab 
dort aus dem Roman „Bella Ciao“ gele¬ 
sen, in dem es auch darum geht, dass in 
Hamburg Rüstung produziert wird. 

Es gibt eine Gruppe von jungen 
Frauen, die dagegen aufstehen. Mit un¬ 
geeigneten Mitteln, fürchte ich, aber das 
passiert wohl manchmal, wenn die Ver¬ 
zweiflung über die Unbeweglichkeit der 
Menschen zu groß wird. 

UZ: Beim Stöbern im Internet fand ich in 
einem „Emma“-Interview anlässlich dei¬ 
nes 65. Geburtstags den schönen Schluss¬ 
satz: „Altersmilde ist Doris Gercke nicht 
gerade geworden.“ Wenn das kein Kom¬ 
pliment ist! 

Doris Gercke: 65. Geburtstag? Das ist 
lange her! Nein, altersmilde bin ich wohl 
nicht geworden. Aber verändert habe ich 
mich schon. Ich glaube, ich nehme das 
Leben leichter. 

UZ: Verrätst du, woran du gerade arbei¬ 
test? 

Doris Gercke: Ich habe die Arbeit an ei¬ 
nem Roman begonnen, den ich vor vie¬ 
len Jahren als Marie-Jo Morell begonnen 
habe und nun als Doris Gercke zu Ende 
bringen will. Wiesbaden - Kiew - Nizza 
sind die Stationen der Handlung. 

Vielleicht gibt es auch einen kleinen 
Abstecher nach Berlin, wo der BND zu 
Hause ist. 

UZ: Das hört sich hochaktuell an! 

Vielen Dank für das Gespräch. Ich 
wünsche dir ein großes Publikum für 
dein neues Buch und alles Gute für das 
nächste Projekt! 

Das Gespräch führte Eva Petermann 

Doris Gercke: Königin der Insel. Eine 
Liebe auf Samos. 143 Seiten. Hamburg 
2015.16 Euro 


Gogolin und 

Ein Werk in humanistischer 

Peter H. Gogolin ist einer jener Schrift¬ 
steller, die gänzlich zu Unrecht nicht so¬ 
gleich genannt werden, wenn man von 
Böll, Enzensberger, Rühmkorf oder 
Jandl, Jelinek, Gisela Elsner, über jene 
also spricht, die das Sein der Menschen 
in ihren schöngeistigen Werken mit und 
in allen Brüchen darstellen. Gogolin ge¬ 
hört, wortgewaltig und doch nie über das 
Ziel hinausschießend, zu ihnen; zu denen, 
die sich den Dichterlorbeer redlich ver¬ 
dient haben; in seinem Falle muss man 
ein „eigentlich“ einfügen. 

Als er 1981 mit dem Roman „See¬ 
lenlähmung“ debütierte, erregte er Auf¬ 
sehen. Und dieses Aufsehen generierte 
auch sein vier Jahre danach erscheinen¬ 
der Roman „Kinder der Bosheit“. 

Gogolins Romane sind keine leichte, 
sanfte Lektüre. Sie schildern „den Men¬ 
schen“ in seiner Einsamkeit, in der Ver¬ 
strickung in die geschichtliche Schuld, 
die ihm durch die Haut schlägt. Gogolins 
Figuren leiden. An sich, an der Welt, an 
ihren Ahnen, an den Familiengeschich¬ 
ten. Die tagtäglichen Verletzungen, die 
zwischenmenschlichen Unachtsamkei¬ 
ten, die üblichen Anfeindungen, Nach¬ 
stellungen, Boshaftigkeiten - darüber 
schreibt er mit Eindringlichkeit und ei¬ 
ner Ruhe, die manchmal mit der Apa¬ 
thie seiner gebeutelten Helden korres¬ 
pondiert und die deren Leiden umso ein¬ 
dringlicher schildert. 

Die Trilogie „Seelenlähmung“, „Kin¬ 
der der Bosheit“ und „Calvinos Hotel“, 
die nun intensiv überarbeitet oder gänz¬ 
lich neu („Calvinos Hotel“) im Kultur¬ 
maschinen Verlag (der auch Degen¬ 
hardts Gesamtwerk und meine Bücher 
herausgibt) erschienen sind und erschei¬ 
nen werden, aber zeigen mehr als das in¬ 
dividuelle Leiden an der individuellen 
Schuld und der persönlichen Unschuld, 


der Schmerz 


Tradition 



die dieser Schuld innewohnt als parado¬ 
xer Leerraum. Sie zeigen zugleich die 
Verstrickung in die deutsche Geschich¬ 
te. Sie tun die Linien der Generationen 
dar. Sie sind immer auch das üble, das 
betrübliche, das zum Kotzen gehasste 
Familientreffen, die Kaffeetafel mit der 
Nazi-Oma, die rückwärtsgewandten Ge¬ 
spräche im Familienkreis, die Erhebung 
von Opa und Onkel zum Stalingradhel¬ 
den. All jene Abscheulichkeiten, die die 
Generation derer, die heute 40,50,60 ist, 
erleben musste und die selbst jetzt noch 
auf die durchschlägt, die jünger sind. 

„Calvinos Hotel“ - meiner Meinung 
nach hat Alban Nikolai Herbst voll¬ 
kommen recht, wenn er das Buch einen 
Roman von europäischer Dimension 
nennt - ist ein herausragendes Werk. In 
die europäische Geschichte der nahen 
Vergangenheit ausgreifend und doch da¬ 
rüber hinaus in die deutsche und europä¬ 
ische Geschichte des Faschismus schil¬ 
dert er die Erlebnisse eine Luftwaffen¬ 


offiziers im Bosnienkrieg und schildert 
dabei doch eben wieder dies reduziert 
auf sein Menschsein, wie auf seine Ent¬ 
wicklung, zeigt die Bande, in die uns un¬ 
sere Umwelt schlägt und die - oft vergeb¬ 
lichen - Versuche, diese Bande zu lösen. 

Peter H. Gogolin ist der Citoyen als 
Künstler. Eine unwillkommene Limita¬ 
tion der deutschen Sprache macht sich 
hier bemerkbar. Wir haben nur ein Wort 
für Bürger und können doch zwei sozia¬ 
le, historische und politische Geschöpfe 
meinen: Den Bourgeois, also den Bür¬ 
ger als Träger der Wirtschafts- und So¬ 
zialordnung oder den Citoyen, den Bür¬ 
ger als Träger der Errungenschaften der 
bürgerlichen Revolutionen. Also jenen 
Bürger, der Liberte, Egalite, Fraternite 
auf seine Fahnen schrieb und der, mehr 
schlecht als recht, aber immerhin, Mei¬ 
nungsfreiheit, Koalitionsfreiheit, Bewe¬ 
gungsfreiheit und Versammlungsfreiheit 
durchsetze. In dieses Citoyentum, in die 
gute Bürgerlichkeit, gehört ganz gewiss 
Peter H. Gogolin. Seine Figuren beste¬ 
hen auf diese Rechte, sie bestehen auf 
ihre Würde als Mensch, auf Unverletz¬ 
lichkeit und ihren Anteil am gesellschaft¬ 
lichen Reichtum, sie bestehen auf Frie¬ 
den und Glück. Und scheitern. Scheitern 
immer wieder. Es ist wie im wirklichen 
Leben. 

Gogolin ist ein realistischer Autor, 
einer der zu den großen Realisten zählt, 
die immer nur eine Minderheit in der 
deutschen Autorenschaft darstellen. Die 
Wirklichkeit so zu schildern, wie sie wirk¬ 
lich ist, wie sie also auf das Individuum 
wirkt, und dabei Spannungsbögen zu er¬ 
zeugen und eine Handlung zu kreieren, 
der man gerne folgt, ist keine einfache 
Aufgabe. Sie zu meistern zeichnet einen 
Schriftsteller aus. Gogolin kann das. So 
wie es Jelinek kann, deren „Klavierspie¬ 


lerin“ für mich immer in enger Nähe zu 
Seelenlähmung steht, obwohl beide Bü¬ 
cher nicht mehr verbindet als die elen¬ 
de Tristesse des Lebens und die Bezie¬ 
hungsverelendungen der Protagonisten. 

Die große humanistische Tradition - 
auch deutscher - Autoren spiegelt sich 
in Gogolins Werk. Die Freiheit des Bür¬ 
gers, die Errungenschaften der Aufklä¬ 
rung und die gute Ignoranz modischen 
Sujets gegenüber hat ihn ein Werk schaf- 

Anzeige 


fen lassen, das, so darf man hoffen, haupt¬ 
sächlich eines ist: Fundament dessen, was 
noch kommen mag. Denn für einen eu¬ 
ropäischen Autor ist der Mann geradezu 
in jungen Jahren: Er wurde 1950 geboren. 

LeanderSukov 

Leseempfehlung: „Calvinos Hotel“ und 
„Kinder der Bosheit“ (erscheint Ende 
Mai). Die Bücher können über neue Im¬ 
pulse bestellt werden. 


Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 


Rot ist der Mai - Saigon ist frei! 

So jubelten Millionen Menschen in aller Welt, nachdem 
am 30. April 1975 der dreißigjährige Überlebenskampf 
Vietnams mit dem Sieg über die Unterdrücker endete. 

»Als ich das Manuskript dieses Buches das erste Mal las, wurde ich Seite 
für Seite wütender. Doch Seite für Seite stieg meine Hochachtung vor 
dem vietnamesischen Volk. Für mich kann ich sagen, dass nach dem Lesen 
des Buches mein Blick auf den dreißigjährigen Krieg gegen das Volk Viet¬ 
nams an Tiefe gewonnen hat. Indem Hellmut 
Kapfenberger das Allzu-Bekannte nur streift, 
macht er ein genaueres Verständnis mög- 



Hellmut Kapfenberger 

... unser Volk wird gewiss siegen. 

30 Jahre Uberlebenskampf Vietnams 
im Rückblick 

414 S., klappenbroschur, 16,- € 

ISBN 978-3-95514-021-2 


Internet-Laden: www.gutes-lesen.de 
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Reportage _ unsere zeit Efcd 

Ein Ort dazwischen 

Der Waffenstillstand klingt wie Mörserfeuer. Reportage aus dem Donbass 



Ein Wohnhaus in Oktjabrski: Die Bäume werfen nicht nur Blätter, sondern Äste 
ab, und die Häuser aus Sympathie das Fensterglas. 


E s ist ein kalter, aber sonniger Vor¬ 
mittag, als wir nach Oktjabrski los¬ 
fahren, einem weiteren der heftig 
beschossenen Viertel, das wie so viele 
andere um ein Bergwerk gleichen Na¬ 
mens errichtet wurde. Wir fahren zur 
letzten Häuserreihe. Nur ein paar Bäu¬ 
me trennen uns von offenen Feldern, 
nur 500 Meter von den ukrainischen 
Linien. Hier treffen wir auf eine Essen¬ 
sausgabe des Bataillons Wostok. Ge¬ 
plant oder zufällig? Das ist nicht ganz 
klar. Hier geschieht alles hastig, einige 
Minuten vor Ort, schon ist es Zeit, wie¬ 
der zu fahren. 

Kein Gas, keine Elektrizität ... Vor 
dem zweiten Haus, das wir besuchen, 
steht ein improvisierter Herd, nur eine 
Metallplatte auf einigen Steinen, mit ei¬ 
nem Dach darüber. An Feuerholz man¬ 
gelt es nicht, sie sammeln die Äste auf, 
die die Granaten von den Bäumen bre¬ 
chen. Die Fassaden tragen Pockennar¬ 
ben von den Schrapnellen. Ich erinnere 
mich aus meiner Kindheit noch an sol¬ 
che Spuren, damals waren sie an vielen 
Gebäuden in München noch zu sehen, 
dunkle, schmutzige Löcher. Aber die¬ 
se hier sind frisch, und der Stein unter 
der grauen Haut leuchtet in jungfräu¬ 
lichem Weiß. 

Einer der Männer, die für die Es¬ 
sensausgabe herauskamen, nähert sich 
mir. Er ist betrunken und zornig. Etwas 
später erzählt er, er sei Lastwagenfah¬ 
rer für das Bergwerk gewesen. „Habt 
ihr kein Geld in Deutschland? Könnt 
ihr das Gas nicht einfach kaufen?“, sagt 
er. Und: „Ihr habt es schon drei Mal 
versucht, ihr werdet auch ein viertes 
Mal scheitern.“ 

Wir sollten weiter, signalisiert Sta- 
nislawa, eine unserer Wachen. Wir stei¬ 
gen zurück in den Bus, aber wo ist der 
türkische Fotograf? Er ist verschwun¬ 
den, um ein beeindruckendes Loch ein¬ 
zufangen, mit den Resten einer Rake¬ 
te darin, an dem 
wir auf der Her¬ 
fahrt vorbeige¬ 
fahren waren. 

Wir verlas¬ 
sen den Stadtrand und fahren etwas 
tiefer ins Viertel hinein. Wir müssen 
etwas warten, bis wir aus dem Wagen 
steigen können. Das Wetter hat abrupt 
gewechselt, es hagelt. Wir verstecken 
uns vor dem Mistwetter im Bus, aber 
alle denken an den unnatürlichen Ha¬ 
gel, der hier so oft fällt. „Grad“, wie der 
Raketenwerfer heißt, mit dem hier so 
häufig gefeuert wird, ist das russische 
Wort für Hagel. 

Dieser Frühling sieht aus wie ein ei¬ 
genartiger Herbst, in dem die Bäume 
nicht nur Blätter, sondern Äste abwer- 
fen, und die Häuser aus Sympathie das 


Fensterglas. In der Nähe der Gebäude 
knirscht jeder Schritt. 

Die Leute reagieren auf zweierlei Art 
auf uns. Entweder wollen sie gar nicht 
mit uns reden, wollen keinen Kontakt mit 
denen aus dem 
Westen, oder sie 
sammeln sich 
um uns, um ih¬ 
ren Zorn loszu¬ 
werden. Und sei es nur eine Gelegenheit, 
Poroschenko einen Bastard zu nennen. 
Hier treffen wir auf die zweite Art. 

„Wir haben Wochen in den Kellern 
verbracht“, sagt eine Frau. Ihre Nachba¬ 
rin fügt hinzu: „Ich konnte noch nicht 
einmal dorthin. Ich habe meine Mutter 
daheim, sie kann nicht laufen, sollte ich 
sie im Stich lassen?“ Letzte Nacht erst 
wurde dieses Viertel wieder beschos¬ 
sen. Im Augenblick ist ein entferntes 
Grollen vom Flughafen her zu hören. 
Mörser, heißt es, und etwas Maschinen¬ 
gewehrfeuer; das ist ein gut hörbarer 
Waffenstillstand. 


Um die Ecke sind vor den Häu¬ 
sern kleine Gärten angelegt, es ste¬ 
hen Betonbänke am Wegesrand und 
aus der Erde sprießen Tulpenreihen. 
Der Himmel hat sich minutenschnell 
geklärt und die Sonne ist wieder her¬ 
vorgekommen. Wir begegnen einem 
alten Ehepaar. Er grummelt, er sei im 
Weltkrieg aufgewachsen, er wisse noch, 
woher geschossen werde, und er wisse, 
das seien die Ukrainer, und seine Frau 
spricht von ihrem 19-jährigen Urenkel, 
der den Flughafen verteidigt. Sie fängt 
an zu weinen, Stanislawa nimmt sie in 
die Arme, und dann kommen auch ihr 
fast die Tränen. „Wir haben kein Recht, 
unsere Waffen niederzulegen, so lange 
diese alten Leute so leiden müssen“, 
sagt sie leise. 

Wieder in den Bus, und wieder Ha¬ 
gel, und Olga kommentiert: „Die Son¬ 
ne kämpft mit den Wolken.“ Jemand 
fügt hinzu: „Der Kampf zwischen Gut 
und Böse“. „Ein Ort dazwischen,“ sagt 
Dana, die zweite Übersetzerin, und die¬ 


ser Satz scheint ihr ganzes Dasein zu 
umfassen. 

Wir halten für ein schnelles Mit¬ 
tagessen an einem Markt. Das nächste 
Ziel ist Saur-Mogila, ein alter Grabhü¬ 
gel, der im Krieg gegen Nazideutsch¬ 
land hart umkämpft war und auf dem 
später eine Ge¬ 
denkstätte für 
die Gefallenen 
der Roten Ar¬ 
mee errichtet 
wurde. Neben 
dem Imbiss ist 
ein Blumengeschäft, und ich frage 
Olga, ob es in Ordnung ist, wenn ich 
welche mitnehme, denn es wäre nicht 
recht, wenn ich, die Deutsche, dorthin 
käme, ohne den sowjetischen Soldaten 
meinen Respekt zu erweisen, und wel¬ 
che Blumen es sein sollten. Rote Nel¬ 
ken, sagt sie, das ist der Brauch hier. 
Aber eine gerade Zahl. Gerade, frage 
ich, ich dachte immer, Blumen kauft 
man in ungerader Zahl. Ungerade für 
die Lebenden, antwortet sie, gerade 
für die Toten, aber sie weiß nicht, wa¬ 
rum. Später fragen wir Stanislawa, die 


etwas erstaunt ist, in ihrem Zivilberuf 
gebraucht zu werden, und sagt, die Flo¬ 
risten glaubten, das sei, weil das Un¬ 
gerade für die Möglichkeit des Glücks 
steht. 

Auf dem Weg nach Saur-Mogila 
ändert sich die Landschaft, wir fahren 
durch nackte 
Hügel. Es gibt 
Bäume, aber 
keine Wälder. 
Etwa einen 
Kilometer vor 
dem Monu¬ 
ment wird die Straße zu einer Birken¬ 
allee, einige der Bäume sind stark ver¬ 
brannt. Wieder ist unterhalb des Denk¬ 
mals, wie in Donezk, eine Plattform mit 
alten Waffen, und ich frage mich, was 
mit ihnen während der Gefechte des 
letzten Sommers passiert ist. Wurden 
sie irgendwo sicher aufbewahrt? Wur¬ 
den sie gebraucht und jetzt wieder in 
den Ruhestand versetzt? Oder sind die¬ 
se Teile bereits Ersatz? Eines jedenfalls 
ist unvorstellbar - dass sie während der 
Schlacht hier standen und unversehrt 
blieben. 



Als würde er aus den Trümmern herauskriechen: Das Denkmal für die Gefalle¬ 
nen der Roten Armee in Saur-Mogila war im vergangenen Jahr zerstört worden. 


„Wir haben kein Recht, unsere 
Waffen niederzulegen 


„Durch das zerstörte Denkmal 
schneiden die Schützengräben 
des vergangenen Jahres.“ 


Solidarität mit dem antifaschistischen Kampf im Donbass! 


Am 18. April trat die italienische Ska-Punk-Band Banda Bassotti in Hamburg auf. Die DKP nutzte die Chance, die ersten 
i ooo Euro des für die antifaschistische Karawane in den Donbass gesammelten Geldes zu übergeben. Auch an dem Abend 
konnten wir noch fleißig Spenden sammeln. Und auch das Tanzen kam nicht zu kurz. 


Stark, laut, aus ganz Europa 

Zweite antifaschistische Karawane in den Donbass 


Banda Bassotti schrieb folgenden 
Brief an die DKP: 

„Wir organisieren gerade das zweite 
Mal eine antifaschistische Karawane 
in den Donbass. 

Wir möchten dort gerne an den 
den Feierlichkeiten zum Tag der Be¬ 
freiung teilnehmen. Für diese zweite 
Karawane haben wir Vertreter von 
kommunistischen Parteien aus Itali¬ 
en und anderen Ländern eingeladen, 
ihre Solidarität mit dem Donbass und 
dem Kampf gegen den Faschismus 
auszudrücken. 

Unsere Delegation besteht nun 
aus fast 100 Menschen aus verschie¬ 
denen Ländern wie z.B. Griechen¬ 
land, der Schweiz, dem Baskenland, 
Peru, der Türkei, den USA, Frank¬ 
reich und einigen mehr. Auch ein Ge¬ 
nosse der DKP wird mit uns kommen. 


Während unserer Reise werden 
wir ein Treffen mit Repräsentanten 
verschiedener Ebenen abhalten, die 
ein Genosse von der kommunisti¬ 
schen Partei in Lugansk, der für Sport 
und Kultur zuständig ist, mit uns or¬ 
ganisieren wird. 

Wir möchten eine starke und lau¬ 
te Delegation aus ganz Europa mit¬ 
bringen, um dem Donbass zu zeigen, 
dass sie nicht allein sind. Das von uns 
abgehaltene Forum wird ein Versuch 
sein, die wirkliche Situation dort in 
die europäischen Medien zu bringen. 
Die Reise ist ein schwieriges Unter¬ 
fangen, aber sie ist die Mühe wert. Die 
Menschen im Donbass brauchen un¬ 
sere Solidarität. 

Vielen Dank für die bisherige 
Unterstützung. Bitte lasst jetzt nicht 
nach. 

No pasarän! Banda Bassotti“ 
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Gegen scharfen Wind steigen wir 
die zerbrochenen Stufen empor. Ich 
suche nach einer Stelle, um die Nelken 
niederzulegen, und entdecke, dass der 
aktuelle Ort dafür unter dem großen 
eisernen Stiefel ist, dem letzten noch 
stehenden Stück der Statue, die einmal 
neben einem Obelisken diesen Hügel 
krönte. Eine gerade Zahl roter Nelken 
für das Denkmal der alten Schlacht, 
und eine gerade Zahl für die frischen 
Gräber daneben. Derselbe Ort, dersel¬ 
be Feind. Weiter 
unten scheint die 
Gestalt eines so¬ 
wjetischen Sol¬ 
daten aus einem 
der in Stücke ge¬ 
schossenen Reli¬ 
efs aus den Trümmern heraus zu krie¬ 
chen. Zwischen diese Teile des Denk¬ 
mals schneiden die Schützengräben des 
vergangenen Jahres. Die Vergangen¬ 
heit und die Gegenwart mischen sich - 
wirklich ein Ort dazwischen. 


förmlich unter wehenden Siegesfahnen 
zu den Überresten des Denkmals hoch¬ 
steigen. 

Wir lassen sie zurück und fahren 
nach Stepanowka, einem Dorf in der 
Nähe. Hier steht fast kein Haus mehr. 
Die wenigen, die unberührt blieben, 
sind hübsche Gebäude, vor allem in 
Weiß und Blau, an den Wänden mit 
gelben Blumen verziert. Der Rechte 
Sektor hatte hier sein Hauptquartier 
aufgeschlagen, wird uns erzählt, und 
der Bruder von 
Jarosch - dem 
Chef des „Rech¬ 
ten Sektors“ - sei 
in einem Panzer 
die Straßen auf- 
und abgefahren 
und habe zum Spaß auf die Häuser ge¬ 
schossen. Der Türke reißt wieder ein¬ 
mal aus und stapft durch die Ruinen, 
um vor einer halb begrabenen Granate 
in die Knie zu gehen, obwohl das Ge¬ 
biet noch nicht völlig geräumt ist. 


„Hier hatte der,Rechte 
Sektor' sein Hauptquartier 
aufgeschlagen.“ 



Floristin in Uniform: Stanislawa mit ihrem Mann. Heute gehört sie den 
Streitkräften der ostukrainischen Volksrepubliken an, sie begleitete die Gruppe 
ausländischer Journalisten zu deren Schutz. 


Stanislawas tschetschenischer Ehe¬ 
mann, unsere zweite Wache, macht 
sich über uns lustig, indem er mit dem 
Auto, das unseren Bus begleitet, auf 
dem Gras neben der Treppe den Hü¬ 
gel hochfährt, und auch beim Abstieg 
überholt er uns erneut. Den Rest des 
Hügels eilen wir hinunter, aber die 
dunklen Wolken, die noch entfernt 
schienen, erreichen uns, ehe wir den 
Bus erreichen, und entladen über uns 
abermals - Hagel. 

Mittlerweile ist ein halbes Dutzend 
große Busse auf der Plattform am Fuße 
des Hügels eingetroffen, unsere zweite 
Begegnung mit dem Bataillon Wostok 
heute. Diesmal handelt es sich vor al¬ 
lem um eine Gruppe Jugendlicher, die 


Zurück im Hotel verbringen wir 
eine ruhige Nacht. Das Viertel jedoch, 
das wir am Vormittag besucht hatten, 
wird abermals beschossen. Aber ich bin 
mir sicher - sollte den Tulpen etwas ge¬ 
schehen sein, werden sie neue pflanzen. 

Dagmar Herrn 

Mit einer von dem in Russland sitzen¬ 
den Onlineportal europaobjektiv.com 
organisierten Pressereise besuchte un¬ 
sere Autorin die Ostukraine. Die größe¬ 
ren Medien schickten keine Reporter, 
die Gruppe bestand überwiegend aus 
freien Journalisten und Bloggern. Die 
Einreise war ihnen nur über Russland 
möglich - aus Sicht der Kiewer Regie¬ 
rung illegal. 


Reportage / Aktionen 


SDAJ lädt ein zum Festival der Jugend 

Arbeitende und lernende Jugend will feiern und diskutieren 


Vom 22.-25. Mai 2015 lädt die Sozi¬ 
alistische Deutsche Arbeiterjugend 
(SDAJ) ein zum Festival der Jugend 
im Jugendpark in Köln. Mit Konzer¬ 
ten, spannenden Workshops und auf¬ 
regenden Sport- und Kulturangeboten 
soll ein ereignisreiches Festival gestal¬ 
tet werden Dazu der O-Ton der SDAJ: 

Gemeinsam diskutieren... 

Zu diskutieren gibt es für die arbei¬ 
tende und lernende Jugend sehr viel. 
Überall bemerken wir, wie unsere Le- 
bensumstände sich stetig verschlech¬ 
tern, unsere Schulen zerfallen, unser 
Ausbildungsgehalt sinkt und unsere 
Wohnungen immer teurer werden. 
Doch Geld ist da! Aber wohin fließt 
das Geld, wenn nicht in Schule und 
Ausbildung oder die Kommunen? 
Ein großer Geldfresser in Deutsch¬ 
land ist die Bundeswehr, deren Etat 
in diesem Jahr schon wieder erhöht 
wurde. Die Bundeswehr wird weiter 
aufgerüstet und auch immer häufiger 
eingesetzt. Von deutschem Boden 
geht Krieg aus! Der deutsche Impe¬ 
rialismus dominiert die EU. Doch das 
ist nicht genug, die EU soll wachsen 
und mit ihr der Einfluss Deutschlands 
in der Welt. 

So zum Beispiel auch in der Ukrai¬ 
ne. Der Konflikt dort entstand nicht so 
plötzlich, wie es uns die Medien glau¬ 
ben machen wollen. Der Deutsche 
Imperialismus hat die Ukraine schon 
lange im Visier seiner geopolitischen 
Strategie. Mit einem Assoziierungsab¬ 
kommen wollte man das zweitgrößte 
europäische Land mit seinen 45 Milli¬ 
onen Einwohnern für sich erschließen 
und damit bewusst aus der russischen 
Einflusssphäre lösen. Um Stimmung 
für diesen Kurs zu machen, finanzierte 
man auf dem Maidan eine proeuropä¬ 
ische Bewegung. Gefördert von den 
westlichen Regierungen, setzte sich 


schließlich eine ultrarechte bis faschis¬ 
tische Regierung durch. Mittlerweile 
ist es selbst in den bürgerlichen Me¬ 
dien angekommen: Die deutsche Re¬ 
gierung macht gemeinsame Sache mit 
den Faschisten und verschweigt die 
Verfolgung tausender Antifaschisten, 
Gewerkschafter und Kommunisten in 
der Ukraine. 





Krieg und Leid in aller Welt und 
Deutschland ist vorne mit dabei. Die 
Bundeswehr ist an 17 Kriegseinsät¬ 
zen beteiligt. Tendenz steigend. 
Doch auch innerhalb Deutschlands 
rückt uns das Militär weiter auf die 
Pelle. Man will uns weißmachen, die 
Bundeswehr wäre eine Friedensar¬ 
mee, die nur in Einsätze geschickt 
wird, um zu helfen. Außerdem sei 
die Bundeswehr ein toller Arbeit¬ 
geber - einer der größten Deutsch¬ 
lands sogar. Doch die Bundeswehr 
kämpft nicht für den Frieden und sie 
gibt uns auch keine guten und siche¬ 
ren Jobs. Denn die deutsche Armee 
kämpft nicht für unsere Interessen 
als Schüler oder Auszubildende, sie 
kämpft für die Interessen der Ban¬ 
ken und Konzerne in unserem Land. 
Wenn es heißt, es gehe um Demo¬ 
kratie und Menschenrechte, dann 
heißt das übersetzt: Es geht um Ab¬ 
satz- und Kapitalmärkte, es geht da¬ 


rum Profite zu vermehren. Dafür 
sollen wir als Soldaten tatsächlich 
in den Krieg ziehen. 

Gemeinsam kämpfen... 

Solche und weitere Aggressionen des 
deutschen Imperialismus in aller Welt 
sollen weiter koordiniert und geplant 
werden. Das drückt sich in unter¬ 
schiedlichen „Events“ des deutschen 
Imperialismus aus. 

Wie auf der Sicherheitskonferenz 
wird auch auf dem diesjährigen G7 
Gipfel mit vielen Gegendemonstran¬ 
ten und mit harten Repressionen zu 
rechnen sein. Hier treffen sich, wie bei 
der SiKo, die mächtigsten der Welt. 
Dieses Jahr tagen die G7 in Deutsch¬ 
land, wir werden da sein! 

Das Festival der Jugend findet 
nicht losgelöst von dem, was in diesem 
Land passiert, statt. Wir wollen die ak¬ 
tuellen Tendenzen und Ziele der Poli¬ 
tik hinterfragen und uns auf Kämpfe 
der Zukunft vorbereiten. 

... gemeinsam feiern! 

Doch wir wollen nicht nur diskutie¬ 
ren, das Festival hat wesentlich mehr 
Facetten: Von Fußballturnier bis Kis- 
tenklettern, von Foto-Workshop bis 
Hip Hop, von Werkstatt bis Kino, 
von Konzerten bis Party die ganze 
Nacht. Denn wir wollen auch feiern! 
Am Freitag und Samstagabend gibt es 
erst coole Konzerte auf der Großbüh¬ 
ne und dann heiße Beats zum Tanzen! 
Wer dann noch Lust und Ausdauer 
hat, kann am Sonntag die historischen 
Errungenschaften der Arbeiterbewe¬ 
gung in Form vom Arbeiterlieder¬ 
abend zelebrieren. 

Gemeinsam kämpfen - gemeinsam 
feiern auf dem Festival der Jugend 
2015 ' n KölnIMake Capitalism Histo- 
ry- Die Zukunft gehört uns! 


22.-25. 


MAI 2015 

JUGENDPARK 


KÖLN 



UZ in Aktion 

UZ stärken... 


Anzeige 


PapyROSSa Verlag I LuxemburgerStr.202 | 50937Köln 


Liebe Leserin und Leser der UZ, 
liebe Genossinnen und Genossen, 
wir wenden uns mit der Bitte an 
Euch, die UZ wieder stärker in 
Eure politische Arbeit einzubezie¬ 
hen. Die UZ braucht unsere Un¬ 
terstützung - kann andererseits 
die Parteiarbeit in vielerlei Hin¬ 
sicht bereichern. 

Die UZ ist die Zeitung für die 
gesamte DKP und wirkt weit über 
den Kreis der Partei hinaus. Rund 
50 Prozent unserer Abonnentinnen 
sind nicht Mitglied der DKP. Wo¬ 
che für Woche gelingt der Redak¬ 
tion mit Unterstützung zahlreicher 
Autorinnen (mit und ohne Partei¬ 
buch) eine umfassende und aktuel¬ 
le Darstellung unserer Politik. Die 
UZ ist ein sichtbarer Ausdruck der 
Potenz als Gesamtpartei, auch dort, 
wo die DKP vor Ort schwach ist. 
Nutzen wir diese Chance! Jeder 
Euro, den wir durch die Aboge- 
bühren, den Aktionsverkauf, An¬ 
zeigenerlöse, durch Spenden oder 
den UZ-Shop einnehmen, fließt in 
die Qualität der Zeitung und die 
Reichweite der Verbreitung. Wir 
brauchen eine positive „Stimmung“ 
in der Partei für unsere Wochenzei¬ 
tung, denn UZ unterstützen = DKP 
stärken! 

Mit kommunistischen Grüßen 
Nina Hager, 

Chefredakteurin der UZ 
Patrik Köhele, 

Vorsitzender der DKP 
Wera Richter, 

stellvertretende Vorsitzende 
der DKP 





Ulrich Heyden 

EIN KRIEG DER OLIGARCHEN 

Das Tauziehen um die Ukraine 

Oligarchen und Regierung schüren nationalistische/anti¬ 
russische Stimmungen. Die Todesschüsse vom Maidan 
werden nicht aufgeklärt. Das Pogrom am Gewerkschafts¬ 
haus erschüttert nicht nur Odessa. Im Donbass wird ein 
»Anti-Terror-Krieg« gegen die eigene Bevölkerung geführt. 

173 Seiten | € 12,90 



Karin Leukefeld 

FLÄCHENBRAND | Syrien, Irak, 
die Arabische Welt und der Islamische Staat 

Karin Leukefeld, in Damaskus akkreditierte Journalistin, 
erläutert, wie und warum die Region des »Fruchtbaren 
Halbmondes« in Flammen aufgeht, welche Auswirkungen 
dies auf die betroffenen Staaten und ihre Gesellschaften 
hat und welche Perspektiven sich abzeichnen. 

230 Seiten |€ 14,90 



Jörg Kronauer 

ALLZEIT BEREIT 

Die neue deutsche Weltpolitik und ihre Stützen 

Deutschland müsse seiner globalen Verantwortung gerecht 
werden, zur Not auch mit Soldaten. Hinter dieser Maxime 
des Bundespräsidenten stehen ökonomische und geostrate- 
gische Expansionsinteressen. Jörg Kronauer benennt Think- 
Tanks, Stiftungen und andere Akteure, die daran mitwirken. 

214 Seiten |€ 14,90 


Tel.:(02 21)44 85 45 | www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 


Wird fortgesetzt! 
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...und dann? 
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Ludwig Elm 8. Mai 1945 - bedeutendste welt¬ 
geschichtliche Zäsur des zwanzigsten 
Jahrhunderts* Klaus Wagener Der 8. Mai, 
der Oktober und der ganz »normale» 
Imperialismus ★ Gunter Benser Was kommt 
nach Hitler? ★ Manfred Mugrauer Die KPÖ im 
Jahr der Befreiung*Ulrich Sander Wiederbe¬ 
waffnung und Demokratenverfolgung in der 
Adenauerära ★Matthias Dohmen Die »Stunde 
Nichts» - Geschichtswissenschaft und 
Geistesleben 1945 ff.* Ralf Jungmann Der 
»heiße» Krieg der »Kampfgruppe gegen 
Unmenschlichkeit»* Manfred Weißbecker Russ¬ 
landbilder des deutschen Faschismus 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Weitere Themen u.a.: 

Patrik Köbele Zum 90. Geburtstag von Robert 
Steigerwald | Kai Ehlers Der umgestülpte 
Brzezinski | Manfred Sohn Griechische Botschaf¬ 
ten | Andrew Murray Großbritannien vor den 
Unterhauswahlen | Stefan Kühner »Erinnerung mit 
dem Fleischermesser» - Heldengedenken a 
la USA | Jürgen Lloyd Antifaschistische Geister¬ 
fahrer | Diether Dehrn Antifaschismus, Alltags¬ 
bewusstsein und Political Correctness | 

Andrew Kliman, Alan Freeman, Nick Potts, Alexey Gusev, 
Brendan Cooney: Als hätte es >Das Kapital« nie 
gegeben | Marianna Schauzu Zur Kritik der grünen 
Gentechnik 


I 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 


8. Mai 2015:70. Jahrestag der Befreiung 
von Krieg und Faschismus 

Veranstaltung der DKP Frankfurt: 

Film von Wolfgang Staudte aus dem Jahr 1946: 

„Die Mörder sind unter uns“ 

Gesprächsrunde mit Zeitzeugen: 

„Wie erlebtet ihr den 8. Mai 1945 - was waren eure Hoffnungen?“ 

6. Mai 2015,19.30 Uhr, DGB-Haus Frankfurt, Willi-Richter-Saal 


Von Arisierung bis Zwangsarbeit 

Verbrechen der Wirtschaft an Rhein und Ruhr von 1933 bis 1945 

Eine Veranstaltung der DKP, WN-BDA und SDAJ Siegen 
mit Ulrich Sander, Journalist und WN-BdA Bundessprecher 

Mittwoch, 6. Mai, 19.30 Uhr 

im VEB Politik, Kunst & Unterhaltung, Siegen, Marienborner Straße 


70 Jahre Defreiung von 
Faschismus und Krieg 
70 yil kurtulus Fasizmin ve sauas 


Fest des Friedens 
und der Solidarität 

Bari$ ve dayam$ma Festivali 


live: Fred Ape • Ensemble Varna 
Andreas Weißen und Jürgen Mikol 
Redses • Cradley Heaht • Rasender SUIIstand 

Ernst Söder, Manfred Ströter, Jute Westerheide. Meral Mersin 

Für Kids: Malen. Basteln. Klettera Luttballonsteigen. Schminken 
Für Neugierige Inlo-Bücher-Kunst und Button-Stände 
Für Genießer Internationale Speisen und Getränke 



Freitag, 8. Mai, von 16 Uhr bis 20 Uhr / auf dem Platz 
vor der Josephskirche / Münsterstraße / Dortmund 



Veranstalter Bündnis Dortmund gegen Rechts, DIDF Dortmund. Dortmunder Friedensforum, 
Förderverein steinwacMe/tntemationaies Rombergpark-Komitee, WN/BdA Dortmund 
Unterstützt von: Alevitische Gemeinde. Christinnen für den Frieden. Deutsch-Kurdischer Kulturver¬ 
ein. DGB, DtDf-Jugend. Die Grünen. D»e Linke. DKP. Gewerkschaft NGG, Konfliktmanagement Nordstadt. 
KuUurmetle Nordstadt. Migrantinnen Verein, Naturfreunde-Jugend NRW. 

Naturfreunde Kreuzviertel. SDAJ. Sozialforum (alle Dortmund) 

Gefördert durch Koordinierungsstelle für Vielfalt. Toleranz und Demokratie - 
gegen Rechtsextremismus. Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus 

Druck rrm rreundhctier Unterstützung der Dortmund Agentur 


Und weil uns unsere Mütter 
Nicht für das Leid geborn 
Haben wir alle gemeinsam 
Glücklich zu leben geschworn. 

(aus Bertolt Brecht: Lied vom Glück) 


Dies gilt ganz besonders für unsere Genossin 

Annemarie Steigerwald 

und Ihren Mann Robert, dem sie jetzt auch mit 
dem 90. Geburtstag folgt. 

Über 65 Jahre leben und kämpfen sie gemeinsam und so 
hat Annemarie über viele Höhen und Tiefen durch diese 
Gemeinsamkeit Kraft schöpfen können. 

Solange es die Gesundheit erlaubte, hat sie aktiv in un¬ 
serem Kreis mitgearbeitet, insbesondere über viele Jahre 
als Kreiskassiererin. Dafür ist heute noch einmal Dank zu 
sagen. 

Wir wünschen Dir, dass Du trotz aller gesundheitlicher 
Einschränkungen auch weiterhin ein möglichst glückli¬ 
ches Leben mit Robert genießen kannst. 

Deine Genossinnen der DKP Main-Taunus 


Seminar der DKP Ruhr-Westfalen: 

Chance, Bedrohung, Herausforderung? 
Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse 
im modernen Kapitalismus 

am 17.5.2015 (11.00 -17.00 Uhr) 

im Haus der DKP, 45127 Essen, Hoffnungstraße 18 

„Industrie 4.0“, „Internet der Dinge“, „Big Data“, Teile und Komponen¬ 
ten aus dem 3D-Drucker: Wir erleben einen Sprung in der Produktiv¬ 
kraftentwicklung, der als „vierte Industrielle Revolution“ diskutiert wird. 
Folgende Fragen wollen wir versuchen zu klären: 

• Was sind Produktivkräfte und wie entwickeln sie sich heute? 

• Wie verhalten sie sich zu den Produktionsverhältnissen? 

• Sind die neuen Entwicklungen Chance, Bedrohung oder beides? 

• Sind sie nur dem Profitstreben des Kapitals geschuldet oder wären 
sie auch unter sozialistischen Bedingungen zu bewältigen? 

• Welche Folgen ergeben sich für die Arbeiterklasse und ihre Kämpfe, 
für unsere Politik und Strategie und für unsere betriebliche und 
gewerkschaftliche Interessenvertretung? 

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung bis 10. Mai 2015 über: 
E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 
Tel.:(0201)225147 
Fax: (0201)2698038 

Für Essen und Getränke (zu Selbstkosten) ist gesorgt! 


BERND KÖHLER UND EW02 

in dieser Straße 



Die neue Platte von Bernd 
Köhler zusammen mit ewo2, dem 
»kleinen elektronischen weltor- 
chester«. 15, - Euro + Versandkos¬ 
ten > Bestellungen über JumpUp. 
Alle Texte sind lesbar (!) in einem 
32-seitigen Booklet enthalten. 


CD DES MONATS-APRIL 


beim Berliner Chansonmagazin 
„Ein Achtel Lorbeerblatt” 


CD DES MONATS - MAI 


der Rundfunk-„Liederbestenliste” 
(Deutschland, Österreich, Schweiz) 
Mehr Infos über: www.ewo2.de 


EW02-LIVE 


_| 07.05. VÖLKLINGEN / 08.05. FRANKFURT / 09.05. BOCHUM / 17.05. BINGEN 

06.06. GLADENBACH / 06.06. MANNHEIM / 20.06. DORTMUND 


jumpup matthias henk, postfach 11 04 47,28207 bremen 
tel.: 0421 -4988535, fax.: 0421 - 4988535 ^O 

info@jumpup.de www.jump-up.de *\\v* 
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Am 26. April wurde unsere Genossin 

Annegret Gerns 

80 Jahre. 

Wir gratulieren ganz herzlich und wünschen Dir alles 
Gute, vor allem bessere Gesundheit. 

Über 65 Jahre hat Annegret sich für Frieden, Sozialismus 
und Gerechtigkeit eingesetzt, ln einem kommunistischen 
Elternhaus geboren, ist sie früh mit den Problemen der 
Arbeiterbewegung in Berührung gekommen. Schon mit 
15 Jahren trat sie der Freien Deutschen Jugend bei und 
setzte sich für die Interessen der jungen Generation ein. 
Im Laufe ihres Lebens hat sie viele Funktionen ausgeübt, 
unter anderem war sie im Bezirksvorstand Bremen, Kas¬ 
siererin usw. Noch heute ist sie in der Revisionskommis¬ 
sion tätig. 

Annegret hat immer neben ihrer Parteiarbeit in Bündnis¬ 
sen und in der Gewerkschaft gearbeitet. Während ihres 
Berufslebens war sie als Betriebsrätin in einem Baube¬ 
trieb tätig. Als „Mahnwachenfrau" steht Annegret seit 30 
Jahren jeden Donnerstag Nachmittag auf dem Bremer 
Marktplatz für Frieden, Völkerverständigung und soziale 
Gerechtigkeit. 

Fast genau so lange kämpfte sie mit den „Christinnen und 
Kommunistinnen für den Frieden". 

Jahrzehntelang war sie tätig für den „Internationalen Soli¬ 
daritätsbasar für die Völker der 3. Welt". 

Durch die Inhaftierung ihres Mannes Willi und seine Tä¬ 
tigkeit außerhalb Bremens musste sie die Erziehung ih¬ 
rer Tochter und die häuslichen Angelegenheiten alleine 
regeln. 

Wir möchten Dir Dank sagen für Deinen lebenslangen Ein¬ 
satz und Dir wünschen, dass Du noch viele Jahre mit Willi 
und Ditte verbringen kannst. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP-Gruppe Bremen. 
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Ausstellung zum Widerstand In München 

Klaus Linder (Musiker aus Berlin) singt und spielt 
Lieder des Widerstandes gegen Krieg und Faschismus 


dkpL-sms KK| knesV# 


Die UZ wünscht allen einen kämpferischen 1. Mai 



www.melodieundrhythmus.com 


tCWSMUS 


MUSIK? 

LIEDER * 

JÜDISCHE PARTISANEN 

INTERNATIONALE l|gJ3ADEN 


THEATER 


M&R MAI/JUNI 2015 Zum 70. Jahrestag der 

AD QH A AM IflHQIf I Befreiung vom Naziterror 
MD JU.4. AM mUolV ist die Melodie und Rhyth- 

UND IM BAHNHOFSBUCHHANDEL ^ ^ antifaschistischen 

Musikkultur gewidmet: 

Ob jüdische Partisanen in 
Osteuropa oder die Inter¬ 
nationalen Brigaden im 
Spanischen Bürgerkrieg. 
Und die M&R diskutiert mit 
Künstlern (Banda Bassotti, 
Rolf Becker u.a.), wie zeit¬ 
gemäße antifaschistische 
Musik als wirksame Antwort 
auf Nazi-Punk und rechten 
»mord« in Israel Hip~Hop klingen muss. 

AFTERPARTY MAIPAN_ 


M 

MELODIE UND RHYTHMUS 


\tlTELTHEMA/ 


ANTIFA 

POP 

INTFR\IIEW & ESSÄY_ 

INAS IST 

ANTIFASCHISTISCHE i 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratze bürg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


r -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
<_> 


r -\ 

TOSKANA 

Kleiner Ökohof Nähe Meer sucht 
langfristig Mitbewohner, Mit- 
beteiliger, Mieter, Helfer... 

Genaueres über E-Mail: 
imogen.gruben@online.de 

www.toskana-biohof.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



s -\ 

Studienreise 
40 Jahre nach 1975 

Vietnam und Laos 

27.12.15 bis 11.01.16 oder 
18.01.16 

Besuch in Hilfsprojekten, Kultur, 
Land und Leute. 

Kontakt: Tel. 0641 82149; fg- 
vietnam@t-online.de 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 
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unsere zeit 


.dass Kuba nie in ,die 

Hände dieser Gestalten’ fällt“ 

Betr.: Interview mit Jorge Jerez 
Belisario, UZ vom 23.4.2015, S. 9 

(...) hiermit möchten wir uns ausdrück¬ 
lich für eure Veröffentlichung des In¬ 
terviews von Tobias Kriele mit Jorge 
Jerez Belisario nach dessen Teilnahme 
am Amerika-Gipfel in Panama bedan¬ 
ken. Wir haben es mit großer Freude 
gelesen. 

Insbesondere, wer den ergreifen¬ 
den Film von Tobias „Die Kraft der 
Schwachen“ über „Jorgitos“ Werde¬ 
gang gesehen hat, kann ermessen, was 
es bedeutet, dass gerade er als einer der 
Vertreter der kubanischen Jugend am 
„Völkergipfel“ der OAS teilgenommen 
hat. 

Wie es kaum ein anderer kubani¬ 
scher Jugendlicher glaubwürdiger tun 
könnte, vertritt Jorge Jerez Belisario 
die Moral seiner Gesellschaft im Geis¬ 
te Jose Martfs, oder wie sie Gerardo 
Hernändez, einer der letzten befreiten 
der „Los Cinco“ es mit seinen Cartoons 
„Con Humor y Amor“ (Mit Humor und 
Liebe) ausdrückte. 

In Kuba ist es möglich, Liebe und 
Moral über sämtliche Handicaps siegen 
zu lassen - trotz über 50-jähriger Wirt¬ 
schafts-, Finanz- und Handelsblockade. 

Im Bewusstsein alles dessen en¬ 
gagiert sich dieser intelligente junge 
Mann, nachdem er sich zuvor mit den 
ihm zur Verfügung stehenden Kommu¬ 
nikationsmitteln, u.a. einem eigenen 
Blog, leidenschaftlich am Kampf für 
die Befreiung aller „Cuban Five“ bzw. 
„Los Cinco Heroes“ beteiligt hatte, da¬ 
für, dass Kuba nie „in die Hände dieser 
Gestalten“ fällt. 

Tatsächlich ist den US-Medien, ins¬ 
besondere Miami Herald und El Nuevo 
Herald, täglich zu entnehmen, wie die 
dafür berüchtigten „Gestalten“, Ilea- 
na Ros-Lethinen, Robert Menendez et 
al. ihre jahrelang bewährten Hebel der 
Macht im US-Kongress in Bewegung 
setzen. 

Da wir außerdem wissen, dass die 
auf dem OAS-Gipfel akkreditierten 
„Vertreter der kubanischen Zivilgesell¬ 
schaft“ wie „Söldner des Formats von 
Guillermo Farinas“ auch von der Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung finanziert wer¬ 
den, kann die internationale Solidarität 
da noch tatenlos Zusehen? 

Josie Michel-Brüning 
und Dirk Brüning , Jülich 

Nicht mehr drin gewesen? 

Betr.: „Besser wäre schon besser“, UZ 
vom 10.4.2015, S. 

Das Ergebnis des Tarifabschlusses für 
die Beschäftigten der Länder ist ak¬ 
zeptabel, andere Branchen holten auch 
nicht mehr raus. Da ist Wilhelm Koppel¬ 
mann zuzustimmen. 

Nicht akzeptabel sind seine (...) 
Anspielungen auf die vorangegange¬ 
ne Diskussion über den IGM-Tarif- 
abschluss, wodurch die inhaltliche De¬ 


batte in bloßer Polemik erstickt wurde. 
Bei diesem Organisationsgrad sei nicht 
mehr drin gewesen, heißt es. Da ist sie 
wieder, die Argumentation: Die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen seien schuld, weil 
sie sich nicht in ausreichendem Maße 
organisieren und streiken. Es ist eine 
bekannte Tatsache, dass eine offensiv 
agierende Gewerkschaft, die mit ihren 
Forderungen den Nerv der Beschäftig¬ 
ten trifft, leichter neue Mitglieder ge¬ 
winnen kann als eine, die einen Arbeits¬ 
kampf eher vermeidet (als Beispiel sei¬ 
en die Erzieherinnenstreiks genannt). 

Eine nicht geschönte Bewertung 
des Abschlusses sollte selbstverständ¬ 
lich sein - die Prozentangaben müs¬ 
sen einfach stimmen (Es gibt übrigens 
auch Kollegen, die nachrechnen!). Nur 
so werden in der Belegschaft die Über¬ 
legungen gefördert, wie beim nächsten 
Mal mehr zu holen wäre. Und wenn es 
sich um eine Niederlage handelt, muss 
dies gesagt und die Ursachen analysiert 
werden. Die Debatte, warum der Orga¬ 
nisationsgrad so niedrig ist, wie er ver¬ 
bessert werden kann, was ver.di dafür 
tut, muss geführt werden. 

Den Beamtenbund findet - soweit 
mir bekannt - kein Parteimitglied be¬ 
sonders kämpferisch. Gemeint ist mit 
dem Hinweis wohl die GdL: Bei aller 
berechtigten Kritik an ihr und ihrer Po¬ 
litik muss man feststellen, dass sie vie¬ 
len Kolleginnen und Kollegen impo¬ 
niert und Mut macht, weil sie trotz übler 
Hetze gegen sie entschlossen und offen¬ 
siv ihre Arbeitskämpfe führt und weil 
sie bei ihren Forderungen auch die nach 
Arbeitszeitverkürzung aufgestellt hat. 

Renate Münder ; München 

Widerspruch 

Betr.: „Die Mörder von Rheinmetall“, 
UZ vom 10.4.2015, S. 4 

Ich widerspreche (...) UK, der behaup¬ 
tet, dass besonders aus der IG Metall 
das Argument komme, Rüstungskon¬ 
zerne würden sichere Arbeitsplätze 
bieten. 

Beschäftigten und Betriebräten aus 
Rüstungskonzernen, auch hauptamt¬ 
lich Beschäftigten in der IG Metall, die 
sie vertreten, haben Angst um die Ar¬ 
beitsplätze der Rüstungsbeschäftigten. 
Aus dieser Angst heraus gibt es Stim¬ 
men, die Rüstungsproduktion fordern, 
um die Arbeitsplätze zu erhalten. Diese 
Stimmen in der IG Metall werden me¬ 
dial vervielfacht. Sie sind aber keines¬ 
wegs die Mehrheit in der Gewerkschaft. 

Dagegen wird die Forderung nach 
Rüstungskonversion, die zunehmend 
in öffentlichen Statements führender 
IG-Metall-Funktionäre, Diskussio¬ 
nen, Resolutionen und Anträge an den 
Gewerkschaftstag der IG Metall laut 
wird, in den „Qualitätsmedien“ kaum 
erwähnt bzw. totgeschwiegen. 

Dass aber besonders aus der IG Me¬ 
tall das Argument komme, Rüstungs¬ 
konzerne böten sichere Arbeitsplätze, 
für diese Aussage bitte ich um Belege. 


Jürgen Grässlin hat das in seiner schrift¬ 
lich vorliegenden Rede nicht behauptet. 

Die Wahrheit ist doch dass die Chefs 
führender deutscher Rüstungskonzer¬ 
ne, „die Branche ... wegen des Stopps 
vieler Projekte vor dem Verlust tau¬ 
sender Arbeitsplätze“ warnen“, so das 
„Handelsblatt“ am 5.9.14. Die Profi¬ 
teure der Rüstungsproduktion machen 
Druck und die UZ schreibt, die IG Me¬ 
tall spreche von sicheren Arbeitsplät¬ 
zen. Eine Verdrehung der Realität. 
Ich bitte um mehr Differenziertheit in 
der Berichterstattung über Rüstungs¬ 
produktion und konversionsdiskussio- 
nen - in dem sonst vermutlich korrekt 
geschilderten Ablauf des Marsches. 

Anne Rieger, Graz 

Nachtrag 

Betr.: „Die mutige Tat von Emilie 
und Fritz Zängerle“, UZ vom 
10.4.2015 S. 16 

Nachzutragen bleiben die aktuellen 
Forderungen, die am 25. März an die 
Rüsselsheimer Kommunalpolitik ge¬ 
richtet wurden. „ ,Der Krieg ist geäch¬ 
tet.’Artikel 69, Absatz 1 der hessischen 
Landesverfassung.“ Hieran hat auch 
Fritz Zängerle als KPD-Abgeordneter 
mitgewirkt. Aus diesem Grund wurde 
gefordert: „Hessentag 2017 in Rüssels¬ 
heim ohne Bundeswehr. Keine Bundes¬ 
wehr an Rüsselsheimer Schulen und bei 
der Ausbildungsmesse.“ 

An der Ehrung haben sich Genos¬ 
sinnen der türkischen KP (TKP) betei¬ 
ligt. Für den Stolperstein hat sich vor 
Jahren leider kein unwürdigerer Pate 
gefunden, als der frühere Betriebsrats¬ 
vorsitzende von Opel, Klaus Franz. Er 
ist bekannt für die Entsolidarisierung 
der Gewerkschaft, also das genaue Ge¬ 
genteil von Fritz Zängerle. 

Alexander Reich, Rüsselsheim 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten unter der Länge 
von 2000 Zeichen (inkl. Leerzeichen) blei¬ 
ben. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


„Marxistische Philosophie“ 

Einführungslehrgang der Karl- 
Liebknecht-Schule, Leverkusen. 
Referentin: Nina Hager.Samstag, 
i 6 .Mai und Sonntag, 17 . Mai 2015 . 
Weitere Informationen und An¬ 
meldung unter www.karl-lieb- 
knecht-schule.org. 

Lesen in der Galerie 

Zum 70 . Jahrestag der Befrei¬ 
ung vom Faschismus lesen Hei- 
drun Hegewald und Armin Stol¬ 
per am Dienstag, dem 5 . Mai um 
17.00 Uhr in der GBM-Galerie, 
Weitlingstraße 89 in Berlin aus 
ihren Texten. 
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fr ★ 1 . MAI 


Schweinfurt: DKP-Stand auf dem Georg- 
Wichtermann-Platz, ab 11.00 Uhr. 

Köln: DKP-Infozelt auf dem Heumarkt, ab 
11.00 Uhr._ 

Recklinghausen: DKP-Stand am Ruhrfest¬ 
spielgelände, Zugang Dorstener Straße, ab 
10.00 Uhr. 


SA ★ 2. MAI 


Köln: Rote Maifeier der DKP im Zeichen des 
70. Jahrestages der Befreiung vom Faschis¬ 
mus und des Sieges über Nazideutschland. 
Kulturprogramm mit dem chilenischen Duo 
„Musikandes“ aus Saarbrücken. Halle am 
Rhein des SSM e.V., Am Faulbach in Köln- 
Mülheim, 15.00 Uhr bis 21.00 Uhr. 


SO ★ 3. MAI 


Hamburg: „Dauerausstellung zur Zwangs¬ 
arbeit in Hamburg 1939-1945.“ Jetzt wie¬ 
der jeden ersten Sonntag im Monat Füh¬ 
rung durch die erweiterte Dauerausstel¬ 
lung in den letzten erhaltenen ehemaligen 
Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, Lager 
Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi-Bredel- 
Gesellschaft-Geschichtswerkstatt e.V. Wil- 
helm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bhf Flughafen, 
14.00 Uhr. 


MO ★ 4. MAI 


Hamburg: „8. Mai 1945 - Befreiung, was 
sonst?“ Zeitzeugen und Berichte in Ton und 
Bild zum 70. Jahrestag der Befreiung vom Fa¬ 
schismus. Öffentliche Veranstaltung der DKP 
Fuhlsbüttel-Langenhorn. Bürgerhaus Lan¬ 
genhorn, Tangstedter Landstraße 41 (gegen¬ 
über U-Bhf Langenhorn Markt), 19.00 Uhr. 

Göttingen: „Antifaschistische Einheit oder 
antitotalitäre Spaltung? Über strategische 
Ausrichtungen im Kampf gegen den Fa¬ 
schismus.“ Veranstaltung der DKP mit Jür¬ 
gen Lloyd. Holbornsches Haus, Rote Stra¬ 
ße 34,19.00 Uhr. 


Dl ★ 5.MAI 


München: Gruppenabend der G0 Neuhau¬ 
sen-Süd, Referat: Südafrikas wirtschafltiche 
und politische Stellung. Berichte, Diskussi¬ 
on und Planung verschiedener Aktivitäten. 
19.00 Uhr, Waldfriedhof, im Komm-Treff, 
Holzapfelstr. 3 


Ml ★ 6. MAI 


Frankfurt: „70. Jahrestag der Befreiung von 
Krieg und Faschismus“, Veranstaltung der 
DKP. DGB-Haus Frankfurt, Willi-Richter-Saal, 
19.30 Uhr._ 

München: Mitgliederversammlung der DKP- 
Gruppe München Ost. Info über die Kreisde¬ 
legiertenkonferenz und zu den Aktionen ge¬ 
gen das G7-Treffen. Bernd Bücking spricht 
zu „Kapitalistische Waren- und Mehrwertpro¬ 
duktion und zwei neue Fragen“. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


DO ★ 7. MAI 


Düsseldorf: „NATO-Osterweiterung“, DKP- 


KMV. Bürgerhaus Bilk, Himmelgeister Stra¬ 
ße 107, Raum 116/117,19.00 Uhr. 


FR ★ 8. MAI 


Göttingen: Gedenkveranstaltung der VVN- 
BdA zum 8. Mai 1945 anlässlich der Be¬ 
freiung vom deutschen Faschismus. NS- 
Zwangsarbeiter-Mahnmal, Ausgang Bahnhof 
Westseite, 18.00 Uhr. 

Cottbus: Aktionen zum Tag der Befreiung 
vom Faschismus. Fotoausstellung, Oberkirch- 
platz, 15.00 Uhr. Demonstration und Kranz¬ 
niederlegung, 17.00 Uhr. Party: „Wer nicht 
feiert hat verloren.“ Scandale, 22.00 Uhr. 

Schweinfurt: „Nie wieder Faschismus - nie 
wieder Krieg!“ Gruppenabend der DKP mit 
Gästen vom RotFuchs Suhl. DFG-VK Büro, Ga¬ 
belsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Köln: Kundgebung der DKP-Gruppe Porz/Poll 
am Ehrenmal der Sowjetsoldaten. Friedhof 
Köln-Porz, Alfred-Nobel-Straße, 17.00 Uhr. 


SA ★ 9. MAI 


Düsseldorf: Gedenken der DKP mit Gästen 
der NCPN am Niederländischen Ehrenfried¬ 
hof auf dem Stoffeier Friedhof, Treffpunkt: 
Eingang Bittweg 60,15.00 Uhr. 

Düsseldorf: Gedenken für die sowjetischen 
Kriegsgefangenen und Zwangsarbeiter an¬ 
lässlich der Befreiung vom Faschismus. So¬ 
wjetischer Ehrenfriedhof, Blanckertzstraße, 
17.00 Uhr._ 

Bremen: Gedenkkundgebung der „Initiative 
Nordbremer Bürger gegen den Krieg“ am 
Tag des Sieges über den Faschismus mit 
Gerd Meyer, Internationale Friedensschule 
Bremen. Gedenkstätte Bahrsplate; Bremen- 
Blumenthal, 11.00 Uhr. 

Hof (Saale): „70 Jahre Befreiung vom Fa¬ 
schismus!“ WN-BdA Hof-Wunsiedel und 
DKP Oberfranken gedenken derer, die für 
unsere Befreiung gekämpft haben. Treff¬ 
punkt Hofer Friedhof, unterer Eingang, 
14.00 Uhr. 


SO ★ 10. MAI 


Ulm: „8. Mai 1945-70 Jahre Befreiung vom 
deutschen Faschismus.“ Gedenkveranstal¬ 
tung der DKP-Kreisorganisation Ulm/Alb- 
Donau. Gewerkschaftshaus Ulm, Weinhof 
23,11.00 Uhr._ 

Göttingen: „Wölfe mitten im Mai“, Lieder¬ 
abend gegen den Rechtsruck in Europa mit 
Kai Degenhardt. Veranstalter: WN-BdA, ver. 
di, Jüdische Kultusgemeinde, Jüdisches 
Lehrhaus, Bistro Löwenstein, Rosa Luxem¬ 
burg Stiftung. Bistro Löwenstein, Rote Stra¬ 
ße 26. Eintritt 6,00 Euro. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo ( 126 ,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis ( 72 ,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160 ,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 
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www.uzshop.de 



CD 15,- € 

Uvea uf nahmen aus 33 Jahren linker 
Gegenkultur in Deutschland, U.a, Hannes Wader, 
Franz-Josef Degenhardt, mti Hlimani, Sands Family, 
Mercedes sosa, 


Kaffeetasse / Kaffeebecher 7 - € 

Motiv „Tag der Befreiung" 

Hot Aufdruck schwarz + Elfenbein, 

95 mm x 80 mm, Füllmenge 300 ml 



Girlie-Shirt 14 - € Kapuzenpullover 24,- € T-Shirt 14,- € 

Motiv „Tag der Befreiung" 

Schwarz, Aufdruck Rot + Elfenbein, 

Baumwolle, Öko-Siegel Größen: m f l xl oder xxl 



Girlie-Shirt 12-€ Kapuzenpullover 22,-€ T-Shirt 12,-C 

Motiv „Rosa” + DKP Logo 

schwarz, Aufdruck Rot 
Baumwolle, Öko-Siegel 
Größen: M, L, XL oder xxl 


Girlie-Shirt 12,-€ Kapuzenpullover 22,- € T-Shirt 12,-€ 

Motiv „che" + dkp Logo 

Schwarz, Aufdruck Rot 
Baumwolle, Öko-Siegel 
Größen: M, L, XL oder xxl 



DEUTSCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI 
www.dkp.de 








Trotz alledem! 




schal io,-€ 

Motiv „Deutsche Kommunistische Partei" 

Rot Schrift weiß, Länge: ca. 13S cm 


Schal 10,-€ 

Motiv „Trotz alledem!" 

Rot, Schrift weiß, lange: ca., 135 cm 



uz-Dökumentation 3,-€ 

Gegen die imperialistischen Kriege 
(Broschüre, DIN-A 5,64 Seiten) 

uz-Dokumentation 3,-€ 

Die Wohnungsfrage ist eine 
Klassenfrage 

(Broschiine, DIN-A 5,64 Seiten) 


Programm der Deutschen 
Kommunistischen Partei 2,-€ 

(Broschüre, din-a 5,54 seiten) 

Antworten der dkp 
auf die Krise 1,- € 

(Broschüre, DiN-A 5,34 Seiten) 
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lh dtn Sürferkrwg 


4-wochen-Rrobeabo 
unsere zeit - GRATIS! 

vier Wochen U2 lesen - 
ohne weitere Verpflichtung 


NEU! Weitere Artikel unter: 

www.uzshop.de 


Hiermit bestelle ich verbindlich folgende Artikel (Lieferung per Rechnung): 


Artikel 

: Beschreibung 

Preis 

: Anzahl Größe 

Kapu zenpul lover 

; 70 Jahre Befreiung 



T-Shirt 

j 70 Jahre Befreiung 

i4,-e 


Glrlle-TShirt 

j 70 Jahre Befreiung 

14 h - C 


Kaffeebecher 

i 70 Jahre Befreiung 

7,-€ 


Kapuzenpullouer 

: ROSa + DKP-LOgO 

22 r € 


T-Shirt 

j Rosa + DKP-Logo 

12,-£ 

j j 

Girlie-T-Shirt 

j Rosa + DKP-Logo 

12,-£ 

\ \ 

Kapuzenpullover 

\ che + DKP-LOgO 

22 f: € 

} \ 

T-Shirt 

\ Che + DKP-LOgO 

12h- C 

3 i 

Girlie-Shirt 

\ Che + DKP-LOgO 

12h : €„ 

: ; 

CD 

\ Gemeinsam gegen Krieg und ... 

15,- € 

i : 

Schal 

| DKP 

10/£ 

! ! 

Schal 

i Trotz alledem! 

10,-E 

\ \ 

Broschüre 

I Gegen die imperialistischen Kriege j 

X-€ 

: j 

Broschüre 

j Die Wohnungsfrage,,, 

3h-E 

i ■ 

Broschüre 

i Programm der dkp 

.2,-€ 

\ \ 

Broschüre 

i Antworten der DKP auf die Krise 

.Vf 

\ : 

4-wochen-Probeabo 

\ UZ - unsere zeit 

0,-£ 



; Porto & Verpackung 

£-£ 

] j 


j siinvirie (beinhaltet’ MWSt)' 
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Absender (Sitte in Druckbuchstaben susfüllen): 

Ngme. \famame Straße. Hgwsrir 


PLZ, Oft Tetefonnr 


E-Mail Datum, UnterErfirift 


Bestellung einsenden an: 

CommPress Verlag GmbH E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Hoffnungstralie 1B 45127 Essen Tel 0201 1778S923 . Fax 0201 17788928 


















































